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Rheologie und rheologisches Verhalten der Stoffe unter besonderer 
Berücksichtigung der Schmierstoffe *, Teil I 
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Amts- und Mitteilungsblatt der Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM) 14 (1984) Nr. 2 S. 115 / 119 

Manuskript-Eingang 19. März 1984 

Inhaltsangabe (Teil I und II) 

in dem in zwei Teilen erscheinenden Aufsatz werden ein leitend Begriff , Aufgaben und Arbeitsweise der Rheologie erörtert. Die rheologischen 
Eigenschaften der Stoffe sind für ihre Verarbeitung und für ihre Verwendung als Fertigprodukt von erheblicher Bedeutung und daher von 
Einfluß auf die Verfahrenstechnik . Von besonderem Interesse für die Rheologie sind diejenigen Stoffe, deren Verhalten im Bereich zwischen 
dem Hookschen Festkörper und der Newtonsehen Flüssigkeit liegt . 

Nach einer kurzen Behandlung der Rheometrie der Flüssigkeiten wird das Fließverhalten von mineralischen Schmierölen mit hochpolymeren 
Additiven beschrieben und dargestellt. Auf Möglichkeiten der Nutzung der nicht-Newtonschen Eigenschaften derartiger Schmieröle wird 
eingegangen. Hinweise auf die Informations- und Dokumentationstätigkeiten sowie auf Veranstaltungen auf dem Gebiet der Rheologie 
bilden den Abschluß . 
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1. Die Rheologie als Wissenszweig 

Unter der Rheologie oder Fließkunde versteht man im ganz 
a llgemeinen Sinne die Lehre vom mechanischen Verhalten der 
deformierbaren Körper in dem weiten Bereich zwischen den 
festen und den flüssigen Stoffen. Diesem Wissenszweig von der 
Deformation und dem Fließen der Stoffe wurde von Bingham 
im J a hre 1929 der Name Rheologie gegeben. Gleichzeitig 
erfolgte die Gründung der ersten rheologischen Gesellschaft, 
der (American) Society of Rheology, die zur Zeit etwa 
I 000 Mitglieder hat. 

Strenger formuliert ist die Rheologie diejenige Wissenschaft, 
welche die Erscheinungen zu messen, zu beschreiben, zu 
erk lären und anzuwenden sucht, die bei der Deformation und 
dem F ließen der Stoffe in denselben auftreten. 

Die Rheologie als Wissenszweig steht nach Giesekus der 
Mecha nik als einer der physika lischen Disziplinen am nächsten . 
Die klassische Mechanik mit ihren Theorien einerseits und die 
Rheologie andererseits unterscheiden sich aber wesentlich in 
der Zielsetzung. Die Theorien der Mechanik behandeln vor 
a llem die statischen und dynamischen Erscheinungen, wobei 
der Stoff mit idealisiertem Verhalten vorgegeben wird. Die 
Rheologie konzentriert sich dagegen auf den Stoff bzw. in der 
Technik auf den Werkstoff und die Kennzeichnung seiner 

* Vortrag im Kolloquium "Mechanik und Strömungsmechanik" , 
WS 82/83, der Universität Essen 

Verformungs- und Fließeigenschaften. Sie ist daher eine der 
Grundlagenwissenschaften der Materialprüfung und -forschung. 
Im Mittelpunkt des Interesses steht die rheologische 
Stoffgleichung oder rheologische Zustandsgleichung, und es 
werden Vorgänge zunächst einmal nur im Hinblick auf di e 
daraus zu erschließenden Stoffeigenschaften betrachtet. Erst im 
Bereich der Anwendung erfolgt da nn eine Umkehrung der 
Blickrichtung von den Stoffeigenschaften zu den Vorgängen 
hin , woraus die Bedeutung der Rheologie z. B. für di e 
Verfahrenstechnik und Schmierungstechnik folgt. 

Die Verfahrenstechnik benötigt die Kenntnis des Einflusses der 
rheologischen Eigenschaften von Stoffen auf deren Verarbei­
tung und auf die Konstruktion von Verarbeitungsmaschinen, 
Fördereinrichtungen und dergl. In der Schmierungstechn ik ist 
mit dem rheologischen Verhalten der Schmierstoffe Tragfähig­
keit, Reibung und Verschleiß verbunden. 

In stofflicher Hinsicht gibt es für die Rheologie keine 
Beschränkungen. Allerdings sind die das Wasse r, die Luft und 
die Festkörper betreffenden normalen Erscheinungen besonde­
ren Disziplinen vorbehalten, nämlich der Hydromechanik, der 
Aerodynamik und der Elastizitätstheorie. Die Rheologie sieht 
ihr Aufgabengebiet mehr in der Messung, Kennzeichnung und 
Erklärung der Verformungs- und Fließeigenschaften von 
Stoffen, die weder reine F lüssigkeiten mit Newtonsehern 
Fließverhalten noch Festkörper mit angenähert Hookeschem 
Verhalten sind. Hierzu gehören Schmieröle mit hochpolymeren 
Zusätzen, kolloide Lösungen , Suspensionen, Schlämme, Fette, 
Teige , Pasten, Schmelzen, Wachse , Farben, Lacke, Klebstoffe , 
Kunststoffe und Kautschuk im Zustand der Verarbeitung, 
bituminöse Stoffe , Gläser, Zement, Papier, pharmazeutische 
Präparate , biologische Substanzen , Lebensmittel und derglei­
chen. Diese Materialien zeigen rheologische Eigenschaften , die 
nicht mit Begriffen der klassischen Hydrodynamik und 
Elastizitätstheorie beschrieben werden können. 

Das rheologische Verhalten der Stoffe wird durch Kräfte und 
Längenänderungen beschrieben. Wenn diese Begriffe durch 
Spannungen und Verformungen bzw. Verformungsgeschwin­
digkeiten bei Flüssigkeiten ersetzt werden, führt das Ergebnis 
zu einer rheologischen Zustandsgleichung oder rheologischen 
Stoffgleichung. Die Bereitstellung solcher rheologischen 
Gleichungen bzw. Stoffgesetze , die z. T. Abhängigkeiten von 
der Zeit enthalten, ist ein Hauptanliegen der Rheologie . Sie 
geben die Eigenschaften der Stoffe einschließlich der 
Flüssigkeiten wieder. 
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Man kann auf zwei verschiedenen Wegen zu einer derartigen 
Bezeichnung gelangen. 

I. Man geht von der Modellvorstellung aus, daß der Körper ein 
Kontinuum ist. Den so vorgehenden beschreibenden Zweig 
der Rheologie bezeichnet man als phänomenologische 
Rheologie. Er entspricht der Kontinuumsmechanik. 

2. Man geht von der Mikrostruktur des Körpers aus und 
versucht mit Hilfe der statischen Mechanik zu einer 
Beziehung zwischen Spannung und Deformation zu gelan­
gen . Die rheologische Zustandsgleichung wird also in diesem 
Falle aus der inneren Struktur eines Stoffes, z. B. einer 
Lösung, hergeleitet. Diesen erklärenden Zweig der Rheolo­
gie bezeichnet man als Strukturrheologie. 

In beiden Fällen wird der Körper jedenfalls durch ein Modell 
ersetzt, so daß die Stoffgleichung eine Modellsubstanz definiert , 
die die Eigenschaften der realen Stoffe in mehr oder weniger 
guter Näherung wiedergibt. 

Die ältesten Stoffgleichungen sind das Hooksche Gesetz für 
ideal elastische und die Gesetze von Newton und Stokes für rein 
viskose Körper. Für die Beschreibung der Vorgänge bei vielen 
realen Stoffen, die sowohl elastisch als auch viskos, also 
viskoelastisch si nd, reichen diese Beziehungen aber nicht aus. 
Daher werden viele Versuche zur Aufstellung allgemeiner 
rheologischer Zustandsgleichungen unternommen. Der elasti­
sche Hooksche Festkörper und die viskose Newtonsehe 
Flüssigkeit sind Grenzfälle viskoelastischer Verhaltensweisen. 
Ein relativ einfaches rheologisches Verhalten zeigen die 
einfacher aufgebauten Festkörper und die reinen Flüssigkeiten. 
Das ist allerdings selbst bei diesen nur der Fall , solange sie nicht 
extrem hohen Beanspruchungen unterworfen werden . Alle 
übrigen Materialien mit kompliziertem , weniger einheitlichem 
Aufbau weisen ein komplexeres Deformationsverhalten schon 
unter weniger extremen oder soga r unter allen experimentellen 
Bedingungen auf. 

Um rheologische Probleme mathematisch behandeln zu 
können , muß man im Hinblick auf die Komplexität des 
rheologischen Verhaltens wirklicher Materialien unter ihren 
kritischen Betriebsbedingungen das wirkliche Sys tem durch 
einen oder mehrere idea lisierte Körper bzw. Modelle ersetzen, 
die genau definierte rheologische Eigenschaften besitzen. Zur 
Beschreibung des Deformationsverhaltens sind daher eine 
Reihe von Standardmodellen durch Kombination von Federn, 
Dämpfungszylindern und sonstigen Elementen geschaffen 
worden, die ein qualitativ ähnliches Verhalten wie eine Anzahl 
wirklicher Materialien aufweisen . Die Modelle sollen bezüglich 
des Verformungsverhaltens einerseits die wichtigsten Kennzei­
chen des Materials aufweisen, andererseits aber auch einfach 
genug sein, um die Anwendung der Theorien der Kontinuums­
mechanik zu ihrer Untersuchung zuzulassen. Reicht ein solches 
Standardmodell nicht aus, so werden verschiedene derartige 
Modelle in Reihe und/oder parallel geschaltet. Es können also, 
obwohl es nur eine begrenzte Zahl grundlegender Modelle der 
Deformation gibt, diese in verschiedenstem Umfang und in 
irgendeiner Kombination auftreten , entweder aufgrund der 
Eigenschaften des Materia ls oder der Deformationsbedingun­
gen. Es ist daher oft möglich , Strukturen lediglich aufgrund 
ihres mechanischen Verhaltens in einem begrenzten Bereich zu 
beurteilen bzw. umgekehrt das mechanische Verhalten aus dem 
Aufbau der Stoffe zu schließen. Nur die Untersuchung über 
einen weiten Bereich der Spannungen, Schergefälle und 
Temperaturen kann ein ausreichend vollständiges Bild zur 
Vorhersage des rheologischen Verhaltens oder für Schlüsse in 
bezug auf die molekulare Struktur geben. 
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Die Erfassung des Materialverhaltens erfolgt entweder direkt 
experimentell oder mit Hilfe einer Theorie, die entweder 
induktiv, also aus den Ergebnissen von Experimenten 
hergeleitet ist , oder deduktiv ist und mit Hilfe von 
Experimenten geprüft sein muß. Der wesentliche Unterschied 
zwischen der rationalen oder induktiven , theoretischen 
Methode und der empirischen oder deduktiven, experimentel­
len Methode liegt also darin, daß im ersten Fall Schlußfolgerun­
gen aus Annahmen hergeleitet werden , während man sie im 
zweiten Fall aus Beobachtungen gewinnt. Die Stärke der 
ra tionalen theoretischen Methode liegt in der Abstraktion und 
der Allgemeinheit der Formulierungen, ihre Schwäche in der 
Tatsache , daß, je allgemeiner und formaler die Sprache ist , um 
so weniger quantitative Lösungen spezifischer Probleme 
erwartet werden können. Allein mit den Mitteln der 
Mathematik ist es nur möglich , vorherzusagen, wie sich ein 
bestimmtes Modell , nicht aber wie sich ein verwickelter Stoff 
verhalten wird. 

Die theoretischen Untersuchungen auf dem Gebiet der 
Rheologie beziehen sich überwiegend auf die Herleitung 
grundlegender Beziehungen. Diese, die verschiedenen Stoffe 
betreffenden Wechselbeziehungen zwischen Kräften und 
Bewegungen umfassen den Teil der Bewegung, der mit Gestalts­
und Dichteänderungen des Mediums verbunden ist, und deren 
Summe die vollständige Deformation ergibt. Im allgemeinen 
beschränkt man sich hierbei auf die Untersuchung der 
Gestaltsänderung bzw. bei Fließvorgängen auf die Geschwin­
digkeit der Gestaltsänderungen. Besonders viele Untersuchun­
gen beziehen sich auf die Viskoelastizität konzentrierter 
Lösungen von Polymeren und anderer makromolekularer 
Substanzen . Bei Durchsicht des Schrifttums zeigt sich, daß die 
auf makroskopischer Betrachtungsweise beruhenden Kontinu­
umstheorien wesentlich weiter entwickelt sind als die 
strukturrheologischen Theorien , die sich der Mikromechanis­
men annehmen und eine Erklärung der Stoffeigenschaften aus 
der Struktur des Stoffs im weitesten Sinne, die auch eine 
Teilchenorientierung in einer Flüssigkeit einschließt, versu­
chen. 

Bei festen Stoffen beschäftigt sich die Rheologie wie schon 
erwähnt weniger mit der einfacheren reversiblen elastischen 
Verformung. Sie widmet sich stärker der irreversiblen 
plast ischen Verformung, deren Bearbeitung infolge des 
Einflusses der Formänderungsgeschichte schwieriger ist . Läßt 
man verschiedene Belastungswege in einem bestimmten 
Spannungspunkt enden, so gelangt man keineswegs zu gleichen 
Endverformungen. Umgekehrt erreicht man bei Vorgabe 
verschiedener Verformungswege, die zum gleichen Endverfor­
mungszustand führen , nicht die gleichen Spannungszustände. 

Für viele Rheologen steht die Erfassung des mehr oder weniger 
anomalen Fließverhaltens von Flüssigkeiten und flüssigkeits­
ähnlichen Stoffen im Hinblick auf ihren Einsatz im 
Vordergrund des Interesses. In den späteren Ausführungen sei 
daher hierauf in einem Beispiel besonders eingegangen. 

Die Rheologie hat zusammen mitden Werkstoffwissenschaften 
in den letzten Jahren sehr an Bedeutung gewonnen, was im 
wesentlichen auf die Einführung neuer Werkstoffe und die mit 
den Fortschritten der Technik verbundene größere Werkstoff­
beanspruchung zurückzuführen ist, die sich z. B. in der 
Tribologie aus höheren Geschwindigkeiten, höheren Flächen­
pressungen, extremeren Temperaturen und dergl. ergibt. Die 
Rheologie hat darüber hinaus auch in anderen Bereichen, so der 
Biologie und der Medizin, Eingang gefunden . Es hat sich 
gezeigt, daß für die verschiedenen Stoffe die Notwendigkeit 
einer hinreichenden Beschreibung und Erklärung ihrer 



Verformungs- und Fließeigenschaften besteht. Die Entwick­
lung ist im Bereich der Rheologie u. a. durch eine Ausdehnung 
der rheologischen Meßtechnik (Rheometrie) auf größere 
Meßbereiche im Hinblick auf Temperatur, Druck und 
Schergefälle gekennzeichnet. In verstärktem Maße werden 
Untersuchungen über das rheologische Verhalten von 
Werkstoffen, zu denen auch die Schmierstoffe gehören, m 
Zusammenhang mit ihrem Gebrauchswert betrieben. 

2. Rheologie der Stoffe 

Bezüglich der Stoffe bzw. Stoffarten bestehen für die Rheologie 
keine Beschränkungen. Allerdings sind, wie bereits erwähnt, die 
zahlreichen Stoffe von besonderem Interesse , deren Verhalten 
von dem des Hookschen Körpers einerseits und dem einer 
Newtonsehen Flüssigkeit andererseits erheblich abweichen. 
Auf ihr Verformungs- und Fließverhalten untersucht werden 
vorwiegend die im folgenden genannten Stoffe . Das geschieht 
z. T . zweckfrei im Rahmen der Grundlagenforschung, meist 
aber im Hinblick auf die Verarbeitung und Anwendung der 
Stoffe . Hierbei handelt es sich, wie z. T. bereits vorher erwähnt, 
um homogene Flüssigkeiten und flüssige Lösungen, zu denen 
anorganische Flüssigkeiten und Schmelzen sowie Polymerlö­
sungen und -schmelzen gehören . 

Weiter sind die homogenen organischen Festkörper zu nennen, 
zu denen Polymere (Kunststoffe, Kautschuk und Silikone) und 
Natur- und Chemiefasern sowie Farben und organische 
Überzüge gehören. Di;! Untersuchungen der Polymere in 
flüssiger und fester Form sind besonders zahlreich. Aber auch 
die rheologischen Eigenschaften anorganischer Festkörper wie 
Metalle, Gläser usw. werden ermittelt. Auch heterogene 
Stoffsysteme und Stoffe besonderer Herkunft und Anwendung 
erregen das Interesse der Rheologie . Hierzu gehören flüssige 
disperse Systeme, Pasten, Kolloide, Böden, Kohle, Zement, 
Beton, Verbundwerkstoffe, Schaumstoffe, Holz, Papier, 
Textilien, Leder, pharmazeutische Präparate, Kosmetika, 
biologische Substanzen wie Blut, Gewebe und Synovialflüssig­
keiten, Nahrungs- und Futtermittel , Fette, Wachse, bituminöse 
Stoffe, Mineralöle u . a . 

Bei den Anwendungen sei besonders auf die Rheologie der 
Verfahrenstechnik und die Rheologie der Reibung, der 
Schmierstoffe und der Schmierung verwiesen. Zu den die 
Rheologie interessierenden Teilen der Verfahrenstechnik 
zählen neben dem Ur- und Umformen der Werkstoffe, dem 
Schneiden und Zerspanen , dem Kleben und Beschichten, dem 
Rühren und Mischen insbesondere die Strömungs- und 
Transportvorgänge aller Art. 

Da die Rheologie in der Bundesanstalt für Materialprüfung 
organisatorisch mit 'der Tribologie, der Lehre von der 
wissenschaftlichen Erforschung und technischen Anwendung 
der Gesetzmäßigkeilen und Erkenntnisse für die Sachgebiete 
Reibung, Verschleiß, Schmierung und Schmierstoffe verbun­
den ist, ist dem rheologischen Verhalten der Schmierstoffe und 
seiner Bedeutung für die Wirkung der Schmierstoffe im Einsatz 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet worden . Es wird daher 
im Rahmen dieser Ausführungen hierauf besonders eingegan­
gen. Wegen seiner Bedeutung für die Rheologie soll im 
folgenden das rheologische Verhalten von Flüssigkeiten 
ausführlicher behandelt werden. 

3. Rheologisches Verhalten von Flüssigkeiten 

3.1 Allgemeines 

Das Fließen zahlreicher, insbesondere remer Flüssigkeiten, 

wird durch das Newtonsehe Gesetz beschrieben, in dem der 
Proportionalitätsfaktor 'Y} zwischen Schubspannung T und 
Geschwindigkeitsgefälle D als (dynamische) Viskosität bezeich­
net wird. Es ist 

T = 77 D 

TJ ist einefür die betrachtete Flüssigkeit charakteristische Größe 
und hängt zwar von Temperatur und Druck, nicht aber vom 
Geschwindigkeitsgefälle ab. Das in der Kapillarviskosimetrie 
und Hydrodynamik auftretende Viskositäts-Dichte-Verhältnis 
wird als kinematische Viskosität v bezeichnet 

17 
-=lJ 
p 

p =Dichte 

3.2 Einteilung der Flüssigkeiten 

Man unterscheidet zunächst newtonsehe und nichtnewtonsehe 
Flüssigkeiten. 

Newtonsehe Flüssigkeiten zeigen ein linear-reinviskoses Verhal­
ten im Sinne des Newtonsehen Fließgesetzes, wobei der Begriff 
reinviskos auf das alleinige Vorhandensein von Viskosität ohne 
elastische Komponenten hinweist. Unter dem Oberbegriff 
nichtnewtonsehe Flüssigkeiten werden drei Klassen von 
Flüssigkeiten zusammengefaßt: die nichtlinear-reinviskosen , 
die linear-viskoelastischen und die nichtlinear-viskoelastischen 
Flüssigkeiten. Nichtlinear-reinviskos sind alle Flüssigkeiten, bei 
denen beim Fließen Schubspannung und Schergefälle entweder 
über eine nichtlineare Beziehung zusammenhängen oder bei 
denen neben Schubspannungen auch sog. Normalspannungen 
auftreten. Bei zeitlich veränderter Schubspannung müssen 
elastische Verformungen vernachlässigbar sein. 

Über die genannten reinviskosen Flüssigkeiten hinaus gibt es 
weitere Flüssigkeiten, die viskoelastisch sind, also neben den 
viskosen auch elastische Eigenschaften aufweisen. Bei ihnen 
wird eine durch die Einwirkung einer Schubspannung 
verrichtete Verformungsarbeit nicht sofort vollständig dissi­
piert , also irreversibel in Reibungswärme verwandelt, sondern 
ein Teil zunächst elastisch gespeichert. Die mechanischen 
Eigenschaften solcher Stoffe hängen infolge des Zusammenwir­
kens des elastischen und des viskosen Verhaltens von der 
Beanspruchungszeit ab. Es handelt sich um eine linear 
viskoelastische Flüssigkeit, wenn alle irreversiblen (viskosen) 
Anteile des Fließvorganges nach dem newtonschen Ansatz, alle 
reversiblen (elastischen) Anteile nach dem Hookschen Gesetz 
verlaufen. Von einer nichtlinearen viskoelastischen Flüssigkeit 
spricht man, wenn mindestens eine der genannten Bedingungen 
nicht erfüllt ist. Abweichungen vom linearen Verhalten sind 
insbesondere bei hohen Schergefällewerten zu erwarten. 
Hieraus erkennt man die Problematik einer rheologischen 
Einteilung der Flüssigkeiten, die in gewissem Umfange von der 
Höhe der Scherbeanspruchung abhängig ist . 

Die bisher beschriebenen Flüssigkeiten erfassen die gesamte 
Klasse der Flüssigkeiten. Im Prinzip sind aber alle rheologi­
schen Eigenschaften entsprechend dem Relaxationsverhalten 
der Stoffe zeitabhängig. Wegen der häufig sehr kleinen 
Relaxationszeiten braucht das aber nur in den Fällen 
berücksichtigt zu werden, in denen die Zeitabhängigkeit nicht 
mehr zu vernachlässigen ist. In diesen Fällen spricht man von 
Flüssigkeiten mit zeitabhängigen rheologischen Eigenschaften. 
Diese zeitabhängigen Änderungen der Fließeigenschaften sind 
die Thixotropie und Rheopexie. Als Thixotropie bezeichnet man 
eine von der Größe der Beanspruchung abhängige Abnahme 
der Viskosität mit der Dauer einer bestimmten Scherbeanspru­
chung bis zu einem zeitlich konstanten Endwert. Tritt das 
Gegenteil , also eine Zunahme der Viskosität ein, so spricht man 
von Rheopexie. Diese Begriffe gelten streng genommen für 
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reversible Änderungen, werden aber häufig auch für 
irreversible Änderungen verwendet. 

Ein Begriff, der z. B. für Schmierfette von Bedeutung ist, ist der 
der Plastizität. Ein Stoffheißt plastisch, wenn er sich bei kleinen 
Schubspannungen bis zu einer Fließgrenze wie ein Festkörper 
verhält, im Schubspannungsbereich oberhalb dieser Grenze 
aber flüssig ist. 

3.3 Darstellung des Fließverhaltens 

Zur Darstellung des Fließverhaltens werden Fließkurven 
aufgenommen, aus denen Viskositätskurven abgeleitet werden 
können. Eine Reihe typischer Fließkurven zeigt die obere Reihe 
der Abb. 1. Hier ist linear die Schubspannung als Abszisse und 
das Geschwindigkeits- oder Schergefälle als Ordinate aufgetra­
gen. Newtonsehe Flüssigkeiten ergeben Geraden mit einer der 
konstanten Viskosität entsprechenden konstanten Steigung. 
Eine mit dem Geschwindigkeitsgefälle zunehmende Steigung 
der Fließkurve wird als strukturviskoses Verhalten, eine 
abnehmende Steigung als dilatantes Verhalten gekennzeichnet. 
Das dritte Diagramm gibt das Fließverhalten plastischer Stoffe 
wieder, die im Falle des newtonschen Verhaltens nach 
Überschreiten der Fließgrenze als Bingham Körper bezeichnet 
werden. Das letzte Diagramm zeigt ein strukturviskoses 
Verhalten, das von zwei newtonschen Bereichen eingegrenzt 
wird. Dieses Verhalten ist typisch für Schmieröle mit 
hochpolymeren Additiven . Die Darstellung setzt emen 
hinreichend großen Untersuchungsbereich voraus. 
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TID = 77 als Funktion von D oder r ergibt die in der unteren 
Reihe angegebenen Viskositätskurven. Wegen der angestrebten 
Darstellung des Fließverhaltens über viele Zehnerpotenzen der 
Schubspannung und des Schergefälles werden die Fließ- und 
Viskositätskurven in der Regel auf doppelt logarithmischem 
Papier aufgetragen. 

Da in der rheologischen Meßtechnik, der Rheometrie, die 
Berechnung der Schubspannung und des Schergefälles aus den 
Meßdaten und Geräteabmessungen aufgrundvon Gleichungen 
erfolgt, die nur für newtonsehe Flüssigkeiten exakt gültig sind, 
handelt es sich streng genommen um scheinbare Fließkurven 
und dementsprechend auch um scheinbare Viskositätskurven. 
Die so erhaltenen Abweichungen der scheinbaren Fließkurven 
von den korrigierten Fließkurven sind aber im Vergleich zu den 
Abweichungen des Fließverhaltens nichtnewtonscher Flüssig­
keiten zum Fließverhalten newtonscher Flüssigkeiten klein und 
daher meist vernachlässigbar. Umrechnungen mit Hilfe von 
Korrekturformeln sind möglich . 

Zur Beschreibung und mathematischen Erfassung des linearen 
viskoelastischen Verhaltens der Stoffe benutzt man Modelle, 
die das elastische und viskose Verhalten kombinieren. Diese 
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werden aus Federn und Dämpfern so zusammengestellt, daß sie 
im Verformungsversuch ein ähnliches Verhalten zeigen wie die 
beanspruchten Stoffe. 

Die beiden Grundmodelle sind das Maxwell-Modell und das 
Voigt-Kelvin-Modell (Abb. 2), die zwei einfache Fälle der 
Überlagerung des elastischen und viskosen Stoffyerhaltens 
darstellen. Im Maxwell-Modell nimmt z. B. beim Spannungsre­
laxationsversuch die Spannung bei zeitlich konstanter Verfor­
mung exponentiell bis zum Wert 0 ab (Relaxation). Im Voigt­
Kelvin-Modell nimmt beim Zeitstand- oder Kriechversuch die 
Verformung bei zeitlich konstanter Spannung bis zu einem 
Endwert zu (Retardation). 

f1 
f1 

Maxwell-Modell Voigt-Kel vin-Modell 
Abb. 2 
Grundmodelle des linear-viskoelastischen Verhaltens der Stoffe 

Für die Beschreibung des viskoelastischen Verhaltens der Stoffe 
bei allen Versuchsarten reichen die beschriebenen einfachsten 
Modelle nicht aus . Daher werden weitere Modelle eingeführt, 
die aus zahlreichen Grundelementen (Federn und Dämpfer) in 
unterschiedlicher Kombination bestehen und eine bessere 
Annäherung an das wirkliche Verhalten der Stoffe gestatten. 

4. Die Rheologische Meßtechnik (Rheometrie) 

4.1 Allgemeines 

In der Viskosimetrie, der auf newtonsehe Flüssigkeiten 
bezogenen Meßtechnik, benutzte man zunächst nur Kapillar­
viskosimeter, bei denen die zu untersuchende · Flüssigkeit 
infolge des Eigengewichtes die Kapillare laminar durchströmt. 
Mit dieser zur Charakterisierung des Fließverhaltens newton­
scher Flüssigkeiten ausreichenden Methode wurde die 
Viskosität in ihrer Abhängigkeit von der Temperatur bestimmt 
und in einem Viskosität-Temperaturblatt dargestellt. Eine 
Reihe solcher Viskosimeter wurde genormt. In der Mineralölin­
dustrie wurden darüber hinaus auch Auslaufbecher benutzt, die 
nicht einmal die Viskosität von Mineralölen mit newtonsehern 
Fließverhalten richtig zu bestimmen gestatten. Die gemessenen 
Englergrade oder Saybold- und Redwoodsekunden sind 
insbesondere bei niedrigviskosen Ölen der Viskosität nicht 
proportional, worauf als erster Ubbelohde hinwies. 

Mit der Entwicklung der heutigen Schmieröle, die einen hohen 
Prozentsatz an Additiven enthalten, unter denen sich auch 
hochpolymere Zusätze befinden, kamen Schmierstoffe auf den 
Markt, die ein immer ausgeprägteres nichtnewtonsches 
Fließverhalten zeigen. Andererseits hat der Fortschritt der 
Technik z. B. in der Schmierungstechnik zu immer höheren 
Schergefällen an geschmierten Maschinenelementen geführt, so 
daß die Schmierstoffe extrem hohen Werten des Schergefälles 
unterworfen werden, bei denen ein nichtnewtonsches Fließver­
halten bereits von Zusätzen mit geringerem Polymerisations­
grad hervorgerufen wird. Die bisher genormten Viskosimeter 
reichen daher z. B. zur Kennzeichnung des Fließverhaltens von 



Lager- und Motorenschmierstoffen nicht mehr aus. Die 
Messung erfolgt in ihnen bei niedrigen Werten des Schergefälles 
bzw. der Schubspannung, also unter ganz anderen Bedingun­
gen, als sie in der Praxis an den Schmierstellen gegeben sind. Die 
Nichtberücksichtigung der mechanischen Beanspruchung in 
Form des SchergeHilles als einer Einflußgröße bei nichtnewton­
schen Flüssigkeiten ist im Prinzip mit einer Nichtberücksichti­
gung des Einflusses der Temperatur auf das Fließverhalten 
vergleichbar. Es waren daher frühzeitig Bestrebungen erkenn­
bar, auch Viskosimeter für hohe Schergefälle zu entwickeln und 
zu normen. 

4.2 Bestimmung des Fließverhaltens 

Zur Bestimmung des Fließverhaltens von Flüssigkeiten werden 
eine Reihe mathematischerfaßbarer Strömungsformen verwen­
det, von denen die wichtigsten im folgenden aufgeführt sind. 

Kapillarströmung: 

rr R4 ßp 
77=(-)·-

8L Q 

Hagen-Poiseuillesche Beziehung 

1J = Viskosität 
R = Kapillarradius 
L = Kapillarlänge 
6p = Druckdifferenz zwischen Ein- und Ausgang der Kapillare 
Q = Ausströmendes Volumen pro Zeiteinheit 

Strömungswiderstand einer Kugel in einer zähen Flüssigkeit: 

W=37T77Vd 

w 
71 =3rrvd 

Stokessches Gesetz 

Für den freien Fall einer kleinen Kugel in einer ausgedehnten 
Flüssigkeit ergibt sich hieraus: 

2 2 P1 - P 
77=-=-r g---

9 V 

PI = Dichte der Kugel 
p = Dichte der Flüssigkeit 
r = Radius der Kugel 
g = Erdbeschleunigung 
v = Fallgeschwindigkeit der Kugel 

Stationäre Couette-Strömung zwischen koaxialen Zylindern: 

M = Drehmoment 
Ri = Außenradius des Innenzylinders 
Ra = Innenradius des Außenzylinders 
L = Länge des Zylinders 
w =Winkelgeschwindigkeit 

Platte-Kegel-Torsionsströmung: 

3 <P M 
77=(--)·-

47T2 R n 

r.p = Winkel zwischen Platte und Kegel 
R = Plattenradius 
M = Drehmoment 
n =Drehzahl 

Instationäre Schergefällefelder 

Es gibt auch instationäre Schergefällefelder und darauf 
beruhende Viskosimetertypen. Hierzu gehören die Schwin­
gungsviskosimeter. Fürgenaue Messungen sind eine Reihe von 
Korrekturen erforderlich. Die Gerätekonstanten der auf diesen 
Beziehungen basierenden Geräte werden daher normalerweise 
durch Eichung mit Hilfe von Eichölen , die von der 
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braunschweig 
bezogen werden können, bestimmt. Bei hohen Schergefällen ist 
die entwickelte Strömungswärme q (Schererhitzung) besonders 
störend, da q = r · D = 17 · D 2 ist. 

Obwohl die angegebenen Beziehungen streng nur für 
newtonsehe Flüssigkeiten gelten , werden sie mit gutem Erfolg 
auch zur Charakterisierung des Fließverhaltens nichtnewton­
scher Flüssigkeiten herangezogen. Auf diese Weise wird die sog. 
äquivalente Viskosität (eng!. apparent viscosity) TJa als 
Funktion des Schergefälles bzw. der Schubspannung ermittelt , 
d. h. die Viskosität, die eine Newtonsehe Flüssigkeit haben 
müßte, um bei dem bestimmten vorliegenden Strömungspro­
blem den gleichen Strömungswiderstand zu ergeben wie die 
nicht-Newtonsehe Flüssigkeit. Unter den auf dem Markt 
befindlichen Viskosimetertypen sind zur Untersuchung von 
Schmierstoffen diejenigen Geräte geeignet , die eine Variation 
des Schergefälles bis zu sehr hohen Werten zulassen. Dennoch 
werden die im Einsatz auftretenden Werte nicht ganz erreicht, 
so daß zwischen der Meßtechnik und der Praxis eine Lücke 
klafft, die es durch Weiterentwicklung der Meßtechnik und 
Entwicklung von Extrapolationsmethoden zu schließen gilt . 

Da das Fließverhalten von Schmierölen außer von Temperatur 
und Schergefälle auch vom Druck abhängig ist und diese 
Abhängigkeit bei hohen Drücken, wie sie z. B. im Bereich der 
elasto-hydrodynamischen Schmierung auftreten , beträchtlich 
wird, ist auch der Druck zu berücksichtigen. Es ist somit 
TJa = f (T, p, D) in Betracht zu ziehen. 

• 
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Inhaltsangabe 

Der folgende Beitrag befaßt sich mit einer relativ neuen Art pyrotechnischer Mittel, die im Jahre 1968 erstmals im deutschen 
Waffenrecht auftauchten: der ,.pyrotechnischen Munition". Dies sind Gegenstände, die im Prinzip in gleicher Weise aufgebaut sind 
und die gleichen Wirkungen haben, wie die seit langem bekannten ,.pyrotechnischen Gegenstände", die dem Sprengstoffrecht un­
terliegen. Sie unterscheiden sich von diesen im wesentlichen dadurch, daß sie zum Verschießen aus Schußwaffen bestimmt sind. 

Im folgenden werden die Begriffsbestimmungen für die pyrotechnischen Mittel aus dem Sprengstoff- und Waffenrecht hergeleitet 
und die Kriterien für deren rechtliche Zuordnung zu dem jeweils zutreffenden Rechtsbereich dargestellt. Gleichzeitig wird eine 
erste Einführung in die Systematik der Munitionsgruppen, -arten und -typen gegeben. 

Pyrotechnische Mittel - Pyrotechnische Gegenstände - Pyrotechnische Munition - Begriffsbestimmungen - Typologie der 
pyrotechnischen Munition 

Einleitung 

Mit dem Erlaß des Bundeswaffengesetzes von 1968 [I] und 
seiner Durchführungsverordnung [ 2] tauchten neben den 
"pyrotechnischen Gegenständen" im Sprengstoffrecht erst­
mals au ch im deut sc hen Waffenrecht Gegenstände mit 
pyrotechnischem Effekt (pyrotechnische Mittel) auf. Dies 
waren zum Verschießen aus Schußwaffen bestimmte pyro­
technische Mittel , die als " Raketenmunition" und "Ge­
schosse mit pyrotechnischer Wirkung" bezeichnet wurden. 
Für diese Gegenstände enthielt das Ge setz und seine Durch­
führungsverordnung eine Reihe besonderer Vorschriften, vor 
allem üb er ihre Zusammensetzung, Ladung, Verpackung, 
Kennzeichnung und Aufbewahrung [3]. Für die Einhaltung 
der genannten Anforderungen war der Hersteller oder Ein­
führer direkt verantwortlich. Eine Prüf- oder Zulassungs­
pflicht bestand nicht. Nach der Neuordnung der waffen­
rechtlichen Kompetenzen zwischen Bund und Ländern 
ko nnte am I. Januar 1973 das Waffengesetz vom 19 . Sep­
tern ber 1972 [ 4] in Kraft tret en , in dem die zum Verschie­
ßen aus Waffen oder gleichgestellten Geräten bestimmten 
pyrotechnischen Mittel - noch unter der Bezeichnung 
" Raketenmunition" und " Geschosse mit pyrotechnischer 
Wirkung" - näher definiert und erstmals einer Zulassungs­
pflicht durch die Bundesanstalt für Materialprüfung unter­
worfen wurden . Begründet wurde die Zulassungspflicht mit 
der Notwendigkeit zur Gewährleistung eines vorgegebenen 
sicherheitstechnischen Mindestniveaus. 

Mit der Novellierung des Waffenrechts im Jahre 1976 wurde 
dann der umfassendere Begriff " Pyrotechnische Munition" 
für die Gesamtheit dieser Gegenstände eingeführt und in 
den anschließend erlassenen waffenrechtliehen Verordnun­
gen und der Verwaltungsvorschrift präzisiert , welche Arten 
von Gegenständen im einzelnen hierunter zu verstehen sind. 
Auch da s Verfahren bei der Prüfung und Bauartzulassung 
dieser Munition wurde im einzelnen neu geregelt ; die tech­
nischen Anforderungen an die Gegenstände wurden genauer 
formuliert und verschiedene Unstimmigkeiten beseitigt 
[5 -8 ]. 

Da nunmehr in der Fortentwicklung waffenrechtlicher Vor­
schriften - zumindest in begrifflicher Hinsicht - eine ge­
wisse Beruhigung eingetreten zu sein scheint, ist es auch an 
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der Zeit , den noch relativ neuen Begriff der pyrotechnischen 
Munition näher zu definieren, die Kriterien für die rechtliche 
Zuordnung zu erläutern und eine systematische Gliederung 
dieser pyrotechnischen Mittel vorzunehmen. Die Systematik 
soll vor allem dazu beitragen, die inzwischen unerwartet 
groß gewordene Typenvielfalt der pyrotechnischen Munition 
überschaubar zu machen. 

Begriffsbestimmungen und Kriterien ftir die Zuordnung 
pyrotechnischer Mittel zum Sprengstoff- oder Waffenrecht 

Unter Berücksichtigung der neuen Begriffe im Waffenrecht 
für Gegenstände mit pyrotechnischem Effekt und der alten 
Begriffe im Sprengstoffrecht für solche Gegenstände ergeben 
sich nunmehr die nachfolgenden Begriffsbestimmungen und 
Kriterien für die Zuordnung solcher Gegenstände zu den 
beiden Rechtsbereichen . 

Technologischer Oberbegriff für beide Arten von Gegen­
ständen ist der Begriff 

Pyrotechnische Mittel. 

Definitionsgemäß versteht man hierunter Gegenstände oder 
Munition zur Erzeugung pyrotechnischer Effekte. Sie ent­
halten explosionsgefährliche Stoffe oder Stoffgemische 
("pyrotechnische Sätze"), die dazu bestimmt sind, unter 
Ausnutzung der in ihnen enthaltenen Energie Licht-, Schall-, 
Rauch-, Nebel-, Heiz-, Druck- oder Bewegungswirkungen zu 
erzeugen (SprengG [9] § 3 Abs. 3; WaffVwV [8]Nr. 2.2). 

Die pyrotechnischen Mittel dienen Vergnügungen, militäri­
schen oder technischen Zwecken ; im letzteren Falle werden 
sie als Hilfsmittel bei Arbeitsvorgängen , bei meteorologi­
schen Vorhaben, zur Beförderung von Gegenständen, als 
Schädlingsbekämpfungsmittel oder zur Rettung von Per­
sonen bzw. als Signalmittel angewandt (Treumann [10], 
Definit. ; Apel [11] , Anm. 2 a zu§ 2 WaffG [5]). 

Pyrotechnische Mittel gleicher Art können, wie bereits er­
wähnt , trotz gleicher Zweckbestimmung und gleicher Wir­
kung verschiedenen Rechtsnormen unterliegen: dem Spreng­
stoffrecht ("pyrotechnische Gegenstände") oder dem Wäf­
fenrecht (" pyrotechnische Munition") . Maßgebendes Krite-



rium hierfür ist allein, ob sie dazu bestimmt sind , aus Waffen 
oder aus ganz bestimmten, dem Waffenrecht ebenfalls unter­
liegenden Gerä ten verschossen zu werden. 

Ist dies der Fall, unterliegen sie dem Waffenrecht. Ist dies 
nicht der Fall, unterliegen sie dem Sprengstoffrecht (SprengG 
§ 3 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 4 Nr. 4 ; WaffG [5] § 2 Abs. 1 
Satz 2 ; I. WaffV [ 6] § 1 Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 4 ; vgl. auch [12 J) . 

Demzufolge lautet die Begriffsbestimmung für 

Pyrotechnische Gegenstände: 

Pyrotechnische Gegenstände im Sinne des Sprengstoffge­
setzes sind Gegenstände, die Vergnügungs- oder technischen 
Zwecken dienen und in denen explosionsgefährliche Stoffe 
oder Stoffgemische (pyrotechnische Sätze) enthalten sind, 
die dazu bestimmt sind, unter Ausnutzung der in diesen 
enthaltenen Energie Licht-, Schall- , Rauch-, Nebel-, Heiz-, 
Druck- oder Bewegungswirkungen zu erzeugen (SprengG 
§ 3 A bs. 3), und die nicht Munition im Sinne des Waffen­
gesetzes oder Kriegswaffen im Sinn e des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen sind (SprengG § 1 Abs. 4 Nr. 4) ; 

und die Begriffsbestimmung für 

Pyrotechnische Munition : 

Unter pyrotechnischer Munition im Sinne des Waffenge­
setzes sind Gegenstände zu verstehen, die zum Abschießen 
aus Schußwaffen(§ 1 Abs. 1 WaffG) oder den Schußwaffen 
gleichgestellten tragbaren Geräten (§ 1 A bs. 2 WaffG) be­
stimmt sind und bei denen das Gesch oß einen explosions­
gefährlichen Stoff (pyrotechnischen Satz) enthält, der einen 
Licht- , Schall-, Rauch- oder ähnlichen Effekt (§ 3 Abs. 3 
SprengG) hervorruft (WaffVwV Nr. 2.1 bis 2 .2.4). 

Als tragbar im Sinne von § 1 Abs. 2 WaffG gelten Geräte , 
die nach ihrer Beschaffenheit dazu bestimmt sind, von einer 
Person üblicherweise getragen und bei der Schußauslösung 
in der Hand gehalten zu werden (WaffVwV Nr. 1.2.1). 

Tragbare Geräte im Sinne von § 1 Abs. 2 WaffG unterliegen 
jedoch dann nicht dem Waffengesetz, wenn sie nur zum 
einmaligen Abschießen von pyrotechnischen Gegenständen 
im Sinne des Sprengstoffgesetze s bestimmt sind (I . WaffV 

Patronenmun it ion 
lie ein pyrotechnisches Geschoß enthält 

Geschoß-Antrieb : 
T LP 

Waffen : 
Schußwaffen 
Kai. 4. 12, 16 

Pat ronenmunition 
die ein pyrotechnisches Raketen­

geschoß enthä lt 

Geschoß-Ant rieb : 
TLP 

+ 
Eigenantrieb 

Waffen : 
Schußwaffen 
Kai. 4, 12, 16 

Geschoß-Antr ieb: 
gesonderte Kartusche 

Waffen: 
zugelassene Waffen 

nach§§ 21, 22 WaffG 
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§ I Abs. 1 Nr. 4 ). Beispiele: Handleuchtkugeln , Römische 
Lichter, Seenothandsignale. Auch die Geschosse oder Ra­
ketengeschosse aus solchen "Einrnalgeräten" unterliegen 
nicht dem Waffengesetz, sondern dem Sprengstoffgesetz 
(1. WaffV § I Abs . 1 Nr. 6). 

Systematische Gliederung der pyrotechnischen Munition 

Zum erweiterten Begriff der oben bereits definierten pyro­
technischen Munition im Sinne des Waffengesetzes gehört 
neben den in § 2 Abs. 1 des Gesetzes allgemein aufgeführten 
Munitionsgruppen auch noch die in § 23 Abs. 1 genannte 
spezielle Gruppe der Raketen und Geschosse, die einen 
pyrotechnischen Satz enthalten und mit einer besonderen 
Antriebsvorrichtung fest verbunden sind (WaffVwV Nr. 2.2.4) . 

Daraus ergibt sich insgesamt die inAbb. 1 dargestellte syste­
matische Einteilung der pyrotechnischen Munition in drei 
Munitionsgruppen, die sich nach dem Kriterium des Ge­
schoßantriebs wiederum in jeweils zwei Munitionsarten glie­
dern lassen. Zu jeder dieser sechs Munitionsarten gehören 
wieder verschiedene Munitionsty pen , die sich nach Funktion 
und Zweckbestimmung voneinander unterscheiden. Eine 
solche Typensystematik ist in A bb. 2 am Beispiel der Muni­
tionsgruppe · " pyrotechnische Geschosse" dargestellt. Die 
Munitionstypen wiederum gliedern sich nach Kaliber, Auf­
bau und spezifischer Wirkung in die einzelnen Munitions­
sorten. Z.B . gehören zu den "Knallgeschossen 15 mm" die 
auch als "Vogelschreckpatronen" oder "Pyro-Knallpatro­
nen" bekannten und zur Schadvogelabwehr eingesetzten 
verschiedenen Geschoßsorten, die sich durch ihren konstruk­
tiven Aufbau und die Zusammensetzung der in ihnen ent­
haltenen pyrotechnischen Sätze voneinander unterscheiden. 

Nachfolgend werden für die Munitionsgruppen und Muni­
tionsarten Begriffsbestimmungen gegeben bzw. ihre Unter­
scheidungsmerkmale festgelegt . Zum besseren Verständnis, 
und um das Zuordnen von Munitionssorten zu erleichtern, 
sind unter den Munitionsarten jeweils einige Munitionstypen 
als Beispiele aufgeführt: 

Abb. 1 
Systematische Gliederung der pyrotechnischen Munition 
(zulassungspflichtige Gegenstände nach § 23 WaffG) 

Geschoß-Ant rieb : 
gesondert~ Kartusche 

Eigenantrieb 

Waffen: 
zugelassene Waffen 

nach §§ 21 , 22 WaffG 

Geschoß-Antrieb : 
eingebaute Kartusche, 

TLP oder beides 

Waffen : 
zugelassene Spez ialwaffen 

nach § 22 Wa ff G J 
( Signalgeber u. Sch ießstifte I 

Geschoß-Antrieb : 
eingebau te Kartusche 

+ 
Eigenantrieb 

Waffen : 
zugelassene Spezialwaffen 

nach § 2 2 WaffG 
(Signalgeber u. Schießst ihe ) 

121 



Pyrotechnische Geschosse 
Geschosse ohne Eigenantrieb, die 
einen pyrotechnischen Satz enthalten 

Leucht- (signal-) Sterne, 9 und 15 mm Knallgeschosse, 15 mm 
Einfarbige Leuchtsterne 1- 1- Geschosse, die nach dem Aufstieg explo-
in Form eines Geschosses dierenund einen beabsichtigten Knall 

erzeugen 

Feuerwerkssterne, 15 mm Knallgeschosse mit Lichtspur, 15 mm 
Leuchtsterne in Form eines Geschosses 1- 1- Mit farbiger Lichtspur aufsteigende die während des Abbrennens die 
Farbe wech sein Knallgeschosse 

Feuerwerkssterne mit Lichtspur, 15 mm Feuerwerksgeschosse mit Lichtspur, 15 mm 
Einfarbige Leuchtsterne in Form eines 1- f- Mit faroiger Lichtspur aufsteigende 
Geschosses, die während des Aufstiegs Geschosse ohne zusätzlichen Effekt 
eine farbige Lichtspur erzeugen 

Feuerwerksgeschosse mit Lichtspur und 
Leuchtsternen, 15 mm 

'- Mit farbiger Lichtspur aufsteigende Geschosse, 
die nach dem Aufstieg einen oder mehrere 
farbige Leuchtsterne auswerfen 

Abb. 2 
Typensystematik der Munitionsgruppe 
.,pyrotechnische Geschosse" 

L Pyrotechnische Patronenmunition Beispiele: Fallschirmleucht- und Signalpatronen mit 
Raketengeschoß in den Kalibern 4 und 
1 1/2 Zoll 
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ist Patronenmunition, bei der das Geschoß einen pyro­
technischen Satz enthält (WaffG § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3). 

Pyrotechnische Patronenmunition ist zum Verschießen 
aus Schußwaffen - vor allem aus Signalpistolen der Ka­
liber 4 (26 ,5 mm) und 1 1/2 Zoll (40 mm) sowie aus 
Jagdflinten der Kaliber 12 und 16 - bestimmt. Der zum 
Abschießen der Geschosse erforderliche Druck wird 
durch das Treibladungspulver (TLP) innerhalb der Pa­
trone aufgebaut. 

Zur Gruppe der pyrotechnischen Patronenmunition zäh­
len folgende Munitionsarten: 

1.1 Patronenmunition, die ein pyrotechnisches Geschoß 
enthält ; 

d .h. ein solches Geschoß, das einen pyrotechnischen 
Satz enthält, der jedoch nicht dazu bestimmt ist, das 
Geschoß nach dem Abschuß noch zusätzlich anzu­
treiben (WaffG § 2 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit 
§ 2 Abs. 1 Satz 2; WaffVwV Nr. 2.2.1). 

Synonym: Patronenmunition mit pyrotechnischem 
Geschoß. 

Beispiele: Leuchtpatronen, Stern- und Knallsignal­
patronen in den Pistolenkalibern 4 und 
1 1/2 Zoll, Signal-, Salut- und Feuerwerks­
patronen in den Flintenkalibern 12 und 
16 

1.2 Patronenmunition, die ein pyrotechnisches Raketen­
geschoß enthält; 

nämlich ein Geschoß , das einen pyrotechnischen 
Satz enthält und nach dem Abschuß durch eine von 
ihm zu diesem Zweck mitgeführte Ladung ange­
trieben wird; vgl. unten, Ziff. 2.2 (WaffG § 2 Abs. 1 
Nr. 3 in Verbindung mit§ 2 Abs. 1 Satz 2; WaffVwV 
Nr. 2.2.1; vgl. auch [13]). 

Synonym: Patronenmunition mit pyrotechnischem 
Rake tengeschoß. 

2. Unpatronierte pyrotechnische Munition 

Hierunter sind gesonderte Geschosse zu verstehen, die 
einen pyrotechnischen Satz enthalten und nicht in Pa­
tronenhülsen untergebracht sind. Sie sind der pyrotech­
nischen Munition gemäß§ 2 Abs. 1 Satz 2 WaffG gleich­
gestellt (vgl . auch WaffVwV Nr. 2.1 , Satz 1). 

Derartige Geschosse sind zum Verschießen aus dem Lauf 
oder aufgeschraubten Schießbecher (Zusatzlauf) von 
Schreckschuß- oder Signalwaffen bestimmt (WaffVwV 
Nr. 2.2.2 und Nr. 2.2.3) . 

Der zum Abschießen der Geschosse erforderliche Druck 
wird (abhängig vom Waffenkaliber) durch den sich 
innerhalb der Waffe aufbauenden Druck der Verbren­
nungsgase einer besonderen Kartusche (z.B. Flobert­
Platzpatrone 6 mm oder Knallpatrone 8 mm und 9 mm) 
erzeugt. 

Zur Gruppe der unpatronierten pyrotechnischen Mu­
nition zählen folgende Munitionsarten: 

2.1 Pyrotechnische Geschosse 

Das sind Geschosse, die einen pyrotechnischen Satz 
enthalten, der jedoch nicht dazu bestimmt ist, sie 
nach dem Abschuß zusätzlich anzutreiben (Ge­
schosse ohne Eigenantrieb) (WaffG § 2 Abs. 1 Satz 2, 
2 . Halbsatz;WaffVwV Nr. 2.2.3) . 

Beispiele: Leucht-(Signal-)Sterne, Feuerwerkssterne 
mit und ohne Lichtspur, Feuerwerksge­
schosse und Knallgeschosse mit und ohne 
Lichtspur der Kaliber 9 und 15 mm 

2.2 Pyrotechnische Raketengeschosse, 

d.h. Geschosse, die einen pyrotechnischen Satz ent­
halten und nach dem Abschuß durch eine von ihnen 
zu diesem Zweck mitgeführte Ladung angetrieben 



werden (Geschosse mit Eigenantrieb) (WaffG § 2 
Abs. 1 Satz 2, 1. Halbsatz; WaffVwV Nr. 2.2.2; vgl. 
auch [13]) . 

Beispiele: Raketenpfeifgeschosse mit und ohne 
Leuchtstern, Raketenknallgeschosse der 
Kaliber 9 und 15 mm 

typen und über deren verschiedene Aufbauprinzipien be­
richtet werden. 
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Hierunter sind pyrotechnische Geschosse oder pyrotech­
nische Raketengeschosse zu verstehen, bei denen in ihrer 
handelsüblichen Form das Geschoß mit einer Vorrichtung 
verbunden ist (§ 23 Abs. 1 WaffG) , die eine nur einmal 
zu verwendende Antriebsladung für das Geschoß enthält. 
Diese Vorrichtung ermöglicht durch ihre besondere kon­
struktive Gestaltung (z.B. durch ein Gewinde) die Be­
festigung des Gegenstandes im oder auf dem Abschuß­
gerät. Beim Abschuß wird das Geschoß von der Vor­
richtung abgetrennt, die selbst im oder auf dem Abschuß­
gerät verbleibt. 

Für derartige Munition bestimmte Abschußgeräte sind 
Signalstifte, Signalgeber und besondere Notsignalgeräte 
(WaffVwV Nr. 2.2.4). 

Der zur Abtrennung und damit zum Abschuß des eigent­
lichen Geschosses erforderliche Druck baut sich innerhalb 
des Gegenstandes selbst auf; und zwar entweder durch 
die Verbrennungsgase einer bereits in die Vorrichtung 
eingebauten Kartusche (z.B. 6 mm-Flobert-Platzpatrone), 
deren Wirkung durch eine Aufladung von Treibladungs­
pulver verstärkt sein kann, oder durch abbrennendes 
Treibladungspulver allein, das wiederum durch ein Zünd­
hütchen gezündet wird. 

Zur Gruppe der mit der Antriebsvorrichtung fest ver­
bundenen pyrotechnischen Munition zählen folgende 
Munitionsarten: 

3.1 Mit der Antriebsvorrichtung fest verbundene pyro­
technische Geschosse 

Hierbei ist das eigentliche Geschoß ein pyrotech­
nisches Geschoß ohne Eigenantrieb im Sinne der 
Ziff. 2.1 (oben) (WaffVwV Nr. 2.2.4). 

Beispiele: Stern-, Rauch- und Knall-Signalpatronen 
M 9/15 mm oder Rd 13/16,5 mm 

3.2 Mit der Antriebsvorrichtung fest verbundene pyro­
technische Raketengeschosse 

Hierbei ist das eigentliche Geschoß ein pyrotech­
nisches Geschoß mit Eigenantrieb im Sinne der 
Ziff. 2.2 (oben) (WaffVwV Nr. 2.2.4) . 

Beispiele: Signalpatronen Rd 13/16,5 mm mit Ra­
ketenpfeifgeschoß 

Zu der eingangs erwähnten außerordentlichen Typenvielfalt 
der pyrotechnischen Munition sei noch ergänzend bemerkt , 
daß von der Bundesanstalt für Materialprüfung seit Inkraft­
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Zur Wirkung aggressiver Wässer auf Beton * 
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Manuskript-Eingang 6. April 1984 

Inhaltsangabe 

Ein guter Beton muß unter normalen Bedingungen als beständiger Werkstoff gelten. Gegenüber aggressiven Wässern ist jedoch seine 
Widerstandsfähigkeit eingeschränkt. Korrosionsfördernde Lösungen sind vor allem die von Chloriden und Sulfaten bzw. die von ammonium­
und magnesiumhaltigen Salzen. Chlorid diffundiert in den Beton und bewirkt eine Verminderung des Korrosionsschutzes der 
Stahlbewehrung und Veränderungen der Zementsteinminerale. Damit verbunden können Auslaugungserscheinungen sein, die am stärksten 
bei Ammoniumchlorid-Einwirkung auftreten. Die langsamer eindringenden Sulfate führen zur schichtweisen Gipsbildung und zu weiteren 
chemischen Reaktionen, die eine starke Volumenvergrößerung mit entsprechenden Zerstörungserscheinungen zur Folge haben. Trotz 
zahlreicher Untersuchungsergebnisse sind weiteregezielte Forschungsarbeiten notwendig, um die Dauerhaftigkeit des Betons auch unter 
chemischen Einwirkungen zu gewährleisten. 

Beton - Dauerhaftigkeit - Tausalz - Chloriddiffusion -Ammoniumsalze - Magnesiumsalze - Sulfate 

Beton ist bei ordnungsgemäßer Herstellung i. a. ein äußerst 
dauerhafter Werkstoff. Dennoch treten immer wieder Schäden 
auf, die nicht allein aufFertigungsmängel, sondern auch auf die 
Einwirkung aggressiver Medien zurückzuführen sind. Dem 
Problemkreis "Dauerhaftigkeit" widmen sich heute zahlreiche 
Gremien. So wird in einer Studie des Bundesministers für 
Forschung und Technologie aus dem Jahre 1981 unter dem 
Kapitel "Technologie der Baustoffe und Baustoffelemente" die 
"Optimierung der Widerstandsfahigkeit des Betons gegen 
Schadeinflüsse" - zu denen aggressive Wässer zählen - als 
eine der vordringlichen Zukunftsaufgaben der Bauforschung 
genannt [ 1]. 

Um die Widerstandsfähigkeit des Betons gegen Schadeinflüsse 
optimieren zu können, müssen die Korrosionsmechanismen 
bekannt sein . Hinsichtlich der Wirkung aggressiver Wässer 
führten die BAM bzw. ihre Vorgängerinstitutionen bereits seit 
dem Ende des vorigen Jahrhunderts Untersuchungen durch [2]. 
Damals wurde in einem eigenen Betonlabor auf der Insel Sylt 
die Resistenz gegen Meerwasser untersucht, das wegen seines 
Sulfat- und Magnesiumgehaltes als betonangreifend angesehen 
wird. Chlorid dagegen, das im Meerwasser zu rd. 2 %enthalten 
ist, soll den Beton chemisch nicht angreifen und lediglich den 
Korrosionsschutz der Bewehrung beeinträchtigen können, wie 
es in der gültigen DIN-Norm zur Beurteilung betonangreifen­
der Wässer heißt [3] . Daß chloridhaltige Lösungen allerdings in 
Verbindung mit Frosttauwechseln zerstörend wirken, ist 
unumstritten (Abb. 1) . Die großen Schäden an Betonbauwer­
ken, die durch die Einwirkung von Tausalz - in der Regel 
Natriumchlorid- entstanden sind, haben auch in der BAM zu 

0% 6% 

Vorlagerung: Luft Na Cl 

* Vortrag, gehalten auf der 31 . Sitzung des Kuratoriums der BAM am 
9. November !983 
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umfangreichen Untersuchungen geführt. Das in Abb. 1 
gezeigte Ergebnis gehört zu einem größeren Forschungsvorha­
ben, das Bestandteil des 1980 bis 1983 durchgeführten 
Großversuchs "Umweltfreundlicheres Streusalz" des Umwelt­
bundesamtes ist. Darin sollte die Schadwirkung von 
Natriumchlorid und Mischsalz vergleichend erforscht werden 
(unter Mischsalz wird hier eine Mischung von 80% NaCl und 
20% CaCh verstanden). In der Abbildung ist zu erkennen, daß 
der in Wasser gefrostete Würfel praktisch ungeschädigt 
geblieben ist, während die in Salzlösungen behandelten mehr 
oder minder stark korrodiert sind. Abb. 2 zeigt den zeitlichen 
Verlauf des Materialabtrags infolge der Frosttauwechsel, wobei 
die Einflüsse von Salzart und -konzentration sowie der 
Betonvorlagerung ersichtlich sind. Für die Einwirkung der 
20 %igen Lösung ist der Masseverlust allerdings kein 
hinreichendes Kriterium. Der Materialabtrag ist diskontinuier­
lich und wird z. T. von zusätzlicher Lösungsaufnahme 
überdeckt. Die Zerstörung erfolgt in diesem Fall von innen 
heraus durch Quellen der inneren und darauffolgendes Reißen 
der äußeren Bereiche. Die Ursachen konnten noch nicht 
eindeutig geklärt werden. Es handelt sich hier um eme 
kombinierte physikalisch-chemische Beanspruchung [ 4]. 

Eines der Forschungsziele war und ist noch . immer die 
Chloridionendiffusion, d . h. die Bestimmung der Parameter, 
die auf die Eindringgeschwindigkeit der Chloridionen wirken. 
Dazu wurden in mehreren Versuchsserien Betonzylinder 
hergestellt, mit Epoxidharz ummantelt und mit einem 
Aufsatzring zur Aufnahme der Salzlösungen versehen. Der 
auch in der Praxis auftretende Fall der dauernden einseitigen 
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Abb. 1 
Betonwürfel nach 45 Frost-Tau-Wechseln in 

Wasser bzw. NaCI-Lösungen 
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Abb. 2 
Masseänderung von Betonwürfeln in Abhängigkeit von der Anzahl der 
Frost-Tau-Wechsel in Salzlösungen unterschiedlicher Konzentration 

Einwirkung von Chloriden auf Beton wurde damit simuliert. 
Nach bestimmten Zeitabständen wurden die Zylinder gespalten 
und mit Hilfe eines Sprühtests, dessen Anwendbarkeit in diesen 
Fällen nachweisbar war, die Chlorideindringtiefe an den 
Bruchflächen ermittelt. Aufgetragen über der Wurzel aus der 
Zeit ergibt sich eine lineare Abhängigkeit, die somit einen 
einfachen Diffusionsvorgang anzeigt, der mit Hilfe eines 
Diffusionskoeffizienten hinreichend beschrieben werden kann 
(Abb. 3). Bei den als Beispiel gezeigten Ergebnissen sei auf zwei 
Aspekte besonders hingewiesen. I. Die lufttrockenen Betone 
nahmen ebenso wie die wassersatten das Chiarid nur langsam, 
den Diffusionsgesetzen folgend auf, während das Wasser aus 
den Salzlösungen sehr viel schneller eingedrungen war, d. h. das 
Kapillarporensystem füllte sich nicht unmittelbar mit der 
anstehenden Lösung. 2. Es gelang nicht, zusätzliche Meßwerte 
mittels nachträglich nach derselben Rezeptur hergestellter 
Proben zu gewinnen. Die Meßpunkte liegen außerhalb der für 
die Hauptserie gefundenen Geraden. Hier deutet sich ein 
entscheidender Einfluß zement-und betontechnischer Parame­
ter an, der weiterer Forschungsaktivitäten bedarf. Zu erwähnen 
ist an dieser Stelle, daß die Chiariddiffusion aus Meerwasser 
heute im Hinblick auf die "off-shore"-Technik erneut große 
Bedeutung erlangt hat [5]. 
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Neben der Eindringtiefe ist auch die Menge an Chiarid von 
Interesse, die ein Beton aufzunehmen vermag. Für diese 
Versuche diente eine Anlage, in der Zementmörtelprismen in 

Chiaridaufnahme von Mörtelprismen in Salzlösungen (4 %) in 
Abhängigkeit von der Wurzel aus der Zeit 

Bügeln hängend mit gleichförmiger Geschwindigkeit in 
Lösungen bewegt werden könnenl6]. Auf die Einflüsse einer 
derartigen Einlagerung wird noch eingegangen werden. In 
Abb. 4 ist der zeitliche Verlauf der Chiaridaufnahme von 
Normmörtel nach DIN 1164 dargestellt. Während der 
Anfangszeitraum von ca. 16 Wochen durch den ungehinderten 
Diffusionsvorgang gekennzeichnet wird, scheint im weiteren 
Verlauf die Chiaridaufnahme einem Endwert zuzustreben, der 
hier zwischen 0,9 und 1,0 %, bezogen auf den Mörtel, liegt. Da 
der Porenraum der Mörtel selbst bei vollständiger Füllung mit 
der Ausgangslösung nur weniger als 0,2 % er enthalten kann, 
müssen mehr als 0, 7 %im Zementstein mehr oder weniger stark 
gebunden werden . Damit stellt sich die Frage nach der 
Auswirkung solcher Einbindung. Die regelmäßig durchgeführ­
ten Längenmessungen an den Mörtelprismen zeigen eine 
k?ntinuierliche Ausdehnung infolge der Salzbeanspruchung, 
d1e auch nach 100 Wochen noch nicht abklingt (Abb. 5) . Eine 
der Ursachen dafür dürfte die Bildung einer ettringitähnlichen 
chloridhaltigen Mineralphase sein [7, 8], deren Menge mit der 
Chiaridaufnahme der Mörtel korrespondiert (Abb. 6). Dane­
ben sind ein Abbau des Calciumhydroxids sowie ein Angriff auf 
die Calciumsilicathydrate nachzuweisen [8, 9]. Beide Minerale 
sind wesentliche Bestandteile des Zementsteins. Es ist also nicht 
gerechtfertigt, den chemischen Angriff von Na triumchloridlö-
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sungen aufBeton zu verneinen. Folgerichtig wird in der DDR in 
der entsprechenden Norm den Tausalzlösungen mit einem 
Chloridgehalt von mehr als 5 g/1 - das entspricht etwa 0,8 % 
NaCI - der Beanspruchungsgrad "stark aggressiv" zugeord­
net [10]. 

Nicht nur Tausalze können Betone angreifen . Viel stärkere und 
deutlicher sichtbare Schäden aufgrund chemischer Vorgänge 
verursachen Lösungen von Ammonium- und Magnesiumsalzen 
sowie von Sulfaten, die sämtlich nach der DIN 4030 bereits bei 
geringen Konzentrationen als "sehr stark angreifend" bezeich­
net oder nach der vergleichbaren TGL dem Beanspruchungs­
grad S (Sonderbeanspruchung) zugeordnet werden [3 , 10]. Die 
Einwirkung ammoniumhaltiger Wässer kann in Landwirt­
schaft und Industrie auftreten; sie wird beispielsweise für 
Schäden an Naturzugkühlturmen verantwortlich gemacht [ II]. 

Zu den stärksten Beanspruchungen zählt die durch Ammoni­
umchlorid. Allein die Masseabnahme von Mörtelprismen, die 
einer I-normalen (d . h. 5,35 %igen) NH4Ci-Lösung ausgesetzt . 
waren, zeigt einen ganz erheblichen Auslaugungsprozeß an 
(Abb. 7). Nach IOOwöchiger Bewegung in dem Medium sind die 
Proben um fast IO %, bezogen auf die Ausgangsmasse, leichter 
geworden. Da der quarzitische Zuschlag praktisch nicht 
angegriffen wird, bedeutet das eine Verringerung des 
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Abb. 7 
Auslaugung von Zementmörtelprismen 4 cm x 4 cm x 16 cm durch 
I-normale Ammoniumchloridlösung 
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Zementsteinanteils um etwa ein Drittel. Bei ruhender Lagerung 
- entsprechend einem nichtströmenden Medium - ist die 
Auslaugungsgeschwindigkeit sehr viel niedriger. Doch wurden 
nach acht Jahren auch hier an Zementsteinproben Masseab­
nahmen um 49 . .. 63 % gefunden. Ammoniumchloridlösun­
gen dissoziieren in basischer Umgebung, also im Kontakt mit 
dem Zementstein, in Ammoniak und Salzsäure. Letztere löst 
das Calcium aus den Zementsteinverbindungen; zurück bleibt 
vorwiegend amorphe, gelartige Kieselsäure. In den acht Jahre 
beanspruchten Kleinprismen ließ sich keine kristalline Phase 
mehr feststellen. Diese wasserreichen Gele führen einerseits zur 
Dehnung der Probe und andererseits zu starkem Festigkeitsab­
bau. Schon nach zwei Jahren ging die Biegezug- und 
Druckfestigkeit der Mörtelprismen bis auf IO % zurück. Man 
muß vermuten, daß diese Vorgänge im Prinzip auch bei der 
zuvor geschilderten langfristigen Tausalzeinwirkung ablaufen, 
wenn auch in bedeutend kleinerem Ausmaß. 

Ganz andere Korrosionsmechanismen treten bei sulfathaltigen 
Wässern auf, zu denen beispielsweise ein großer Teil des 
Berliner Grundwassers, aber auch das Meerwasser gehört. 
Zementsteinproben, die acht Jahre in I-normaler Natriumsul­
fatlösung lagerten , zeigen im Vergleich zu den jeweils 
gleichaltrigen wassergelagerten Prismen Volumenvergrößerun­
gen und Aufwölbungen, vor allem an den Kanten (Abb. 8). Die 
Ursache liegt darin, daß aus den Zementsteinmineralen 

PZ HOZ PZ-HS 

Abb. 8 
Kleinprismen nach acht Jahren in I-normaler Natriumsulfatlösung 

Calciumaluminathydrat und Calciumhydroxid durch Aufnah­
me der Sulfationen die Minerale Ettringit bzw. Gips entstehen, 
die beide ein größeres Volumen einnehmen als die Ausgangs­
produkte. Während die Treiberscheinungen beim Mörtel eine 
Verkrümmung der gesamten Probe hervorgerufen haben , sind 
die Effekte bei den Zementsteinprismen auf den oberflächenna­
hen Bereich begrenzt. Allerdings kann der Druck des 
gerichteten Kristallwachstums auch beträchtliche Folgen 
haben , wie der Vergleich der beiden Prismen zeigt, die acht 
Jahre im seihen Behälter mit NazS04-Lösung von geringer 
Konzentration (0,05-normal) lagerten (Abb. 9). Die umfangrei­
chen Kristallbildungen, die von einem Riß in der Probe 
ausgingen, bestanden aussch ließlich aus Gips und hatten das 
Prisma praktisch zerstört, während die andere gleichartige 
Probe unversehrt erscheint. 

Nach einem vereinfachten Reaktionsschema ergibt der Umsatz 
von Na2S04 mit dem im Zementstein enthaltenen Ca(OH)2 und 
Wasser den schwerlöslichen Gips CaS04 : 2Hz0 und wasserlös­
liches NaOH. Beim Angriff vo n Magnesiumsulfat dagegen sind 
beide Reaktionsprodukte, Gips und Mg(OH)2, schwerlöslich. 
Dieses führt zu erheblich stärkeren Zerstörungserscheinungen 
(Abb. 10) durch die Treibwirkung der Mineralneubildungen 



Abb. 9 
Auswachsungen an einem gebrochenen Kleinprisma nach acht Jahren 
Lagerung in 0,05-norma/er Natriumsulfatlösung sowie ungeschädigte 
Probe aus gleicher Einlagerung 

PZ PZ HOZ PZ-HS 

Abb. 10 
Kleinprismen nach acht Jahren Lagerung in I-normaler Magnesiumsulfat-

lösung 

sowie durch Calciumauslaugung aus den Calciumsilicathydra­
ten aufgrund der Veränderung der Löslichkeitsgleichgewich­
te [12]. Der an der Oberfläche der Proben in diesem Medium 
rasch gebildete Gips sowie die porenverstopftende Wirkung des 
ausgefällten Magnesiumhydroxids behindern die weitere 
Diffusion der schädlichen Ionen , bis aufgrund des Kristall­
wachstums eine Schicht abgesprengt wird und der Korrosions­
vorgang erneut einsetzt. Diese in einzelnen Schichten 
erfolgende Zerstörung wird besonders deutlich in Querschnitts­
aufnahmen der gleichen Proben (Abb. 11). Um einen 

Abb. 11 
Querschnitt eines Kleinprismas aus HOZ 35 L nach acht Jahren Lagerung 
in /-normaler Magnesiumsulfatlösung 

augenscheinlich intakten Kern herum sind die einzelnen Lagen 
der Korrosionsprodukte parallel zu den ursprünglichen 
Außenflächen angeordnet. Diese hellen Schichten bestehen im 
wesentlichen aus Gips und Aragonit. Letzteres ist eine 
metastabile Modifikation, die a ls Übergangsform zum Calcit 
sehr häufig bei der Korrosion von Beton im Zusammenhang 
mit der Zerstörung der festigkeitsbildenden Calciumsilicathy­
drate auftritt. Das gewaltige Aufquellen der Außenschichten 
auf 7 . .. 8 mm Dicke im gezeigten Beispiel soll allerdings nicht 
darüber hinwegtäuschen , daß dieser sichtbare Zerstörungspro­
zeß eine nur 2 ... 3 mm dicke Zementsteinschicht erfaßt hat. 
Andererseits können größere Korrosionstiefen in nicht so 
dichtem Beton erreicht werden, vor allem auch dann, wenn 
durch das Aufquellen Teile der Außenschichten abschertein 
oder sich Risse bilden. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Beständigkeit von 
Beton gegenüber aggressiven Wässern begrenzt ist. Unter 
anderem können Chloride, Sulfate, ammonium- und magnesi­
umhaltige Salze betonangreifende Lösungen bilden. Chloride 
dringen den Diffusionsgesetzen folgend in den Beton ein und 
beeinträchtigen nicht nur den Korrosionsschutz der Stahlbe­
wehrung, sondern verursachen auch Mineralneubildungen und 
greifen die festigkeitsbildenden Phasen des Zementsteins an. 
Damit verbundene Aus1augungserscheinungen sind am stärk­
sten bei Einwirkung von Ammoniumchlorid zu beobachten, 
aber auch Lösungen üblicher Tausalze können eine nicht zu 
vernachlässigende Wirkung haben. Sulfate dringen sehr viel 
langsamer in den Beton ein, da die Reaktionsprodukte mit dem 

1 Zementstein diffusionshemmend wirken. Andererseits bewirkt 
die dabei stattfindende Bildung von Gips und anderen 
Mineralen eine 

1 
erhebliche Zerstörung oberflächennaher 

Bereiche. Wenngleich zahlreiche Versuchsergebnisse aus der 
Vergangenheit zur Verfügung stehen, sind weitere gezielte 
Grundlagenforschungen und praxisbezogene Untersuchungen 
notwendig, um die Dauerhaftigkeit von Beton in all seinen 
Anwendüngsgebieten, also auch unter starker Belastung, auch 
in Zukunft zu gewährleisten. Besonderes Augenmerk sollte 
dabei auf die Möglichkeiten gerichtet werden, durch geeignete 
betontechnologische Maßnahmen eine hohe Dichtigkeit dieses 
Baustoffs zu erzielen. E ntsprechende Forschungsaktivitäten 
sind in der BAM eingeleitet worden . 
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Inhaltsangabe 

Die in vielen Industriebereichen aus Festigkeitsgründen verwendeten niedrig legierten, hochfesten Stähle müssen gegen 
Korrosion mit galvanischen Überzügen geschützt werden. Bei der Vorbehandlung sowie bei der Metallabscheidung und 
auch unter ungünstigen Korrosionsbedingungen wird an der Werkstückoberfläche atomarer Wasserstoff gebildet . Dieser kann 
in den Werkstoff eindringen und unter geeigneten Bedingungen zum wasserstoffinduzierten verzögerten Sprödbruch, der so· 
genannten Wasserstoffversprödung führen. Es werden galvanotechnische Verfahrensparameter angegeben, bei deren Anwendung 

die Wasserstoffversprödung vermieden werden kann. 

Wasserstoffversprödung - hochfeste Stähle- galvanische MetaHabscheidung- Korrosionsschutz 

Niedrig legierte, hochfeste Stähle werden aus Festigkeits­
gründen in vielen bedeutenden Industriezweigen verwendet. 
Beispiele hierfür sind die Automobil- und Luftfahrzeug­
industrie sowie die Bauindustrie. Diese Werkstoffe sind je­
doch auf Grund ihrer chemischen Zusammensetzung nicht 
korrosionsbeständig, und es ist daher notwendig, sie durch 
oberflächentechnische Maßnahmen zu schützen. Im allge­
meinen geschieht dies durch die galvanotechnische Ab­
scheidung korrosionsschützender Metallschichten. 

Bei der Metallahscheidung aus wässrigen Elektrolyten läuft 
gleichzeitig und grundsätzlich nicht vermeid bar an der 
Kathode die Konkurrenzreaktion der Wasserstoffentwick­
lung gemäß der folgenden Bruttoreaktion ab : 

Der an der Metalloberfläche adsorbierte atomare Wasser­
stoff Rads kann in den Elektrolyten diffundieren, zu mole­
kularem Wasserstoff rekombinieren oder aber in die Elek­
trode eindringen und dort unter geeigneten Randbe­
dingungen die mechanischen Eigenschaften des Werkstoffes 
nachteilig verändern. Es kommt zur sogenannten Wasser-

* ) Vortrag, gehalten auf der 31. Sitzung des Kuratoriums der BAM 
am 9. November 1983 
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stoffversprödung. Ähnliche Vorgänge sind bei der Korrosion 
möglich, bei der z.B. in saurer Lösung der kathodische Teil­
vorgang ebenfalls durch Reduktion von Protonen zu ad­
sorbiertem atomarem Wasserstoff führt. In neutralen Lö­
sungen kann es bei unzureichendem Sauerstoffgehalt an 
Stelle der sonst üblichen kathodischen Sauerstoffreduktion 
gemäß der Bruttoreaktion 

H20+ e-~ OH-+ Rads 

zur Zersetzung des Wassers und damit ebenfalls zur Bil­
dung von atomarem Wasserstoff kommen. Einen durch den 
zuletzt beschriebenen Vorgang hervorgerufenen Schadens­
fall stellt der 1980 erfolgte Teileinsturz der Berliner Kon­
greßhalle dar. Infolge mangelnder Verpressung der Spann­
stähle in den Hüllrohren kam es hier durch Korrosion bei 
mangelndem Sauerstoffzutritt zu einer Wasserstoffversprö· 
dungeiniger Spannglieder, so daß die mechanische Stabilität 
des äußeren hohlen Stahlbetonbogens nicht mehr gegeben 
war. 

Dieses Beispiel macht auch gleich den zeitlichen Schadens­
verlauf deutlich : Nach Einwirkung des Wasserstoffes kommt 
es zu einer nicht vorhersehbaren Zeitdauer zum Sprödbruch; 
die sogenannte Wasserstoffversprödung ist daher exakt als 
"Wasserstoffinduzierter verzögerter Sprödbruch" zu be­
zeichnen. 



Ein weiteres Beispiel stellt der Sprödbruch des bei der 
galvanischen Kadmiuma bscheidung wasserstoffversprödeten 
Fahrwerkträgers eines Verkehrsflugzeuges dar - ein Pro­
blem, welches von den Luftfahrtgesellschaften heute ein­
wandfrei beherrscht wird. Bemerkenswerterweise tritt ein 
derartiger Sprödbruch nicht bei Start- und Landevorgängen 
auf, sondern nur unter statischen Bedingungen. Die Ursache 
ist in dem in A bb. 1 schematisch dargestellten Mechanismus 
des wasserstoffinduzierten verzögerten Sprödbruches be­
gründet. Unterhalb einer Oberflächenkerbe bildet sich ein 
dreidimensionaler Spannungszustand aus, der je nach Span­
nungszustand und Formänderungsvermögen des Werkstoffes 
zu einer unterschiedlich großen plastischen Zone führt. 
Beim Vorliegen von diffusionsfähigem Wasserstoff im Me­
tallgitter diffundiert dieser aus energetischen Gründen in 
diesen Bereich und wirkt dort dekohäsiv, d.h. er verringert 
die metallische Bindung. Durch Verringerung des Rißwider­
standes kommt es zur instabilen Rißausbreitung und damit 
zum spröden Versagen des Bauteils. Hieraus ergibt sich, daß 
der beschriebene Bruchmechanismus nur bei so geringen 
Verformungsgeschwindigkeiten möglich ist, der eine Andif­
fusion von Wasserstoff zur Rißspitze erlaubt. Gleichzeitig 
ist dieser Vorgang nur im Temperaturbereich von etwa 
- 1 00 oc bis+ 1 00 oc zu beobachten. 
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Abb.l 
Mechanismus der Wasserstoffversprödung 

Entsprechend dem Mechanismus der Wasserstoffversprödung 
erfolgt die optimale Prüfung von Bauteilen im Zeitstand­
versuch bei Belastung nahe der Zugfestigkeit des Werk­
stoffes. Die Prüfvorschriften der Luftfahrtindustrie fordern 
eine Zeitdauer von 200 bis 300 Stunden mit einer Belastung 
zwischen 75 und 90 % der Zugfestigkeit. Um die Dauer 
einer derartigen, für Praxisbedingungen relativ langwierigen 
Prüfung zu verkürzen, wurden Zugversuche mit zeitlich ver­
änderten Zugspannungsänderungen durchgeführt. A bb . 2 
gibt die normierte Zugfestigkeit als Funktion der zeitlichen 
Zugspannungsänderung für versprödete Proben wieder. Deut­
lich zeigt sich, daß eine Verringerung der Zugfestigkeit erst 
bei sehr geringen zeitlichen Zugspannungsänderungen er­
folgt. In übereinstimmung hiermit befindet sich der Verlauf 
der Brucheinschnürung und Bruchdehnung, die im übrigen 
sehr viel empfindlicher auf das Phänomen des wasserstoff­
induzierten Sprödbruches reagieren. Die Untersuchung der 
Morphologie der Bruchfläche im Bereich des Bruchausganges 
ergibt entsprechend Abb. 3 charakteristische Unterschiede 
zum Verhalten von nicht versprödetem Stahl. Im Gegensatz 
zum wabenförmigen Bruchbild eines duktil gebrochenen 
Stahles zeigt der versprödete martensitische Stahl einen 
interkristallinen Bruchverlauf mit duktilen Restanteilen 
(Haarlinien) und Mikroporen. Somit ist ein Langsamzug­
versuch mit einer zeitlichen Zugspannungsänderung von 
1 Nmm -2 s-1 in Verbindung mit einer Untersuchung der 
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Abb. 2 
Prüfung auf Wasserstoffversprödung im Zugversuch 
(Das Probenmaterial wurde bei der galvanischen Verzinkung ver· 
sprödet) 

Abb. 3 

unbehandelt 
~ =1 500 Nmm2 

0 

Werkstoff 34 Cr 4 

REM-Untersuchungen von Bruchflächen 

wasserstoffbeladen 
Rm= o . e - ~o 

Morphologie der Bruchfläche geeignet, die wasserstoff­
induzierte Versprädung eines Werkstoffes nachzuweisen. 

Aufgabe der Galvanotechnik ist es nun, solche Verfahrens­
parameter für die Vorbehandlung und die Metallahscheidung 
zu entwickeln, welche die Gefahr einer Wasserstoffver­
sprödung ausschließen. Hierzu wurden zunächst elektro­
chemische Wasserstoffpermeationsversuche durchgeführt und 
deren Ergebnisse mit Hilfe von Langsamzugversuchen kor­
reliert. Das Prinzip der Perrneationsversuche zeigt A bb. 4. 

,, . 

T 

Abb. 4 
Prinzip der elektrochemischen Wasserstoffpermeationsmessung 
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An einer Stahlmembrane wird auf der Primärseite Wasser­
stoff entwickelt, welcher durch die Membrane diffundiert 
und auf der Sekundärseite wieder zum Proton oxidiert wird. 
Aus dem zeitlichen Verlauf des Sekundärstromes wird der 
Diffusionskoeffizient für Wasserstoff D ermittelt, der ein 
Maß für die Menge des z.B. bei der galvanischen Metallab­
scheidung entwickelten Wasserstoffes oder die diffusions­
hemmende Wirkung von abgeschiedenen Metallschichten 
darstellt. 

Die Beeinflussung der Wasserstoffdiffusion durch abge­
schiedene Glanznickel-Schichten zeigt Abb. 5. Eine vollstän­
dige Verhinderung der Wasserstoffdiffusion in das Grund­
material tritt erst ab einer Dicke der Nickelschicht von etwa 
40 pm ein. Demgegenüber ist dies im Falle von Glanzzink 
schon bei etwa 3 bis 5 pm der Fall. 

0 
0 

Abb. 5 

Grundmaterial St 1303, 50 J1 m 
Schicht · Glanznickel. d 

20 d 

Wasserstoffdiffusion bei abgeschiedener Nickelschicht 

Unter Verwendung der Ergebnisse der Wasserstoffpermea­
tionsversuche wurden Zugproben metallisch beschichtet und 
im Langsamzugversuch geprüft. Ein typisches Ergebnis ist 
in· Abb. 6 wiedergegeben. Unter den gewählten Versuchs-
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Abb. 7 
Pulse-Plating 

· f on 
}p= Jp-T-

bedingungen ergibt sich oberhalb einer Zugfestigkeit von 
annähernd 1700 Nmm-2 beim Verzinken eine Versprädung 
des Werkstoffes 41Cr4. Diese kann vermieden werden, wenn 
matte , also porige Zinkschichten abgeschieden werden und 
der Wasserstoff durch eine anschließende Temperaturbe­
handlung ausgetrieben wird. Bei der Abscheidung dichter, 
glänzender Zinkschichten kann eine Versprädung folgender­
maßen verhindert werden: Es wird zunächst eine 1 bis 2 pm 
dicke Zinkschicht abgeschieden , die noch nicht dicht ist 
und durch die der Wasserstoff bei einer kurzzeitigen Tem­
peraturbehandlung aus dem Grundwerkstoff ausgetrieben 
werden kann. Anschließend ist eine weitere Abscheidung 
von Zink bis zur gewünschten Dicke ohne Gefahr möglich, 
da die erste dünne Zinkschicht bereits eine ausreichende 
Diffusionssperre ftir den dabei an der Elektrode ent­
wickelten Wasserstoff darstellt . 

Eine weitere Möglichkeit zur Vermeidung der Wasserstoff­
versprädung besteht in der Metallabscheidung mit gepulstem 
Strom nach Abb. 7. Insbesondere bei langen Pausenzeiten 
muß die Pulsstromdichte jp zur Erzielung einer technisch 
anwendbaren mittleren Stromdichte T sehr hohe Werte an­
nehmen. Damit verbunden sind stark veränderte Kristallisa­
tionsbedingungen, was i.a. zu feinkörnigeren und damit 
dichteren sowie spannungsärmeren Schichten führt. Gleich­
zeitig besteht die Möglichkeit, daß während des Stromflusses 
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an der Elektrode gebildeter und adsorbierter Wasserstoff in 
der Pausenzeit verstärkt in den Elektrolyten diffundiert 
und somit der Wasserstoffpartialdruck an der Elektrode im 
zeitlichen Mittel verringert wird. Eine demgemäß zu erwar­
tende verringerte Versprödungsgefahr für den Grundwerk­
stoff bei der Abscheidung von glänzenden Zink- und 
Kadmiumschichten ist zwar gegeben, aber für technische An­
wendungen nicht groß genug. Eine eindeutige Verbesserung 
ergibt sich jedoch nach Abb. 8 bei der Abscheidung dicker 
Chrom schichten. Bei einer Stromdichte von 15 A dm -z ge­
lingt es unter keinen Umständen ohne nachträgliche Tempe­
raturbehandlungen eine Versprädung des Grundwerkstoffes 
zu vermeiden. Wird die mittlere Stromdichte jedoch verdop­
pelt, so tritt bei der Pulsahscheidung keine Versprädung 

mehr ein . Der Grund hierfür ist darin zu suchen, daß zum 
einen die Stromausheute der Chromabscheidung mit der 
Stromdichte steigt und zum anderen während der Auszeit 
in die Schicht eingebauter sowie bei der Zersetzung von ge­
bildetem Chromhydrid freiwerdender Wasserstoff wegdif­
fundieren kann. Die Folge ist ein vermindertes Wasserstoff­
angebot für den Grundwerkstoff. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die Wasser­
stoffversprödung niedrig legierter hochfester Stähle bei der 
galvanischen MetaHabscheidung bei der richtigen Wahl der 
Verfahrensparameter vermieden werden kann. Mögliche 
Wege stellen die Abscheidung von Doppel~chichten sowie 
das Pulse-Plating-Yerfahren dar. 

Grundwasserschutz durch polymere Deponiebasisabdichtungen *) 
Von ORR Dr.-lng. Hans August, Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM), Berlin 

D K 504.4.054: 556.388: 628.496: 678.6-416 

Amts- und Mitteilungsblatt der Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM) 14 (1984) Nr. 2 S. 131 /136 

Manuskript-Eingang 1. Februar 1984 

Inhaltsangabe 

Zur Basisabdichtung von Mülldeponien zum Schutz des Grundwassers werden zunehmend polymere Abdichtungen eingesetzt, die 
vielfach als absolut dicht gegenüber Sickerwässer und deren Inhaltsstoffen gelten. Durch Permeationsvorgänge ist jedoch mit 
Restdurchlässigkeiten zu rechnen, die auch bei technisch einwandfreien, intakten Folien auftreten. Es wird eine Meßmethode 
vorgestellt, derartige Restdurchlässigkeitsraten an handelsüblichen Deponiebasisabdichtungen zu messen. Als Permeent dienen 
neben Originalsickerwasser aus einer Hausmülldeponie konzentrierte, reine organische Lösungsmittel und deren stark verdünnte 
Lösungen in Wasser. 

Müll - Abfall - Deponie - polymere Oeponiebasisabdichtungsmittel - Permeationsvorgänge - Sickerwasser - organische 
Lösungsmittel- Meßmethode -experimentelle Ergebnisse 

Die in den letzten Jahren ständig gestiegenen Abfallmengen 
der Industrie und Haushalte erfordern konsequente, zielge­
rechte Beseitigungsverfahren, um die Umwelt vor Schadstof­
fen zu schützen. 

Neben den bekannten Entsorgungstechnologien wie Kom­
postierung, Entgiftung, Recycling und der zunehmend an 
Bedeutung gewinnenden Abfallverbrennung [1] war in der 
Vergangenheit und wird auch in Zukunft die Deponie die 
Basis der Entsorgung bleiben, auf die nicht verzichtet wer­
den kann [ 2]. 

Abb.J 
Prinzipieller Aufbau einer abgeschlossenen Deponie 

*} Vortrag, gehalten auf der 31. Sitzung des 
Kuratoriums der BAM am 9. November 1983 

1982 wurden ca. 70 % des gesamten Hausmülls und der 
hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle [3] ' sowie wesentliche 
Anteile des Industrie- und Sondermülls auf geordneten De­
ponien gelagert. Ziel geordneter Deponien ist es, entspre­
chend den Forderungen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
den Untergrund - gegebenenfalls das Grundwasser - vor 
schädigenden Rückständen dieser Abfälle zu schützen. 

Abb. 1 zeigt den prinzipiellen Aufbau einer Deponie, die in 
dieser Darstellung abgeschlossen und rekultiviert ist. Ein­
dringende Niederschläge führen zur Auslaugung des Müll-

Schutzschicht ca. 10 cm Sandbett 

Kies 30-SOcm 

Rundkies 16/32 

Sammelkanal 
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körpe rs. Es entsteht im Bereich der Deponiebasis das, was 
man Sickerwasser nennt, eine mit organischen und an­
organischen Stoffen und Abbauprodukten angereicherte 
F1üssigkeit, die von dem Untergrund der Deponie fernge­
halten werden muß. Diese Funktion übernimmt ein Dich­
tungssystem (A bb. 2 }, mit dessen wichtigster Komponente , 
der Dichtung oder Sperrschicht, sich die vorliegende Arbeit 
beschäftigt . 

Dichtung Rohplanum 

künstliche 
Dichtung 

natürliche 
Dichtung 

{ 
Kunststoffbahnen (PE.PEC.PVC. .. ) oder 
vor Ort aufgebrachte Bitumendecke 
oder 

{ Bodenmaterialien mit ausreichend 
hohen Ton-und Feinschluffanteilen 

Abb. 2 
Schematische Darstellung eines Dichtungssystems 

Nach dem heutigen Stand der Technik kann diese Sperr­
schicht aus natürlichen Materialien- 0,5 m bis 2m verdich­
teter Boden mit Tonanteilen - oder aus industriell gefertig­
ten Materialien, z.B. 1 bis 3 mm dicke Polymerfolien, be­
stehen. Die Worte " Sperrschicht" und " Dichtung" lassen 
vermuten , daß im Sickerwasser enthaltene Schadstoffe vom 
Untergrund und vom eventuell vorhandenen Grundwasser 
absolut ferngehalten werden. Das ist jedoch nicht der Fall , 
auch dann nicht, wenn alle Voraussetzungen für eine tech­
nisch ein wandfreie Dichtung erfüllt sind, nämlich: 

die Dichtung allen baulichen Erfordernissen entspricht 

eine vorangegangene Prüfung des Dichtungssystems ein 
positives Ergebnis ergeben hat ( Detailprobleme wie z.B. 
chemische Beständigkeit bei mechanischer Langzeitbe­
anspruchung oder Funktionsfähigkeit der Verbindungs­
techniken seien gelöst) 

durch eine systematische Qualitätssicherung in Verbin­
dung mit einer umfassenden Bauüberwachung die fachge­
rechte Anfertigung der Dichtung sichergestellt ist. 

Der Grund dafür liegt darin, daß stets physikalische Trans­
portvorgänge vorhanden sind , die für eine Restdurchlässig­
keit der Sperrschichten sorgen. 

Bei den natürlichen Tonabdichtungen sind druckabhängige 
Strömungsvorgänge für die Restdurchlässigkeit vo n Wasser 
(bei k-Werten von 10-8 bis 10-7 m/s) verantwortlich [ 4, 5]. 

Bei den als riß- und porenfrei anzunehmenden polymeren 
Deponiebasisabdichtungsmitteln sind es Permeationsvorgän­
ge vor allem der im Sickerwasser enthaltenen organischen 
Verbindungen, die für Restdurchlässigkeiten sorgen. 

Im Hinblick auf einen ausreichenden Schutz des Grund­
wassers unter den Mülldeponien sind daher zunächst die 
Restdurchlässigkeiten handelsüblicher K unststoffa bdich tungs-
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bahnen und die hierdurch hervorgerufene Dauerbelastung 
des Untergrundes zu untersuchen. In der Bundesanstalt für 
Materialprüfung wurden entsprechende Untersuchungen im 
Rahmen eines Forschungsvorhabens für das Umweltbundes­
amt durchgeführt . Dies war auch deshalb notwendig, weil in 
der Literatur nur wenige Angaben zu finden sind [6]. 

Die Begründung, vor allem den Durchgang von organischen 
Stoffen durch die Kunststoffabdichtungen zu studieren, lag 
darin, daß die Ablagerung von kohlenwasserstoffhaltigen 
Stoffen (im folgenden werden alle untersuchten organischen 
Verbindungen vereinfachend mit Kohlenwasserstoffe be­
zeichnet) als Folge des steigenden Lebensstandards zuneh­
men [1] , hier wiederum besonders die schwerabbaubaren 
chlorierten Kohlenwasserstoffe [6, 7]. Hinzu kam, daß 
wegen der hohen Affinität einiger Kohlenwasserstoffe zu 
den Polymerwerkstoffen der Basisabdichtungen mit einer 
relativ hohen Perrneationsrate zu rechnen war ( A bb. 3 ). 

Nach der Theorie der "freien Volumina" [8] muß man sich 
die im makroskopischen Maßstab von Rissen und Poreri 
freie Kunststoffabdichtungsbahn mit sich zeitlich in Größe , 
Zahl und örtlicher Lage verändernden "Hohlräumen" durch­
setzt vorstellen. Diese entstehen dadurch, daß die lang­
kettigen Kunststoffmoleküle aus sterischen Gründen den 
Raum nicht vollständig ausftillen und dauernden ther­
mischen Bewegungen unterliegen. Das an die Folienober­
fläche herangeführte Schadstoffmolekül wird je nach Affi­
nität an der Oberfläche mehr oder weniger absorbiert, 
d.h. gelöst. Aufgrund eigener thermischer Bewegungen kann 
das Schadstoffmolekül immer dann , wenn ein "Hohlraum" 
geeigneter Größe in geeignetem Abstand vorhanden ist, den 
Platz wechseln. In den freigewordenen Platz springt dann 
wiederum aus Richtung höherer Teilchenkonzentration ein 
Schadstoffmolekül nach. Es entsteht dadurch eine Wande­
rung der Schadstoffmoleküle von Orten hoher Konzentra­
tion (Deponieseite) zu Orten niedriger Konzentration (De­
ponieuntergrund) . An der Folienrückseite erfolgt Desorption 
und Übergang der Schadstoffmoleküle in das Erdreich. Ist 
der Abtransport der Schadstoffmoleküle ins Erdreich nach 
Austritt aus der Folie viel schneller als der Durchgang durch 
die Folie, so ist letzterer geschwindigkeitsbestimmend, und 
man kann in Näherung auf der Rückseite der Folie die 
Schadstoffkonzentration C = 0 annehmen. Da.mit kommt 
man zu einfachen, übersichtlichen Lösungen der Fick'schen 
Gesetze, und man verfügt im Labor über leicht und repro­
duzierbar zu realisierende Randbedingungen. 

[ Sick erwuser 

C1 > 0 AbsorptiOn 

Lösungs-Diffusion 

C = Ooesorpt1on 

Abtransport 10 den Deponieuntergrund ~ Schadstoffmolekühle 

~ Wassermolekühle 

0 = DiffusionskoeffiZient 
c, = losl1chkeit 

'~"'"""""""""'"'' 

1/d 

c1 0 = Permeat1onskonstante 

Abb. 3 
Durchlässigkeit von polymeren Deponiebasisabdichtungen aufgrund 
von Permeationsvorgängen 



Die Randbedingung C = 0 kann experimentell erreicht wer­
den, indem man die Folienrückseite mit Wasser spült, etwas 
eleganter an der Folienrückseite entweder ein Inertgas vor­
beiführt oder ein mäßiges Vakuum anlegt. Alle drei Metho­
den haben die Funktion, die permeierte Flüssigkeit von der 
Folienrückseite abzutransportieren, im Prinzip sind sie 
gleichwertig. Die Abb. 4 zeigt die im Labormaßstab simu­
lierte Deponiebasisabdichtung. Der Müllkörper mit dem 
Sickerwasseranfall reduziert sich auf den oberen Teil der 
Zelle, in dem sich entweder Sickerwasser oder ein Prüfge­
misch aus Kohlenwasserstoffen befindet, und den unteren 
Teil der Zelle, von wo der permeierte Stoff mit den ge­
nannten Medien oder durch Evakuieren des Raumes (l Pa 
bis 1 0 Pa) abtransportiert wird. Zwischen den beiden 
Zellenhälften wird die zu untersuchende Folie eingespannt . 

Klammerflansch­
schraube 

~ 

Abb. 4 

Kleinflansch 
~::z-.--- NW 16 KF 

-==---Pneurop- Klammerflansch 
NW 65 LF 

Prinzip der Permeationsmeßzel/e 

Abb. 5 zeigt den experimentellen Aufbau. Links in der Ab­
bildung ist die Permeationszelle zu sehen. In der Tiefkühl­
falle (Flüssigstickstoff) wird der permeierte Stoff quanti­
tativ ausgefroren, von wo er zur gaschromatographischen 
Analyse (GC) diskontinuierlich entnommen werden kann . 
Wegen der langen Induktionszeiten, sie liegen bei den 
0,8 mm bis 2,8 mm dicken Folien zwischen einigen Tagen 
und 8 Wochen, besteht die Meßapparatur aus 14 Permea­
tionszellen. 

Permeationszelle 

8 
Anschlun anderer 
Permeotionszel\en Vakuum-

~--~ menzelle 

""""'-""- Ventilblock- ® bewegliche $ 
T Verbindungen T 

~ lllr---L-l!J<ll'""'l.'. ::;.," •• ,~~t:a 
Vokuu Orehf llosch Absperrhohn ~ 
menzelle~"""""""""'l~ 
Eckventil 

Tiefkühlfolie Drehschieber-

Abb. 5 
Permeationsmeßanordnung 
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Als Fermeenten dienten neben Originalsickerwässern einer 
Hausmülldeponie auch definierte Kohlenwasserstoffe in 
konzentrierter und in Wasser gelöster Form (Tabelle). So­
weit die Löslichkeit es erlaubte, wurden S%ige Lösungen 
angesetzt, bei den schlecht löslichen Kohlenwasserstoffen 
wurden die Sättigungskonzentrationen eingestellt. 

Als Auswahlkriterien dienten: 

Gefährlichkeit der Stoffe für das Grundwasser [9, 10, 11 ], 
Art und Menge an jährlich produzierten und verwendeten 
Lösungsmitteln und deren Rückstände [ 12] 

Tabelle 

Permeenten 

Toluol 

Xylol 

Aceton 

Methanol 

Essigsäure 

Ess i gsä u reeth y I ester 

i-Octan 

Tetrachlorkohlenstoff 

Chloroform 

Trichlorethylen 

Tetrachlorethylen 

Chlorbenzol 

Dichte 
(g• cm-3 ) 

0,87 

0,87 

0,79 

0,79 

1,05 

0,90 

0,69 

1,59 

1,49 

1,47 

1,62 

1,11 

K on zentrat i on 

(Gew. -%) 

0,05 

0,02 

5 

5 

5 

5 

0,001 

0,08 

0,08 

0,1 

0,015 

0,05 

Einfluß der Kohlenwasserstoffe auf die Kunststoffbasis­
abdichtungen (Extraktion von Additiven, Weichmachern) 

Eine breite Skala chemischer Stoffklassen sollte Berück­
sichtigung finden. 

Abb. 6 und Abb. 7 zeigen vier Gaschromatogramme im Ver­
gleich, aufgenommen im Head-Space-Verfahren von einem 
Sickerwasser einer Hausmülldeponie, jeweils vor (links in 
Abb. 6 a) und nach der Permeation durch eine 1,5 mm­
HDPE-Folie (Abb. 6 b) *), 1,8 mm-EPDM-Folie (Abb. 7 a) 
und eine 2,6 mm-ECB-Folie (Abb. 7 b). 

*) HDPE = 

EPDM = 

ECB 
PVC 
PEC 

Polyethylen mit hoher Dichte 
Ethylen-Propylen-Terpolymer 

Ethylencopolymer mit Bitumen 
Polyvinylchlorid 
Chlorierte s Polyethylen 

E 

FlO-HS 6 
Abschwächung 1 :4 

F 
B 

SICKERWASSER 
unverdünnt 

SICKERWASSER 
durch 1,5mm PE 

Impuls-Rate 
1 688 000 

vor der 
Permeation 

a) 

Abb. 6 
Gaschromatogramme 

Impuls-Rate 
77 · 106 

nach der 
Permeation 

b) 

A' 

. B' 

Sickerwasser, vor und nach der Permeation durch eine 1,5 mm-HDPE­
Folie 

Es kann festgestellt werden, daß einige Peaks nach der 
Permeation gar nicht oder zumindest stark geschwächt auf­
treten, z.B. D', C', F' (HDPE); A', E' (EPDM); B' , C' , D' 
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Abb. 7 
Gaschro matogramme 

1,8mm ,EPOM 
Impuls-Rate 109 · 106 

2,6mm, ECB 
Impuls-Rate 123 106 

b) 

B' 

A' 

E' 

o· (' 

Sickerwasser nach der Permeation durch eine 
a) 1,8 mm-EPDM-Folie 
b) 2,6 mm-ECB-Fo/ie 

F' 

B' 

(in 7 b ist die Darstellung um den Faktor 1/2 kleiner) 

(ECB). Einige Peaks treten nach der l'ermeation erheblich 
stärker auf, z.B. A/A', B/B' (HDPE), A/A' (EPDM, ECB). 

Durch selektive Permeation, d.h. durch das bevorzugte 
Durchwandern einzelner Komponenten, ändert sich die 
qualitative Zusammensetzung des "Sickerwassers" nach der 
Permeation. Die selektive Permeation ist von der Art des 
Ab dichtungsmittels (Kunststoff) abhängig. 

Nach der Permeation hat, wie aus den zugehörigen Impuls­
raten zu entnehmen ist, die Menge der Kohlenwasserstoffe 
pro Volumeneinheit quantitativ stark zugenommen. 

Für die 1 ,5 mm starke HDPE-Folie wurden fast alle einge­
setzten Kohlenwasserstoffe näherungsweise bestimmt. Es 
ergab sich eine Permeationsrate von 1 bis 2 g/m 2 d Kohlen­
wasserstoffe. Es war nicht sinnvoll, ausschließlich Sicker­
wasser in die Untersuchungen einzubeziehen, weil es das 
repräsentative Sickerwasser im Sinne einer Prüfflüssigkeit 
nicht gibt. 

Die Eigenschaften eines Sickerwassers sind vom Alter, von 
der Art der Deponie und sogar innerhalb einer Deponie vom 
Ort und vom Entnahmezeitpunkt abhängig. Erschwerend 
kommt noch hinzu, daß eine willkürlich genommene Stich­
probe wegen laufender aerober und anaerober Umsetzungen 
dauernder Veränderungen unterliegt. Eine Stabilisierung ist 
nur bedingt möglich. Aus diesen Gründen wurden auch 
Messungen mit definierten Kohlenwasserstoffen durchge 
führt. 

In Abb. 8 sind für verschiedene Lösungsmittel die gemes­
senen Permeationsraten als Funktion der reziproken Folien­
dicke aufgetragen. Die Verminderung der Durchlässigkeit 
durch den sterischen Einfluß der zusätzlichen Chloratome 

Trichlorethylen --- Tetrachlorethylen 
oder 

Chloroform --- Tetrachlorkohlenstoff 

kommt hier klar zum Ausdruck. 

Die einfache Lösung der Fick'schen Gleichungen für den 
stationären Zustand und konstanter Diffusionskonstante D, 
wonach Linearität zwischen der Permeationsrate und der 
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Permeationsraten ls verschiedener Kohlenwasserstoffe als Funktion 
der reziproken Foliendicke, PE-Typ 2 

reziproken Foliendicke besteht, ist für die hier vorgestellten 
Messungen nicht gültig. Ein Hochrechnen von Messungen an 
sehr dünnen Folien auf dicke Folien kann zu falschen Er­
gebnissen führen. 

Sieht man von einem Unfail 'oder von dem unerlaubten Ab­
lagern eines Fasses mit Lösungsmitteln , das irgendwann 
einmal undicht wird, ab, so sind derart hohe Konzentra­
tionen auf einer Deponie unwahrscheinlich. Es war daher 
naheliegend, verdünnte Lösungen zu untersuchen, zumal die 
maximale Löslichkeit der meisten von uns untersuchten 
organischen Flüssigkeiten in Wasser außerordentlich gering 
ist, nämlich zwischen 0,001 % und 0,1 % liegt (Tabelle). 

Würden sich die Permeationsraten im gleichen Maße ver­
ringern wie die Konzentrationen , so erhielte man vernach­
lässigbare Permeationsraten. Tatsächlich liegen jedoch die 
Permeationsraten um ein bis zwei Größenordnungen höher 
(Abb. 9). Für die 1 mm-HDPE-Folie ergeben sich gegenüber 
den konzentrierten Lösungen mit 1 ,5 bis 15 0 gfm 2 

• d für 
die stark verdünnten Lösungen 1,6 bis ca. 6 gfm2 

• d. Ledig­
lich für i-Octan und die in Wasser gut löslichen Stoffe 
Methanol und Essigsäure (5 %-Lösung) liegen die Permea­
tionsraten unter 0,01 g/m2 

• d. Abb. 10 demonstriert das 
recht unterschiedliche Verhalten der verschiedenen auf dem 
Markt angebotenen Deponiebasisabdichtungsfolien bezüglich 
des Permeationsverhaltens. Permeent ist eine 0,05 %ige 
Toluol-Lösung in Wasser. 

Man erkennt, daß 

eine 1,0 mm PVC-Bahn ungefähr das 8,5fache, 

eine 2,6 mm ECB-Bahn ungefähr das 7,0fache, 

eine 1,8 mm EPDM-Bahn ungefähr das 6,0fache, 

eine 1,5 mm PEC-PE-Bahn ungefähr das 4,3fache, 

eine 2,0 mm PVC-Bahn ungefähr das 1 ,9fache 
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Abb. 10 
Permeationsraten stark verdünnter wäßriger Toluol-Lösungen durch 
verschiedene polymere Deponiebasisabdichtungen 

gegenüber einer nur 1 mm starken HDPE-Folie an Toluol 
durchläßt 

Es liegt in der zuvor beschriebenen Meßmethode begründet, 
daß die angegebenen Permeationsraten (Restdurchlässig­
keiten) als obere Grenzwerte zu betrachten sind. Die An­
nahme C = 0 für die Schadstoffkonzentration an der Folien­
unterseite setzt eine gegenüber den Transportvorgängen in 
der Folie schnellen Transport im Boden unter der Folie 
voraus. Wie eigene Messungen-mit Wasser als Spülmittel in 
der unteren Zellenhälfte (Abb . 11) gezeigt haben, ist es für 
den Praxisfall gegeben, daß das Grundwasser bis an die 
Sperrschicht heranreicht, und für einen stark durch­
feuchteten Boden dürfte dies auch gelten. Je trockner 
der Boden unter der Sperrschicht ist, um so mehr können 

die Transportprozesse im Boden geschwindigkei tsbestim­
mend für den Gesamtvorgang werden, was auch eine Rück­
wirkung auf die Folie, d.h . eine weitere Verminderung der 
Durchlässigkeit nach sieh ziehen kann. Der zeitliche Verlauf 
der Transportvorgänge f ür Kohlenwasserstoffe in Böden un­
terhalb von Deponien ist jedoch weitgehend unbekannt. 
Dies kommt auch darin zum Ausdruck, daß im Bereich der 
natürlichen Deponiebasisabdichtungen keine wirklichen 
Schadstoffrestdurchlässigkeiten bekannt sind. Statt dessen 
ist es üblich, als Kennwert ftir das Dichtungsvermögen z.B. 
von Tonen den k-Wert anzugeben [ 4 ], ohne daß man weiß, 
ob dieser für reines Wasser im Rahmen des Darcy'schen 
Gesetzes gültige Kennwert [ 14] auch für das mit organischen 
Schadstoffen angereicherte Sickerwasser anwendbar ist. 
Zweifel hierzu sind berechtigt, da bekannt ist, daß kon­
zentrierte Kohlenwasserstoffe bei Tonabdichtungen die 
k-Werte um mehrere Größenordnungen vergrößern können 
[13, 6]. 

Demgegenüber wurden in den vorangegangenen Ausfüh­
rungen Restdurchlässigkeiten von handelsüblichen Kunst­
stoffbasisabdichtungen vorgestellt, die sich auf fernzuhal­
tende Kohlenwasserstoffe beziehen [ 16]. 

Abb. 11 
Aufbau einer Permeationsmeßzelle zur Simulation "nasser Unter­
grund" 

Dank eines gestiegenen Sicherheitsdenkens in den vergan­
genen Jahren finden Kunststoffabdichtungsfolien über die 
Anwendung als Deponiebasisabdichtung hinaus breiten Ein­
satz bei Baumaßnahmen zum Grundwasserschutz bei [ 15] 
Straßenahdichtungen in Trinkwasserschutzgebieten, Um­
schlagplätzen, Verladestationen, Faßlager, Tankstellen, Auf­
fangwannen, Auffangtassen für alle grundwassergefährdeten 
Flüssigkeiten\ Becken, Gruben zur Lagerung von Öl· und 
Industrieschlämmen. Schließlich sei an den chemischen 
Apparatebau erinnert, wo Folien für Rohr- und Tankaus­
kleidungen eingesetzt werden. 

Hier überall ist das Wissen von Restdurchlässigkeiten von 
großem Nutzen , nicht zuletzt dann, wenn es um die Frage 
geht, welcher Folientyp mit welcher Wandstärke muß ge­
wählt werden, um eine sichere aber zugleich auch wirt­
schaftliche Lösung des speziellen Abdichtungsproblems zu 
erhalten. 

Der Autor dankt seinen Mitarbeitern, Dr. Win, Frau Tatzky 
und Frau Jakob, für die Durchführung der Messungen, dem 
Umweltbundesamt für die Bereitstellung der Forschungs­
mittel. 
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Fracture Mechanics Analysis of a Pressure Vessel with a 
Semi-EIIiptical Surface Crack Using Elastic-Piastic FEM­
Calculations 
D. Aurich, W. Bracks, D. Noack und H. Veith 
Nuclear Engineering and Design 76 (1983), S. 329-337 und 
Beitrag in: e The 2nd Japanese-German Joint Seminar on 
Nondestructive Evaluation and Structural Strengthof Nuclear 
Power Plants, German Contributions, Editor: K. Kussmaul , 
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A three-dimensional elastic-plastic analysis for Stresses and 
strains in a pressure vessel containing two semi-elliptical surface 
cracks was carried out by finite element (FE) method. Results 
for stress distribution, spreading of plastic zones and crack 
opening displacements are presented and discussed. The 
variation of the stress intensity factor along the crackfront as 
gained from a linear elastic FE-analysis is compared with 
solutions of various authors. First, the FE results are discussed 
according to the stress intensity concept using a plastic zone 
correction for small scale yielding. A K1c of 6900 Nmm-312 for 
an operating temperature of 314 K, which was taken from the 
ASME code, resulted in a critical pressure of 280 bar. If the 
zone correction is done with plane stress approximations of 
IRWIN and DUGDALE, just slightly lower critical values are 
gained. Introducing the same two dimensional models in the 
COD concept gives far too conservative estimations for the 
critical pressure, whereas the plane strain solution agrees quite 
weil with the FE computations. All together, the COD concept 
is very sensitive to different methods of determining ß. 

Dislocation-Particle Interaction During Secondary Har­
dening and Yielding of HSLA Steel. 
W. Öster!e und W. Gesatzke 
Proceedings 4th Ris~ International Symposium on Metallurgy 
and Materials Science, Roskilde, (1983), S. 473-478 

Mit Hil fe der Transmissionselektronenmikroskopie wurde der 
Einfluß der Substruktur auf das Fließverhalten eines mikro­
legierten Baustahls nach Austenitisieren bei 1200 °C, Luft-

abkühlung und Anlassen im Bereich von 450 °C bis 750 °C 
untersucht. Verschiedene Hindernisabstände, nämlich die 
Maschenweite des Versetzungsnetzwerkes, der Teilchen­
abstand von Matrixausscheidungen und der Teilchenabstand 
längs der Versetzungslinien , wurden quantitativ bestimmt und 
in die Orowan-Gleichung zur Berechnung der Streckgrenze 
eingesetzt . Durch Vergleich der berechneten mit den 
gemessenen Streckgrenzen der verschiedenen Anlaßzustände 
kann gefolgert werden, daß jeweils nur der kleinste Hindernis­
abstand wirksam wird und daß immer eine Grundfestigkeit, 
welche sich aus der Gitterreibspannung und der Mischkristall­
härtung zusammensetzt, hinzuaddiert werden muß. Weiterhin 
konnte die Wechselwirkung von Versetzungen mit Teilchen an 
einigen schwach verformten Proben im Elektronenmikroskop 
beobachtet werden. 

Verfahren der Materialprüfung für die Beurteilung des 
Zustandes von Hochbauten. 
A. Plank 
Deutsche Bauzeitschrift 10 (1983), S. 1439-1445 

Die Nutzungsdauer von Bauwerken wird heute im allgemeinen 
je nach Bauwerksart, Konstruktion und Instandhaltungs­
aufwand mit 30 bis 100 Jahren, in Ausnahmefällen bis zu 200 
Jahren angesetzt. Hochbauten veralten gegenüber geänderten 
oder gehobenen Nutzungsansprüchen zum Teil schon nach 
wenigen Jahren und erfordern dann einen entsprechenden 
Modernisierungsaufwand. 

Für den Modernisierungsbedarf im Wohnungsbau liegen nur 
Schätzungen vor. Danach gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland z. Z. 24 Mio Wohnungen , von denen II Mio nicht 
mehr den heutigen Ansprüchen genügen . Von diesen 11 Mio 
Wohnungen sind schätzungsweise nur 7 Mio Wohnungen 
modernisierungswürdig, so daß rund 4 Mio Einheiten 
abbruchreif sind und durch Neubauten ersetzt werden müssen. 

Aus bautechnischer Sicht kann die Verbesserung von 
Wohnungen durch bauliche Maßnahmen unterteilt werden in: 
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haustechnische Verbesserungen, 
wohntechnische Verbesserungen, 
bautechnische Verbesserungen 
erschließungstechnische Verbesserungen, 
umweltbezogene Verbesserungen. 

Grundlage aller Maßnahmen ist zunächst eine Bestandsauf­
nahme der Bausubstanz. Je gründlicher und sorgfältiger diese 
Beurteilung erfolgt, .desto zielsicherer und kostengünstiger 
kann eine Modernisierung bzw. Instandsetzung durchgeführt 
werden. 

In der Baustoff- und Bauteilprüfung werden in der Mehrzahl 
sogenannte technologische Prüfverfahren angewendet, bei 
denen die Ergebnisse von den Prüfungsbedingungen abhängen. 
Prüfungsergebnisse sind deshalb untereinander nur dann 
vergleichbar, wenn sie mit gleichen Prüfverfahren unter streng 
gleichen Bedingungen ermittelt worden sind. Eine Forderung, 
die bei der Prüfung von Altbausubstanz oftmals schwer 
einzuhalten ist. Die Beurteilung und Wertung der Ergebnisse 
technologischer Prüfungen, die mit nicht normenmäßig 
festgelegten, frei vereinbarten Prüfbedingungen erfolgen, 
erfordert deshalb langjährige Erfahrungen. 

Für die hauptsächlichen Bauweisen des Hochbaues, wie 
Mauerwerksbau, Stahlbetonbau, Stahlbau und Holzbau, 
werden in dem Beitrag bekannte und bewährte Prüfmöglich­
keiten dargestellt. 

lmprovement of Structure-Ground-Systems by Preloading 
(Verbesserung von Bauwerk-Boden-Systemen mittels 
Vorbelastung) 
W. Ache, U. Holzlöhner und J. Lehnert 
Proc. of the VIII European Conference on Soilmechanics and 
Foundation Engineering, Helsinki 1983 

Die normale Methode, kohäsionslose Böden zu verbessern, ist 
die Bodenverdichtung. Hierbei wird die Verbesserung der 
erreichten dichteren Lagerung des Bodens zugeschrieben. Die 
Verbesserung ist jedoch effektiver, wenn der Baugrund in 
derselben Weise belastet wird wie später vom Bauwerk unter 
Gebrauchslasten , Teil I des Beitrags berichtet über den Einfluß 
einer Vorbelastung bei Proben aus einem gleichförmigen Sand. 
Triaxialversuche mit zyklisch variierender Axiallast wurden 
durchgeführt. VerschiedeneVorbelastungs-und anschließende 
Belastungsprozesse wurden untersucht. Es wurden Bedingun­
gen für den Vorbelastungsprozeß aufgestellt, die plastische 
Deformationen infolge der anschließenden Belastung verhin­
dern. Im Teil II wurde die Wirkung der Vorbelastung auf die 
Verbesserung von Bauwerk-Boden-Systemen untersucht. Mo­
dellversuche an vertikal belasteten Flachfundamenten wurden 
ausgeführt. Der Einfluß von verschiedenen Arten der 
Vorbelastung auf das Verhalten unter zyklischer und 
monotoner anschließender Belastung wurde studiert. Die 
Versuche haben gezeigt, daß eine Vorbelastung von vielen 
Zyklen das System am effektivsten verbessert. Diese Methode 
ist auch praktisch gut durchführbar. 

U-Bahn-Abdichtungsschäden bei Sonneneinstrahlung 
Ch. Herold, R. Müller, R. Rudolphi und E. J. Vater 
Tiefbau, Ingenieurbau, Straßenbau (1983) H. 3, S. 97-107 

Ziel dieser Arbeit war es, grundsätzliche Aussagen zum Heul­
und Abrutschverhalten von U-Bahn-Abdichtungen infolge 
Sonneneinstrahlung zu machen. Ausgangspunkt war ein 
aktueller Schadensfall. Hierzu sollte festgestellt werden, bei 
welcher Temperatur und nach wieviel Tagen die Wahrschein-
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lichkeit besteht, daß eine mehrlagige, auf die Wandrücklage 
bituminös aufgeklebte und freistehende U-Bahn-Abdichtung 
so weit abrutscht, daß es zu einem Schaden kommt. Die 
Aussage dieser Untersuchung stützt sich auf die Erarbeitung 
und letztliehe Wertung von Ergebnissen aus vier Teilbereichen. 

Zunächst einmal mußten meteorologische Daten des Deut­
schen Wetterdienstes ausgewertet und die für die geforderte 
Aussage wesentlichen Parameter herausgearbeitet werden. Im 
zweiten Teil wurde u. a. mit den ermittelten Temperaturanga­
ben über ein Rechenprogramm der Temperaturverlauf in der 
Abdichtungsschicht bei instationären Randbedingungen ermit­
telt. Daran anschließend begonnene Simulationsversuche bei 
verschiedenen Temperaturen sollten das Beul- und Abrutsch­
verhalten einer mehrlagigen Dichtung bei einer Standhöhe von 
3,0 m klären. 

Die daraus resultierenden Ergebnisse ließen, rechnerisch 
ausgewertet, eine Aussage über einen voraussichtlichen 
Schadenszeitpunkt bei verschiedenen sommerlichen Tempera­
turverhältnissen für eine mehrlagige , senkrechte bituminöse 
Abdichtung zu. 

Thermogravimetrie an Kunstharzdispersionsputzen: 
Analyse eines Schadens 
J. Siekfeld 
Farbe +Lack (1984) H. I, S. 22-27 

Es wird ein Schadensfall beschrieben, bei dem großflächig 
mangelhafter Verbund innerhalb der Kunstharzdispersions­
putzschichten festgestellt wurde. Beziehungen zwischen dem 
phänomenologischen Erscheinungsbild der Kunstharzdisper­
sionsputz-Oberfläche und der Haftfestigkeit, beurteilt durch 
Abreiß versuche, ließen vermuten, daß auch Unterschiede in der 
Zusammensetzung des Dispersionsputzes Ursache für das 
verschiedenartige Verhalten der Putze sein könnten. Zur 
analytischen Untersuchung wurde die Thermogravimetrie in 
Kombination mit der Differentialthermogravimetrie einge­
setzt. Die erhaltenen DTG- bzw. TG-Kurven werden diskutiert 
und es wird gezeigt, daß besonders die DTG-Kurven nicht nur 
einen eindeutigen "Fingerprint" fü·r die untersuchten ver­
schiedenartigen und verschiedenfarbigen Putze liefern , sondern 
auch eine eindeutige Aussage zum Bindemittelgehalt in 
Abhängigkeit vom Erscheinungsbild der Oberflächen gestatte­
ten. 

Quantitative Faseranalyse; Elasthan-, Modacryl-, Poly­
chloridfasern 
L. Meckel 
Melliand Textilberichte (1984) H. I , S. 67-68 

Als Grundlage für das deutsche Textilkennzeichnungsgesetz 
gibt es in der Europäischen Gemeinschaft drei harmonisierte 
Richtlinien. In der technischen Arbeitsgruppe wurden für die 
Analysenrichtlinie verschiedene quantitative Analysenverfah­
ren zur Bestimmung von Elasthan-, Modacryl- und Polychlo­
ridfasern vorgeschlagen. 

Unter Berücksichtigung der wesentlichen Forderungen an 
Analysenverfahren für Textilien wurde von den deutschen 
Delegierten die Notwendigkeit für drei verschiedene Analysen­
verfahren nicht gesehen. Es wurde deshalb ein Verfahren mit 
siedendem Cyclohexanon im Heißextraktor vorgeschlagen, 
welches an die Stelle der drei Verfahren treten kann. Über die 
dazu in den Mitgliedsstaaten durchgeführten Untersuchungen 
und Ergebnisse wird berichtet. Das Analysenverfahren wird 
von der Kommission als Verfahren Nr. 16 der Analysenricht­
linie vorgeschlagen werden . 



Wasserabweisende Eigenschaften, Beregnungsversuch 
L. Meckel 
Melliand Textilberichte 64 (1983), H. 7, S. 495-498 

Die wasserabweisenden Eigenschaften von Textilien werden 
auch international weitgehend mit der Bundesmann-Bereg­
nungsprüfung nach DIN 53 888 bestimmt. In der Internatio­
nalen Normenorganisation (ISO) bestanden seit Jahren 
Bedenken gegen dieses Verfahren; es wurde vielmehr der sehr 
milde Spray-Test als ISO-Norm 4920-1981 verabschiedet. 
Ferner wurde die britische Norm BS 5066 international 
vorgeschlagen. Da die Beregnungsprüfgeräte nach Bundes­
mann weltweit verbreitet sind und in den Laboratorien teilweise 
seit vielen Jahren benutzt werden, wurden diese in 9 Labora­
torien auf mögliche Fehler durchgesehen. Danach wurden in 
diesen Laboratorien an 8 sehr verschiedenartigen Geweben 
Vergleichsversuche durchgeführt. 

Wesentliche Ergebnisse waren: 

Der Beregnungsversuch nach DIN gibt für die Wasserauf­
nahme gut vergleichbare Ergebnisse. Der Wasserabperleffekt 
ist -wie bei allen Beregnungsprüfungen- nur bei guten oder 
schlechten Ergebnissen gut reproduzierbar. Die Menge des 
durchgedrungenen Wassers ist nur relativ ungenau zu 
bestimmen und deshalb mit Recht in der DIN-Norm für die 
Beurteilung nicht vorgesehen. 

Der Beregnungsversuch nach der britischen Norm führt nicht 
zu direkt vergleichbaren Ergebnissen, er ähnelt der DIN-Norm 
aber stärker als der ISO-Norm. Letztere erlaubt keine ausrei­
chende Differenzierung zwischen unterschiedlich wasser­
abweisenden Textilien. Das Verfahren hat aber den Vorteil, daß 
Kleidungsstücke ohne Zerstörung geprüft werden können. 

Die Britische Normenorganisation (BSI) hat die Arbeit 
übersetzt. Die Übersetzung steht Interessenten durch den 
DIN/NMP zur Verfügung. 

Untersuchungen über den Einfluß technologischer Para­
meter auf die Druckstellenbildung an Möbelvelours 
infolge des Gebrauchs 
TFIIBAM, Forschungsbericht TFI-Aachen/BAM, AIF-Nr. 
5129, 87 Seiten 

Zum Gebrauchsverhalten von Möbelstoffen 
L. Meckel 
Chemiefasern Textilindustrie 33 (1983), H. I, S. 62-65 

Bei Möbelstoffen haben Plüsche und Samte - häufig als 
Möbelvelours bezeichnet - wegen ihres Komforts einen 
großen Marktanteil. Diese Artikel können im Gebrauch 
Druckstellen, sog. Sitzspiegel, bilden. 

Es war zu untersuchen, welchen Einfluß die verschiedenen 
Parameter wie Feuchtigkeit, Temperatur, Art der Verpolste­
rung, Faserstoff des Polmaterials und Art der Ausrüstung 
haben. Hierzu wurden sowohl praktische Versuche durchge­
führt als auch verschiedene Prüfmethoden herangezogen. Eine 
einfache Prüfmethode wurde vorgeschlagen; diese erlaubt eine 
Druckbeanspruchung unter definierter Temperatur und Feuch­
tigkeit. Der große Einfluß der Temperatur und Feuchtigkeit 
wurde aufgezeigt. Da diese Parameter in der Praxis sehr unter­
schiedlich sind, erklärt dies auch das unterschiedliche Verhalten 
gleicher Artikel bei verschiedenen Benutzern . Die Art der 
Polsterung wirkt sich offenbar weniger als erwartet aus. Die Art 
des Rohstoffes hatte offenbar geringeren Einfluß als die 
Konstruktion des Gewebes, insbesondere hinsichtlich Polhöhe 
und Poldichte. Bei Samten mit Polyacrylfasern als Polmaterial 
spielt die Fixierung des Fasermaterials ebenso wie die Gewebe­
fixierung eine Rolle . 

Waschmittel und Waschmaschine 
Abhängige Partner beim Waschprozeß? 
H. Mitster und U. Sommer 
Tenside Detergents 20 (1973), H. 6, S. 289-291 

Waschmittel und Waschmaschine sind die wesentlichen 
Faktoren, die das Ergebnis eines Waschprozesses bestimmen. 
Deshalb wurde untersucht, inwieweit ungünstige Eigenschaften 
des einen Partners durch günstige Eigenschaften des anderen 
ausgeglichen werden können. 

Basis der Untersuchungen sind Waschversuche nach der 
Gebrauch-Wasch-Methode mit definierter Haushaltwäsche. 
Als Schwerpunkt wurden Waschverfahren bei 60 °C gewählt, 
die zunehmend an Bedeutung gewinnen. So werden seit einigen 
Jahren 60 °C-Energie-Spar-Programme angeboten, anderer­
seits sind aber auch noch Maschinen im Gebrauch, die nur über 
übliche, unterschiedlich intensive 60 °C-Buntwasch-Program­
me verfügen. Bei den Waschmitteln ist das Spektrum der 
Produkte, die in der 60 °C-Wäsche zum Einsatz kommen, 
gerade zum gegenwärtigen Zeitpunkt recht breit. 

An Beispielen wurden die jeweiligen Einflüsse unterschiedlicher 
Waschmaschinen (Waschprogramme) und unterschiedlicher 
Waschmittel auf das Waschergebnis charakterisiert. Die 
Untersuchungen haben folgendes ergeben: 

1. Die Waschwirkung wird stärker von der Waschmittel­
qualität als vom Waschprogramm bestimmt. 

2. Sehr günstige Waschmittel bringen auch in schwächeren 
Waschprogrammen sehr gute Waschleistungen. Schwache 
Produkte können auch durch ein sehr intensives Waschpro­
gramm kaum unterstützt werden. Bei mittleren Produkten 
und bei stärkerem Verschmutzungsgrad der Wäsche ist da­
gegen der Einfluß des Waschprogramms deutlicher. 

3. Insgesamt sind an durchschnittlich verschmutzter Wäsche 
auch bei 60 °C sehr gute Waschleistungen erreichbar. 

Bestimmung des elastischen Verhaltens von Maschenwaren 
- Stretch und Erholungsvermögen 
E. Schnabel 
BAM Forschungsbericht Nr. 98 (1983) 56 Seiten 

Die für Gewebe und andere textile Flächengebilde gebräuch­
lichen Methoden zur Bestimmung der elastischen Eigenschaf­
ten sind für Maschenwaren in den meisten Fällen ungeeignet, da 
diese eine sehr hohe Dehnbarkeit besitzen. Im Rahmen des For­
schungsvorhabens wurde ein Prüfverfahren entwickelt, das es 
gestattet, aufgrundder bei einem einachsigen Belastungszyklus 
gefundenen Kennwerte Rückschlüsse auf das Verhalten von 
Maschenwaren beim praktischen Gebrauch hinsichtlich ihres 
elastischen Verhaltens zu ziehen. 

Dabei war es wesentlich, den Einfluß folgender Parameter auf 
die elastischen Kenngrößen zu untersuchen: 

I. Art des Belastungszyklus, 
2. Belastungsgrenzen und Vorspannkräfte, 
3. Verformungsgeschwindigkeit, 
4. Relaxationszeit, 
5. Belastungszeit und 
6. Probenform. 

Zur Festlegung dieser Parameter werden geeignete Vorschläge 
gemacht. 

Es zeigte sich darüber hinaus, daß es zweckmäßig ist , die 
Maschenwaren aufgrundihrer Dehnbarkeit in Reihenrichtung 
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in drei Gruppen einzuteilen. Diese Gruppeneinteilung 
entspricht weitgehend dem vorgesehenen Verwendungszweck. 
Innerhalb der Gruppen können die Materialien nach den 
elastischen Kenngrößen in Stäbchenrichtung differenziert 
werden. 

Influence of Surface Roughness and Its Grientation on 
Partial Elastohydrodynamic Lubrication of Rollers 
J. Prakash und H. Czichos 
Journal of Lubrication Technology (1983) Vol. 105, S. 591-597 

Inhalt der Arbeit ist eine theoretische Untersuchung über 
elastohydrodynamische Schmierölfilme, die für die Funktion 
und die kritischen Versagensbedingungen hochbeanspruchter 
Maschinenelemente (wie z. B. Wälzlager) von Bedeutung sind. 
Es wird eine vollständige Lösung für den elastohydrodynami­
schen Linienkontakt rauher Oberflächen unter isothermer 
Bedingungen für das Gebiet der partiellen Elastohydrodyna­
mik (EHD) vorgestellt. Ausgehend von einem von Prakash und 
Christensen entwickelten semianalytischen Kontaktmodell 
wird das gekoppelte System der Reynoldsgleichung und der 
Gleichung der elastischen Kontaktdeformation gelöst. Der 
Einfluß verschiedener Beanspruchungsbedingungen und Rau­
heitskenngrößen wird unter besonderer Berücksichtigung der 
Verhältnisse an der Schmierstoffaustrittsseite des EHD­
Kontaktes untersucht. Die Ergebnisse zeigen, daß im Gebiet 
der partiellen elastohydrodynamischen Schmierung Verände­
rungen im Bereich der Schmierstoffaustrittsseite einen 
bedeutenden Einfluß auf die Stabilität elastohydrodynamischer 
Filme ausüben. 

Zum Einsatz von Mischharzverleimungen bei der Span­
plattenherstellung 
H.-J. Deppe 
Holz-Zbl. 49 (1983) Nr. 109, S. 677-678 

Die preiswerte Harnstoff-Melamin-Mischharzverleimung 
(MUF-Verleimung) bereitet in der Spanplattenfertigung 
zunehmend Sorgen, da diese Verleimung nur begrenzt feuchte­
beständig ist. Aus diesem Grund findet diese Verleimungsart in 
der Bauplattenerzeugung auch in der Bundesrepublik Deutsch­
land keine Anwendung. Es ist möglich, diese Verleimungsart 
durch den Einbau von Modifikatoren auf der Basis von Phenol­
Formaldehydharz (PF) oder Isocyanat (MDI) so zu verbessern, 
daß mit einer derart modifizierten Verleimung die Anforde­
rungen gemäß DIN 68 763 für Bauspanplatten erfüllt werden . 
Die Leistungsfähigkeit der einzelnen Modifikatoransätze wird 
diskutiert. Vorgeschlagen wird ferner ein spezielles Prüfver­
fahren (Säuretest), mit dem nichtmodifizierte MUF-Verleimun­
gen klar ausgesondert werden können. 

Zum Einsatz von Altpapier und Müllfaser-Leichtfraktionen 
zur Herstellung von Spanplattendeckschichten 
K.-H. Knoll und Y. Shen 
Holz-Zbl. 91 (1983) Nr. 109, S. 1257-1259 

Gegenwärtig werden in der Bundesrepublik Deutschland ca. 
35 % des erzeugten Papieres in der papierherstellenden 
Industrie wieder neu eingesetzt. Eine nennenswerte Steigerung 
dieses Recyclinganteils ist in diesem Bereich für die nächste 
Zukunft nicht zu erwarten. Durch verbesserte und intensivere 
Sammetmethoden ließen sich aber vor allem bei den "unteren 
Sorten" ca. 1,5- 2,0 Mio . t p. a. zusätzlich sammeln. 
Nachdem von uns gezeigt werden konnte, daß maximal 20 % 
Altpapier bzw. Müllfasern in die Mittelschicht von Spanplatten 
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eingearbeitet werden können, wurden jetzt einerseits die 
Möglichkeiten des Einsatzes dieses "Rohstoffes" als Deck­
schichtmaterial und andererseits das Verhalten von Span­
platten mit Altpapier- bzw. Müllfaseranteilen auf Feuchte­
einwirkung untersucht. Müllfaser sind aufgrund ihres Kunst­
stoffantei ls und einer nach dem Befeuchten der Platte 
auftretenden Geruchsbelästigung nach dem bisherigen Stand 
der Untersuchungen nicht als Deckschichtmaterial geeignet. Mit 
Altpapierfasern lassen sich jedoch derartige Platten herstellen. 
Sie besitzen gute physikalische Eigenschaften. Allerdings gilt 
dies nur bei Verwendung von Isocyanat oder mit Isocyanat 
modifizierten Harnstoff- und Melamin-Formaldehydleimen. 
Mit Phenolharz verleimte Platten mit AP-Deckschichten 
weisen ein wesentlich schlechteres Verhalten bei Feuchte­
einwirkung auf als die oben genannten Platten , so daß man sich 
bei dieser Beleimungsart auf eine ca. 15 %ige Holzsubstitution 
in der Mittellage beschränken muß. 

Prüfverfahren für Steinkohlenteeröle 
Testing of Creosote 
W. D. Betts und H.-J. Petrowitz 
Holz a ls Roh- und Werkstoff 41 (1983) S. 393-396 

Vom West-Europäischen Institut für Holzimprägnierung 
(WEI), einer Vereinigung europäischer Großverbraucher von 
teerölimprägniertem Holz, der Hersteller von Imprägnieröl 
und der Holzimprägnierindustrie sowie einiger Vertreter 
wissenschaftlicher Institute, sind im Rahmen einer Harmoni­
sierung der z. Z. in Westeuropa geltenden technischen Liefer­
bedingungen die Kenndaten für 2 Steinkohlenteeröl-Typen 
festgelegt worden. Für die Prüfung dieser insgesamt 6 Kenn­
daten sind möglichst einfach durchführbare Verfahren 
ausgewählt und in die Harmonisierung einbezogen worden. 

Zur Bestimmung des Kristallisationsbeginns wird das Öl bis zur 
ersten bleibenden Kristallbildung abgekühlt und die Öltempe­
ratur zu diesem Zeitpunkt gemessen. Die Dichte wird mit einem 
Aerometer bestimmt. Für die Analyse des im Teeröl 
enthaltenen Wasse rs wird die azeotrope Destillation mit Xylol 
angewendet. Das Vorhandensein Toluol-unlöslicher Stoffe 
wird geprüft, indem 2 Tropfen einer Mischung aus gleichen 
Teilen Teeröl und Toluol auf Filter-Papier getropft werden, 
wobei nach dem Aufsaugen nur Spuren ungelöster Stoffe 
sichtbar sein dürfen . Die Bestimmung der sauren Bestandteile 
wird mit dem Phenol-Analysator nach Kattwinkel durch 
Extraktion mit Alkali vorgenommen. Bei der Siede-Analyse 
schließlich ist die einzusetzende Destillationsapparatur genau 
beschrieben, und es wird jeweils die Destillat-Menge gemessen, 
die bis 235° C, bis 300° C und bis 355°C destilliert ist. 

Veränderung von Holzfeuchtigkeit, Dichte und Schwin­
dung bei Laubhölzern infolge von jahreszeitlich bedingten 
Einflüssen 
A. Burmester 
Holz als Roh- und Werkstoff 41 (1983) S. 493-498 

Aus Laubbäumen der mitteleuropäischen Arten Birke, Buche, 
Eiche und Kirsche wurden in monatlichen Abständen 
Bohrkerne entnommen, an denen Raumdichte und Darr­
Rohdichte, Anfangs- und Desorptionsholzfeuchtigkeit sowie 
Schwindung in Teilbereichen der relativen Luftfeuchte 
bestimmt wurden. Diese Eigenschaften sind im Laufe eines 
Jahres typischen Veränderungen unterworfen , die das Splint­
holz und z. T. auch das Kernholz betreffen. Sie stehen mit der 
Ein- bzw. Auslagerung von Reservestoffen im Laufe der 
Vegetationsperiode im Zusammenhang. 



Untersuchungen zum Nachweis von Korrosionsschäden an 
austenitischen Komponenten mit dem Impuls-Wirbelstrom­
verfahren 
G. Wittig, H.-M. Thomas, D. Maser und H. Wenke 

Im Rahmen des von der DECHEMA betreuten und vom 
BMFT geförderten Programms "Korrosion und Korrosions­
schutz" wa r es das Ziel der Untersuchungen, Möglichkeiten zur 
Anwendung des Impuls-Wirbelstromverfahrens für den 
zerstörungsfrei en Nachweis von Korrosionsschäden in Anlagen 
der chemischen Industrie festzustellen. Für diese Aufga be 
wurde d as in der BAM entwickelte und bereits vorgestellte 
Prüfsystem eingesetzt. 

Als Prüfobjekte dienten verschiedene Teile aus austenitischen 
Werkstoffen mit natürlichen Korrosionsschäden - z. B. 
Ausschnitte aus Behälterwänden- sowie Teile mit simulierten 
Schadstellen in Form von Schlitzen und Kalotten, funk enerosiv 

Amtliche Bekanntmachungen 

hergestellt. Beispielhaft wurde das Nachweisvermögen für 
Schäden wie Spannungskorrosionsrisse oder kleinflächiger 
Korrosionsangriff (Lochfraß) gezeigt. Die Ermittlung von 
Restwanddi~ke n - die F ehler lagen auf der der Prüffläche 
abgewandten Seite - ko nnte mit einer Unsicherheit von etwa 
0,5 mm bei einer Wanddicke bis zu 10 mm vorgenommen 
werden. Die Bestimmung der Tiefe offen er Korrosi onsrisse 
wurde dann unsicherer , wenn sich die Anzeigen mehrerer 
Ein zelrisse überlagerten o der sich Rißflanken berührten. Auf 
Grund vorliegender Erfa hrungen sind mit dem vorhandenen 
Prüfsys tem Wanddicken bis etwa 15 mm prüfbar. 

Das Impuls-Wirbelstromprüfsys tem ist so konzipiert , daß es 
auch unter schwierigen Bedingungen vor Ort einsetzbar ist. Es 
kann beispielsweise im Bereich der chemischen Industrie im 
Rahmen eines Pilotprojekts zur Prüfung ko rrosionsgefährdeter 
dickwandiger Behälter oder von Rohrleitungen di enen. 

Weitere von der Bundesanstalt für Materialprüfung auf Eignung für 
bestimmte Einsatzzwecke geprüfte Gaskonzentrationsmeß- und 
Gaswarngeräte (Stand vom 1. 3. 1984) 

Bisher sind folgende Teillisten veröffentlich \11/()rden : 

Reg.Nr. 1 bis 12 im Amts- und Mitteilungsblatt der BAM 5 (1975) Nr . 1, S. 8 
Reg.Nr. 13bis24imAMBAM 6(1976)Nr.1,S. 20/ 21 
Reg.Nr.25bis37imAMBAM 7(1977)Nr. 1, S. 19/ 21 
Reg.Nr. 38 bis 47 im AM BAM 8 (1978) Nr. 2, S. 87 
Reg.Nr. 48 bis 59 im AM BAM 9 (1979) Nr. 4, S. 161 / 162 
Reg.Nr. 60 bis 72 im AM BAM 11 (1981) Nr. 2, S. 128/130 und 
Reg.Nr. 73 bis 83 im AM BAM 12 ( 1982) Nr. 4, S. 389/390 

Die nachstehenden Angaben hinsichtlich der Einsatzbereiche und klimatischen Bedingungen sollen nur eine allgemeine Information vermit­
teln . Weitere Aussagen über Störeinflüsse, Einfluß des Sauerstoffgehaltes, Temperatureinflüsse und Alarmverzögerungen sind in den ent­
sprechenden Gutachten enthalten, die beim Einsatz beachtet werden müssen. Soll ein Meß- qder Warngerät eingesetzt werden, so ist es daher 
aus sicherheitstechnischen Gründen erforderlich, das vollständige Gutachten vom Hersteller anzufordern . 

Reg. Gerät Hersteller bzw. Sicherheits- Datum Eignungsprüfung für den Einsatz im Klimatische Bedingun-
Nr. Antragstellar technisches Freien und in geschlossenen Räu- gen (Temperatur T, 

Gutachten men zur Messung von folgenden relative Feuchte r.p, 
BAM-Nr. Gasen und Dämpfen im Gemisch Luftdruck p) 

mit Luft (Prüfung auf Funktions-
fähigkeitgemäß EX-RL bzw. UVV 
"Gase" (VBG 61)) 

84 Sieger-Gaswarn- J . und S.Sieger 4-4317/79 07.10.1982 Erdgas, Wasserstoff, Propan, n-Butan , Fernsenso r: 
gerät Modell Ltd., Poole, n-Hexan, Methylethylketon, Metha- -200C bis +400C 
FS4 -F mit England nol , Ethanol, Propanol , Aceton, Steuergerät: 
Fernsensor vertreten durch n-Butylacetat oder Toluol 00Cbis+400C 

F 043 Zellweger 40 % bis 98 % 
Uster GmbH, 920 mbar bis 1080 mbar 
München 

85 Sieger-Gaswarn- wie Reg.Nr. 84 4-2863 /80 05.11 .1982 Wasserstoff, Erdgas, Ethylen, wie Reg.Nr. 84 

gerät Modell Propan oder n-Butan 

FS4-S mit 
Fernsensor 
F 780 
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Reg. Gerät Hersteller bzw. Sicherheits- Datum Eignungsprüfung für den Einsatz im Klimatische Bedingun-
Nr. Antragsteller technisches Freien und in geschlossenen Räu- gen (Temperatur T, 

Gutachten men zur Messung von folgenden relative Feuchte <.p, 
BAM-Nr. Gasen und Dämpfen im Gemisch Luftdruck p) 

mit Luft (Prüfung auf Funktions-
fäh igkeitgemäß EX-RL bzw. UVV 
.. Gase " (VBG 61)) 

86 Sieger-Gaswarn- wie Reg.Nr. 84 4-4318/79 22.12.1982 Erdgas, Wasserstoff, Propan, n-Butan, wie Reg.Nr. 84 
gerät Modell n-Hex an, Methylethylketon, Meth a-
FS1-F mit nol, Ethanol, Propanol, Aceton, 
Fernsensor n-Butylacetat oder Toluol 
F 043 

87 Combiwarn, Drägerwerk AG 4-803/80 25.01.1983 Toluol , Methan, ferner Sauerstoff - ooc bis + 40 oc 
Modell 100 U Lübeck mange I 40 % bis 96 % 

920 mbar bis 1080 mbar 

88 Sieger-Gas warn- J . und S.Sieger 4-2654/80 15.02.1983 Wasserstoff, Erdgas, Ethylen, Sensor : 
gerät Modell Ltd., Poole, Propan oder n-Butan -20 oc bis +40 oc 

FS1-S mit England Steuergerät: 
Fernsensor vertreten durch ooc bis+ 40 oc 
F 780 Zellweger 40 % bis 98 % 

Uster GmbH, 920 mbar bis 1080 mbar 
München 

89 Exytron 5010 Drägerwerk AG 4·2987 /81 25.05.1983 Benzol , n-Butylacetal oder -20 OC bis + 400C 

mit Meßkopf Lübeck (5. Ergän- Cyclopropan 40 % bis 98 % 
Typ6803304 zung zu 920 mbar bis 1 080 mbar 

6803306 Reg.Nr . 

6803308 56) 

90 AuerEx-Alarm Auergesellschaft 4-4285/82 16.08.1983 Essigsäure, Essigsäureanhydrid -20 oc bis +400C 

Modell ED 093 GmbH, Berlin (1 . Ergän- oder Diketen 40 % bis 98 % 

BQ und 098 BQ zung zu 920 mbar bis 1 080 mbar 
mit den Fern- Reg.Nr. 
meßköpfen 81) 

D-7600 und 
F-715 

91 Combiwarn, Drägerwerk AG 4-2935/79 31 .08.1983 Methan, Toluol , ferner Sauerstoff- QOC bis+ 4QOC 

Modell 50 U Lübeck mange I 40 % bis 96 % 
920 mbar bis 1080 mbar 

92 AuerEx-Alarm Auergesellschaft 4-3384 / 82 12.12.1983 Vinylchlorid - 20 oc bis +4o·oc 

Modell ED093 GmbH, Berlin 40 % bis 98 % 

BQ und ED 098 920 mbar bis 1080 mbar 

BQ mit den 
Fernmeßköpfen 
D-7604 und 
F-7154 

93 Gaswarn gerät General 4-3434/81 03.02.1984 Schwefelwasserstoff Sensor : 

Modell2600 E Monitors, -2QOC bis +4QOC 

mit Gasmelde- Costa Mesa, Ca I. Steuergerät : 

kopf 50455-9 vertreten d ur eh 0 oc bis + 40 oc 

Bernt KG, 40 % bis 98 % 

Düsseldorf 920 mbar bis 1080 mbar 
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Zulassungen, Nachträge und Bescheinigung einer Neufassung zu Baumustern von 
Tankcontainern (TC) zur Beförderung gefährlicher Güter 

BUNDESANSTALT FOR MATERIALPROFUNG 
(BAM) 

2 . Neufassung 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tankcontainers 

mit der Zulassungsnummer 
D/70 009/TC 

liermit wird nach 

arordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße 
3GVS) in der Fassung der Bekanntmachung van 29. Jwri 1983 (BGBl. 
. s. 905) 
insbesondere Anhang B.lb. -, 

~isches Übereinkommen van 30. September 1957 über die inter-
9-tionale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) van 
9. August 1969 (BGBl. II, s. 1489) mit Anlagen A und B van 04. 
~vember 1977 (BGBl. II, S. 1190) in der Fassung der 6 . ADR­
r1derungsverordnung van 22. Dezember 1983 (BGBl. II, s. 827) 
insbesondere Anhang B. lb -, 

arordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisen­
'lhn (GGVE) in der Fassung der Bekanntmachung von 22 . Juni 1983 
BGBl. I, S. 827) 
insbesondere Anhang X -, 

r1ternationale Ordnupg für die Beförderung gefährlicher Güter mit 
er Eisenbahn ( RID) , Anlage I zum Internationalen Übereinkommen 
ber den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) van 09. September 1977 
BGBl. II, S. 778) in der Fassung der 4. RID-Änderungsverordnung 
~ 03. Jwri 1983 (BGBl. 11, S. 386) 
insbesondere Anhang X -, 

erordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschiffen 
3efahrgutVSee) van 05. Juli 1978 (BGBl. I, s. 1017) in der Fas­
oog der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnw>g van 27. Juli 1982 
3GBl. I, S. 1113) 
insbesondere Ir-ID3--Code (Anlage zur Verordnung) -

Firne 

enbahn-Verkehrsmittel--Gesellschaft mbH, 4000 Ci.isseldorf l 

das nachfolgend beschriebene Baumuster eines Tankcontainers 

lersteller: 
leste~r Eisenwerk Gerhard GmbH, 5241 Weitefeld/Sieg 

~zeichhung de~Herstellers: 208 ZS 26 

~containerdaten: (20' lC) 

änge: 6058 mm, Breite: 2438 mm, Hbne: 2438 mm, 
'ankvolumen ca. 16000 1, Eigengewicht ca. 5500 kg , 
;ul. Gesamtgewicht: 24000 kg (ISO: 20 320 kg), 
ax. Betriebsdruck: 19, 6 bar (Überdruck) , 
•rüfdruck: 29,5 bar (Überdruck), 
·~rkstoff: TT StE 47 (1.8915) 

:eichnungen des 
:-2-210/l 
:-l-210/2a 
:-l-210/4h 
:-l-210/4.ld 

Herstellers: 
van 04.02.1975 
van 07.02.1975 
van 25.09.1975 
van 07.02.1975 

' Zulassung zur Beförderung von 

(ZusammenstellWrlg) 
(Rahrren) 
(Tank W1d Anschlüsse) 
(Füll- und Entleerungs­
einrichtung) 

Lordifluornethan (R 22), Wlsserfrei, säurefrei (PH-Wert 6 ,5- 8 ,5) 
IS/ADR/GGVE/RID/GefahrgutVSee - Klasse 2 Ziffer 3 a, lN~r . 1018 
:eilt. 

Es wird hiermit bescheinigt, daß das nach den im Zulassungs-
lein D/70 009/TC - 1. Neufassung - aufgeführten Prüfberichten ein­
lließlich Anhängen (Anlagen) - FC~r. 383 - gefertigte Baumuster 
1es Tankcontainers für die Beförderung des unter 1. aufgeführten 
Eährlichen Gutes geeignet ist und den Ausrüstungsvorsd>riften 
r/des GGVS/ADR/GGVE/RID/GefahrgutVSee/CSC entspricht. 
; Baumuster des Tankcontainers erfüllt die Anforderungen des IMDG­
ies an ortsbewegliche Tanks van Typ 5. Weiterhin sind die Maßgaben 
; UIC-Merkblattes 592-l sowie die der !50-Empfehlung 1496/3 er­
llt. 

Ne~nbestimnungen 

1 Die Tankcontainer sind nach den o.g. mit dem Prüfvernerk ver­
r1enen Unterlagen herzustellen. 

3.2 Jeder nach dieser BaLrrnusterzulassung hergestellte Tankcontainer 
ist erstmalig vor Inbetriebnahme und dann wiederkehrend alle ' 2 1/2 
Jahre den nach den unter l. genannten Rechtsvorschriften vorge­
schriebenen Prüfungen zu Ltnterziehen. 
Die Tankcontainer dürfen für den Verv.endungsz'-"'ck nach dieser Bau­
musterzulassung nur benutzt '-"'rden, '-"'nn der für die Prüfung zustän­
dige Sachverständige bescheinigt hat , daß die Tankcontainer und ihre 
Ausrüstw1g dieser Zulassux.g entsprechen bzw. daß die vorgeschriebe­
nen Prüfungen den Vorschriften entsprechende Ergebnisse erbracht ha­
ben. 

3.3. Jeder Tank ist mit dem Tankschild nach Zeichnungs-.'lr. 672-2a 
van 28.12.1981 zu versehen. Darüber hinaus ist jeder Tankcontainer 
mit den übrigen Angaben nach den Wrlter 1. genannten Rechtsvorschrif­
ten zu kennzeichnen. 

3.4 Sonstiges 
Abdiücke der Bescheinigungen nach 3. 2 sind der BAM innerhalb eines 
Jahres einzureichen. Über Reparaturen an den nach dieser Zulassung 
gefertigten Tankcontainern sind Aufzeichnungen zu führen W1d min­
destens 10 Jahre aufzubewahren. Die Tanks sind gut sichtbar an bei­
den Längsseiten in Hbne der Mittellinie mit der Zulassungsnummer 

D/70 009/TC 
zu kennzeichnen. 
Die Schri:ft:hbne muß mindestens 50 mm betragen. Über dieser Zu­
lassungsmmner sind in gleicher Schri:ft:hbne die Buchstaben B A M 
anzubringen. 

3.5 Diese ZulassWlg wird unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufes erteilt. Sie gilt längstens bis zum 15. 3 .1994. 

4. ~s_tlegung der Kennzeich;:':"~~ 

Die Tankcontainer sind entsprechend den Regelungen des Übereinkan­
mens van 02. Dezember 1972 über sichere Container - CSC - (in der 
BekanntmachWlg der Neufassung van 27. Januar 1977) - BGBl. II 1977, 
s. 41) mit der ZulassW1gs Nr. D-BAM-017/009/78 und dem Hersteller­
IdentifizierungskennzeiChen 

208 zs 26 
zu versehen . 

1000 Berlin 45, den 16.3.1984 
Unter den Eichen 87 

BUNDESAI:lSI'ALT FÜR MATERIALPIÜFUNG 

Fachgruppe l. 5 
GefahrgutumsdlließWlgen 
aus Metallen 
im Auftrag 

j~tt/ 

Laboratorium 1.51 
Transportbehä1 ter 
für Gefahrgut 
in Vertretilllg 

Dr.-Ing. V. Neumann Dipl.-lng. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. Ulrich, E. Reeck 

Anl_a9~n_:_ Red1tsmittelbelehrung 

(Diese Zulassung besteht aus 3 Seiten a uf Blatt 1 und 2) 

l . Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
Nr . D/70 047/TC - 1. Neufassung -

Die StoffaufzanlWlg - Anhang zum ZulassWlgssdlein - wird um folgenden 
Stoff ergänzt: 

Bezeichnung RID/ADR Gefahrgut U.N . Auflagen/ 
GGVE/GGVS V See Nr. 
Klasse-Ziffer Klasse Be!rerk~ 

Phenylacetaldehyd 3 - 4 

Dieser Nachtrag gilt nur VerbindW1g mit dem Zulassungssdlein Nr. 
0/70 047/TC - l. Neufassung- van 17.01.1983. 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
Unter den Eichen 87 

ßUNDESANsrALT FÜR MATERIALPIÜFlNG 

Fachgruppe 1 . 5 
Gefahrgutumschließung 
aus Metallen 
im Auftrag: 

(! &.a-uc. a.ac.t.-
Dr.-rng. V. Neumann 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. A. Ulrich 

~aboratorium 1. 51 
Trarisportbehäl ter 
für Gefahrgut 
in Vertretung: 

Dipl.-Ing. A. U1ridl 
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l . Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tank=ntainers 

Nr. D/70 157/TC 

Die Tankcontainer - ISO l CC, !MO Typ 2 - dürfen auch nach folgenden 
Zeichnungen der Fa. Westentüder Eisem-erk Qnl:fl gefertigt "-"'rden 
(Änderung des Rahrnen"-"'rkes) : 

CE-385/l /II von 15.02.1983 Hauptzeichnung 
CE-385/2.1 /II von 15.02.1983 Stirnrahmen und Schalensättel 

Front 
CE-385/2.2 /II von 15.02.1983 Stirnrahmen und Schalensättel 

hinten 
CE-385/7 .la /II von 20.06.1983 Tank-Typenschild 

Diesem Nachtrag liegt das Zertifikat für Frachtbehälter (Container) 
Nr. FC 2833/02 des Gemanischen Lloyd van 02.01.1984 
zugrunde. 

Für die nach den o.g. Zeichnungen gefertigten Tankcontainer beträgt 
das zulässige Gesamtgewicht 28000 kg (UIC: 24000 kg; ISO: 20320 kg). 

Dieser Nachtrag gilt nur in Verbindung mit dem Zulassungsschein Nr. 
D/70 157/TC von 3. September 1980. 

1000 Berlin 45, den 12.04.1984 
Unter den Eichen 87 

BlNDESI\NsrALT FÜR MATERIALPRiFtNG 

Fachgruppe 1. 5 
Gefahrgutumschließungen 
aus Metallen 

im Au~: 

(J~ 
Dr.-Ing. V. Neumann 

Laboratoriun 1. 51 
TransfOrtbehälter für 
'ßfahrgut 
.n Vertretung: 

Dipl.-Ing. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. A. Ulrich, E. Reeck 

2. Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tank=ntainers 

D/05 176/ TC- l. Änderung 

Die Stoffaufzählung - Anlage zum Zulassungsschein - wird um folgen­
den Stoff ergänzt: 

Bezeichnung 

2,4-Dichlornitrobenzol 

GGVS 
Klasse-Ziffer 

6.1 - 21 k 

Auflagen/Bemerkung 

* Für den Betrieb mit 2,4-Dichlornitrobenzol gelten folgende 
~ngungen: 

l. Der Gesamt-Wassergehaltdes Produktes muß kleiner als 0,2 % sein. 

2. Das Produkt muß frei von Verunreinigungen sein. 

3. Der Tank muß vor dem Be füllen trocken sein. 

4. Der Zutritt von \lasser oder Wasserdampf wanrend des Betriebes ist 
auszuschließen. 

5. Die maximale Wandungstemperatur darf beim Betrieb an keiner Stel­
der Tankwand 80 •c überschreiten. 

6. Der Tank ist vor dem ersten TransfOrt und danach jährlich von 
einem in den Rechtsvorschriften zur GGVS genannten Sachverständi­
gen auf Korrosionsschäden, wie Lochfraß oder Risse, zu prüfen. 
Hierzu ist die gesamte Tankinnenwand einer Oberflächenrißprüfung 
zu unterziehen. Das Ergebnis ist der Bundesanstalt für Material­
prüfung unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

Dieser Nachtrag gilt nur in Verbindung mit dem Zulassungsschein-Nr. 
D/05 176/TC - l. Änderung - van 07. Juni 1983 der Hoechst AG, 
Werk Offenbach, 6050 Offenbach. 

1000 ßerlin 45, den 12.03.1984 
Unter den Eichen 87 

BUNDESANSTALT FÜR ~lATERIALP!iiFUNG 

Fachgruppe 1 . 5 
Gefahrgutumschließungen 
aus l•letallen 
im Auftrag 

,• 7 

ß ,/JtrUUNUV' 
Dr.-Ing. v. Neumann 

Laboratorium 1.51 
Transportbehälter 
für Gefahrgut 
in Vertretung 

t/t~ 'c c'c 

Dipl.-Ing. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. H. Vaidyanathan 
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2 . t;achtraq Zt.n:l 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baur.1uste~ eines Tankcontainers 

~r. D/70 254/TC 

Die Tank=ntainer - ISO l CC, IMU Tanktyp l - dürfen auch nach fol­
genden Zeichnungen der Fa. Wester.tilder Eisem·.erk Gerhard Gr.lbll ge­
fertigt ""rden (Anbauten- und Armatureniinderung) : 

CE-729-l-Ia 
CE-729-3-I 
CE-729-4. 3-Ia 

vorn 20.09.1983 (Zusammenstellung) 
vorn 15.09.1983 (Tank und llannloch) 
vom 20.09.1983 (Ventil- und Stutzenanordnung) 

Diesern Uachtrag liegt das Zertifikat für Frachbehc'ilter (Container) 
Nr. FC 2802/32 des Gemanischen Lloyd va:o 12.01.1984 zugrunde. 

Dieser Nachtrag gilt nur in Verbindung mit der.1 Zulassungsschein 
Nr. D/70 254/TC vcrn 02. ~lärz 1983. 

1000 ßerlin 45, den 08. l·l'irz 1984 
Unter den Eichen 87 

DUJDES!\NsrALT FÜR t1ATERIALPI~FUNG 

Fachgruppe 1. 5 
Gefahrgutumschließungen 
aus tletallen 

Laboratorium 1.51 
Transportbelkilter für 
Gefahrgut 

im Auftrag: 

&.~äU/ 
in Vertretung: 

Dr.-Ing. V. Neumann !Jipl.-Ing. A. U1ric1J 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ino,. /\. Ulrich, I.:. !{eeck 

l • Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tankcontainers 

Nr. D/70 257/TC 

Die Stoffaufzählung - Anhang zum Zulassungsschein - wird um folgende 
Stoff ergänzt: 

Bezeichnung 

Leichtöl (Kerosin) 

RID/ADR 
GGVE/GGVS 
Klasse-Ziffer 

3 - 3 

Gefahrgut 
V See 
Klasse 

3.3 

U.N. 
Nr. 

1223 

Auflager 

Bemerk ur 

Dieser Nachtrag gilt nur Verbindung mit dem Zulassungsschein Nr 
D/70 257/TC vcrn 07.04.1983. 

1000 Berlin 45, den 05. März 1984 
Unter den Eichen 87 

BlliDESANsrALT FÜR MATERIALP!iiFUIG 

Fachgruppe 1. 5 
Gefahrgutumschließung 
aus ~letallen 
im Auftrag: 

{ 1/ lfMwcu~ 
Dr.-Ing. V. Neumann 

Laboratorium 1.51 
Trans]X)rtbehäl ter 
für Gefahrgut 
in Vertretung: 

Dipl.-Ing. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. A. Ulrich, Dr. P. Blümel 

2. Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tankcontainers 

Ur. D/ 70 257/ TC 

Stoffbezeichnung RID/ ADR Gefahr- UN- Auflagen/ 
GGVE/ GGVS gutVSee Nr. Bemerkung 
Klasse- Klasse 
Ziffer 

Mesitylen 3 - 3 3.3 2325 
( l, 3, 5-Trimethylbenzol) 

Dieser ~achtrag gilt nur in Verbindung mit dem Zulassungsschein 
Nr. D/ 70 257/ TC vorn 07.04.1983. 

1000 Berlin 45, den 20. März 1984 
Unter den Eichen 87 

BUNDESANsrALT FÜR t1ATERIALPiiiFUNG 

Fachgruppe l . 5 
Gefahrgutumschließungen 
aus l·letallen 
im Auftrag: 

(j; ß~'r;Ult-'tctcc/ 
Dr.-Ing. v. Neumann 

Laboratorium 1.51 
TransfOrtbehälter für 
Gefahrgut 
in Vertretung: 

{l-<--' c_e. '-

Dipl.-Ing. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. A. Ulrich, Dr. P. ßlürnel, E. Reeck 



. 1 • Nachtrag zun 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baunuster eines Tankcontainers 

Nr. D/70 259/TC 
.e Stoffaufzählung - Anhang zum Zulassungsschein - wird um folgende 
:offe ergänzt: 

ozeiclmung RID/ADR Gefahrgut U.N. Auflagen/ 
GGVE/OOJS V See Nr. 
Klasse-Ziffer Klasse Bemerkung 

•ichtöl (Kerosin) 3 - 3 3.3 1223 

•sitylen 3 - 3 3.3 2325 
.• 3. 5-Trimethyl.benzol) 

. eser Nachtrag gilt nur in Verbindung mit dem ZulassWlgsschein 

.• D/70 259/TC van 15.04.1983. 

1000 Berlin 45, den 12. April 1984 
Unter den Eichen 87 

BUIDESI\NsrALT FÜR MI\TERIALPIÜFlNG 

Lebgruppe 1. 5 
ofahrgutumschließungen 
IS Metallen 

~~ 
:.-Ing. v. Ne~Ealln 

Laboratorium 1. 51 
Transportbehälter für 
Gefahrgut 
in VertretWlg: 

/ 1~1 'Ci! 
"t,N~ ( 

Dipl.-Ing. A. Ulrich 

tchbearbeiter: Dipl.-Ing. A. Ulrich, E. Reeck 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tankcontainers 

mit der Zulassungsnummer 
0/70 277/TC 

Hiermit wird nach 

- Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße {GGVS) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.06.19B3 
{BGBl. I. S. 905) 
- insbesondere Anhang B. 1b -

- Europäisches Obereinkommen vom 30. September 1957 über die 
internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße 
{AOR) vom 18. August 1969 {8GB1. II, S. 148g) mit Anlagen 
A und B vom 04. November 1977 (BG81. II, s. 1190) in der Fas­
sung der 6. AaR-Änderungsverordnung vom 22. Dez . 1983 {BGBl. 
I I, S. 827) 
- insbesondere Anhang B. 1b -, 

- Verordnung über die Beförderunq gefährlicher Güter mit der 
Eisenbahn {GGVE) in aer Fassunq der Bekanntmachung vom 
22. Juni 19B3 {BGBl. I. S. 827) 
- insbesondere Anhanq X -, 

- Internationale Dranunq für aie Beföraerunq gefährlicher Güter 
mit aer Eisenbahn {RIO), Anlaqe I zum Internationalen Oberein­
kommen über aen Eisenbahnfrachtverkehr {CIM) vom 09. September 
1977 {BGBl. II, s. 778) in aer Fassung der 4. RIO-Änderungs­
verordnung vom 03. Juni 1983 (BGBl. I!, S. 386) 
- insbesondere Anhang X -, 

- Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit See-
schiffen (GefahrgutVSee) vom 05. Juli 1978 {BGBl. I, s. 1017) 
in der Fassung der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 
27. Juli 1982 {BGBl. I, S.1113) 
- insbesondere IMDG-Code (Anlage zur Verordnung) 

- Gesetz zu dem Obereinkommen vom 02. Dezember 1972 über sichere 
Container- CSC- vom 10. Februar 1976 {BGBl.II, S.253) in aer 
Bekanntmachung der Neufassung vom 27. Januar 1977 {BGBl. II, 
s. 41) 

der Firma 

Westerwälaer Eisenwerk Gerhara GmbH, 5241 Weitefeld/Sieg 
für das in der Anlaqe 
22. Nov. 1983, FC-Nr. 
Tankcontainers 

{Prüfbericht aes Germanischen Lloya vom 
2843/01) beschriebene Baumuster eines 

- Betreiber: Hoyer GmbH, 2000 Harnburg 26 
- Herstell er: 

Westerwälaer Eisenwerk Gerhara GmbH, 5241 Weitefela/Sieg 

- Typenbezeichnung aes Herstellers: 2086 ZEBihel 2,65/2300/23 

- Tankcontaineraaten: {20' 1CC) 

Länge: 6058 mm, Breite: 2438 mm, Höhe: 2591 mm, 
Tankvolumen ca . 23 000 1, Eigengewicht ca. 3. 900 kg, 
zul . Gesamtgewicht: 30 480 kg, 

{UIC: 24 000 kg, ISO: 20 320 kg). 
max. Betriebsaruck: 1,75 bar {Oberaruck), 
Prüfaruck: 2,65 ba r (Oberaruck), 
Tankwerkstoff: Z6 C NOT 17.12/(1.4571) 

-Zeichnungen des He r stellers: 

(Hauptzeichnung) CE-814-1b 
CE-814-3b 
CE-814-4.1a 

vom 27.10.1983 
vom 12.10.1983 
vom 07.11.1983 

{Tank und Elektroheizung) 
(Mannloch, Scheitelan-

CE-814-4.2a vom 14.10. 1983 
schlüsse una Haube) 

{Untenentleerung und Ven· 
t i lkammer) 

aie Zulassung zur Be f örderung aer im Anhang zu dieser Zulassung 
aufgeführten flüssigen Stoffe aer Klasse 3 aer/aes GGVS/ADR/GGVE/ 
RIO/sowie aer Klassen 3, 6.1 und 8 aer GefahrgutVSee - (IMDG-Coae 
mit einer Dichte von höchstens 1,44 kg/1 
erteilt • 

Oie im Anhang genannten Stoffe una Stoffgemi sehe mit einem Flamm­
punktbereich sind nur aann zur Beförderung zugelassen, wenn ihr 
Flammpunkt größer oder qleich oo C beträqt . Die Stoffe mit einem 
Flammpunkt bis 55° C sind zur Beföraerunq im nationalen Schienen­
und Straßenverkehr (GGVE/GGVS) nicht zuqelassen. 

Oie Inbetriebnahme cler Heizunq ist nur gestattet, wenn aie Ver­
träg! ichkeit des Füll gutes mit aen Tankwerkstoffen nach TRTC 007 
gewährleistet ist. Bei aer Beförderung von Stoffen mit einem 
Flammpunkt bis 55° C ist aie Heizung außer Betrieb zu setzen. 

2. Es wi ra hiermit bescheinigt, aaß aas nach aem o.g. Prüfbericht 
einschließlich Anhängen {Anlagen) gefertigte Baumuster eines 
Tankcontainers für clie Beförderung aer unter 1. aufgeführten ge­
fährlichen Güter geeignet ist und aen Ausrüstungsvorschriften 
aer/aes GGVS/AOR/GGVE/RIO/GefahrgutVSee/CSC entspricht. 

Das Baumuster des Tankcontainers erfüllt aie Anforderungen aes 
IMDG-Coaes an ortsbeweql iche Tanks vom Typ 1. Weiterhin sind aie 
Maßqaben der ISO-Empfehlunq 1496/3 erfüllt. 

3. Nebenbestimmungen 

3.1 Oie Tankcontainer sind nach aen beigefügten, mit aem Prüfvermerk 
versehenen Unterlagen herzustellen. 

3. 2 Jeder nach dieser Baumusterzulassung hergestellte Tankcontainer 
ist erstmalig vor Inbetriebnahme und aann wieaerkehrena alle 
2 1/2 Jahre aen nach aen unter 1. genannten Rechtsvorschriften 
vorgeschriebenen Prüfungen zu unterziehen. Im Rahmen aieser 
2 1/2-jährigen Prüfungen ist aas Tankinnere aer Tankcontainer 
gl eichzeitig durch einen in den Rechtsvorschriften genannten 
Sachverständigen auf Korrosion zu prüfen. Abdrucke dieser Be­
scheinigungen sind aer BAM umgehend einzureichen. Die Tankcon­
tainer dürfen für den Verwendur.gszweck nach dieser Baumusterzu­
lassung nur benutzt werden, wenn der für die Prüfung zuständige 
Sachverständige bescheinigt hat, aaß aie Tankcontainer una ihre 
Ausrüstung dieser Zulassunq entsprechen bzw. aaß die vorge­
schriebenen Prüfungen den Vorschriften entsprechende Ergebnisse 
erbracht haben. 

3.3 Jeder Tank ist mit aem Tankschild nach Zeichnungs-Nr.CE-814-7.1 
vom 02.09.1983 zu versehen. Darüber hinaus ist jeder Tankcon­
tainer mit den übrigen Angaben nach aen unter 1. genannten 
Rechtsvorschriften zu kennzeichnen. 

3.4 Sonstiges 

Abdrucke aer Bescheiniqunqen nach 3.2 sind der BAM innerhalb 
eines Jahres einzureichen. (ber Reparaturen an aen nach dieser 
Zulassunq gefertigten Tankcontainern sind Aufzeichnungen zu füh­
ren una mindestens 10 Jahre aufzubewahren. Oie Tanks sind gut 
sichtbar an beiden Längsseiten in Höhe aer Mittellinie mit aer 
Zulassungsnummer 

D/70 277/TC 
zu kennzeichnen. 

Die Schrifthöhe muß mindestens 50 mm betragen. Ober dieser Zu­
lassungsnummer sind in gleicher Schrifthöhe aie Buchstaben B A M 
anzubringen. 

3.5 Diese Zulassung wira unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufes erteilt. Sie gilt längstens bis zum 06.03.1994 

4. Festlegunq der Kennzeichnung nach CSC: 

Oie Tankcontainer sind entsprechend der unter 1. genannten 
Rechtsvorschrift (CSC) mit aer Zulassunqs-Nr. 0-BAM-128/277/83 
und dem Hersteller-Iaentifizierungskennzeichen 

zu versehen. 

2086 ZEBihel 2,65/2300/23 

1000 Berlin 45, den 07. März 1984 
Unter den Eichen 87 
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Fachgruppe 1.5 
Gefahrgutumschließungen 
aus Metallen 

Laboratorium 1.51 
Transportbehälter 
für Gefahrgut 

im Auftrag in Vertretung 

(' . .ä'tufr2au/ 
Dipl.-Ing. V. Neumann Dipl . -lng. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-lng. Ulrich, E. Reeck 

Anlagen: Rechtsmittelbelehrung, Prüfbericht 

(Diese Zulassung besteht aus 4 Seiten auf Blatt 1 und 2 sowie 
einem Stoffanhang) 

Anhanq zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
D/70 277/TC 

Stoffbezeichnung 

Acetessiqsäuremethylester 
Acetessiqsäureäthylester 
Acetonöle 
Amylacetate 
Amylalkohol, tertiär 
Amylalkohole, primär 
u. sekundär mit Ausnahme 
von Diäthylcarbinol 
n-Amylamin 
Amylchlorid (1-Chlorpentan) 
i so-Amyl formi ate 
Amylmethylketon 
Amylnitrat 
Ani sol (Phenyl methyl äther) 
Äthanol u. seine Lösungen, 
einschließ]. alkohol. Ge­
tränke 
Äthylacetat 
Äthylamylketon 
Äthyl benzoat 
Äthylbenzol 
2-Athyl butanol 
2-Athyl butyl acetat 
Äthylbutyläther 
2-Äthyl butyral aehyd 
Äthyl-n-butyrat 
Äthylcrotonat 
Äthylenqlykoldiäthyläther 
1\thyl qlykol 
(Glykolmonoäthyläther) 
1\thylqlykolacetat 
( llthyl enql .vko 1 monoäthyl­
ätheracetat) 
2-Äthyl hexanal 
2-Äthyl hexanol 
2-Äthyl hexyl acryl at, 
stabilisiert 
Äthyl i sobutyrat 
Äthyllactat 
Äthyl methacryl at, 
stabilisiert 
Ath.vlpropionat 
Äthylsili kat 
Benzalaehya 
Benzotri fl uori d 
Bremsflüssigkeit, 
hydraul i sehe 
Brombenzol 
2-Brdmbutan 
(sec-Butyl bromid) 

Rlll/ADR 
GGVE/GGVS 
Klasse­
Ziffer 

3-4 
3-4 
3-1a 
3-3 
3-1a 
3-3 

3-5 
3-1a 
3-3 
3-3 
3-3 
3-3 
3-5 

3-1a 
3-3 
3-4 
3-1a 
3-4 
3-3 
3-1a 
3-1a 
3-3 
3-1a 
3-3 

3-3 

3-3 
3-4 
3-4 

3-1a 
3-3 
3-1a 

3-1a 
3-3 
3-4 
3-1a 
3-1a/3-3 

3-4 
3-1a 

1-Brom-3-methylbutan 3-la 
2-Brompentan 3-la 
Butandion (Diacetyl) 3-1a 
n-Butanole 3-3 
iso-Butanol 3-3 
tert-Butanol 3-5 
Butoxyl (Methoxybutyl acetat)3-3 
n-Buttersäure (8) 
iso-Buttersäure 3-4 
Buttersäureanhydrid 3-4 
iso-Buttersäureanhydrid 3-4 
n-Butylacetat, primär 3-3 
sec-Butylacetat 3-la 

Gefahrqut­
VSee 
( IMDG-Code) 
Klasse 

3.2 
3.2/3.3 
3.2/3.3 
3.3/3.3 

3.2 
3.2 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3.2/3.3 

3.2 
3.3 

3.2 
3.3 
3.3 
3.2 
3.2 
3.3 
3.2 
3.3 
3.3 

3.3 

3.3 

3.2 
3.3 
3.2 

3.2 
3.3 

3.2 
3.2/3.3 

3.3 
3. 2 

3.2 
3.2 
3.2 
3.3 
3.3 
3.2 
3.3 
8 
3.3 
8 
3.3 
3.2 
3.2 

iso-Butylacetat: siehe 
Butylbenzole 3-3 

Isobutylacetat 
3.3 

n-Butylbromid 3-la 3.3 
(1-Brombutan) 
n-Butylformiat 
iso-Butylformiat: 
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3-1a 3.2 
siehe Isobutylformiat 

UN­
Nr. 

1091 
1104 
1105 
1105 

1106 
1107 
1109 
1110 
1112 
2222 
1170 

1173 
2271 

1175 
2275 
1177 
1179 
1178 
1180 
1862 
1153 
1171 

1172 

1191 

2385 
1192 
2277 

1195 
1292 

2338 
111B 

2514 
2339 

2341 
2343 
2346 
1120 
1212 
1120 
2708 
2820 
2529 
2739 
2530 
1123 
1123 

2709 
1126 

1128 

Auflagen/ 
Bemerkunq 

c 
c 

B,X 
B,X 

X 
A,C,X 
X 
X 
X 
X 
B,X 

X 
X 
E 
X 
B 
X 
X 
X 
X 
X 
X 
X 

X 
B 
H 

X 
X 
X 

X 
X 
A, B 
A,X 
X 

A,C,X 
A,X 

A,X 
A,X 
X 
B, X 
B, X 
B, X 
X 
y 

X 
X 

A, 

Stoffbezeichnung RI!l/ADR 
GGVE/t;GVS 
Klasse­
Ziffer 

3-4 

Gefahrqut- tJN­
VSee Nr. 
(IMDG-Code) 
Klasse 

siehe Isobutylisobutyrat 

Auflagen/ 
Bemerkunq 

n-Butvlqlykolacetat 
i so-Butyl.i sobutyrat: 
n-Butylmethacryl at, 
stabilisiert 

3-3 3.3 2227 H,X 

siehe Isobutylmethacrylat i so-Butylmethacryl at: 
n-Butylpropionat 
Butyltoluole 

3- 3 3. 3 1914 X 

Chlorbenzol 
Chlorbenzotrifluoride 
Chlortaluale 
Cumol (Isopropylbenzol) 
Cycloheptan 
Cyclohexanon 
Cycl ohexyl acetat 
Cyclooctadiene 
Cycl opentanol 
Cyclopentanon 
cis-Decahydronaphthalin 
trans-Decahydronaphthalin 
n-Decan 
Dehydro 1 i na 1 ool 
Diacetonalkohol 
Diäthylaminoäthanol 
(N , N-Diäthyläthanolamin) 
Oi äthyl benzol, 
Isomerengemisch 
Diäthylcarbonat 
Diäthylketon 
1,3-D.i brombenzol 
Oi -n-butyl äther 
Dichlorpentane 
Dieselkraftstoff 
Diisobutylene, 
isomere Verbi Munqen 
Diisobutylketon · 
1,1-Dimethoxyäthan 
1,2-Dimethoxyäthan 
Dimethylcyclohexane 
N,N-Dimethylformamid 
Dipenten 
Di propyl keton 
i so-Dodecan 
(Pentamethylheptan) 
Fluqzeuqtreibstoff für 
Turbinenaqqreqate 
Fuselöl 
Gasöl 
Gummilösunq (Latex) 
Harzöl 
Heizöl 
n-Heptan u. Isomere 
Hexaldehyd 
Hexanale 
lsoamylformiate: 
Isobutanol: 
Isobuttersäure: 
I sobuttersäureanhydri d: 
Isobutylacetat 
Isobutylformiat 
Isobutylisobutyrat 
Isobutylmethacrylat, 
stabilisiert 
Isododecan: 
Isopropanol: 
Isopropenylacetat 
Isopropylacetat 
Isopropylbutyrat 
Isopropylisobutyrat 
Isopropylpropionat 
Kampferöl 
Kiefernöl 
Leichtöl (Kerosin) 
Mesitylen (1,3,5-
Trimethylbenzol) 
4-Methoxy-4-methyl­
pentan-2-on 
Methylamylacetat 
Methylamylalkohol 
(Methylisobutylcarbinol) 
3-Methylbutan-2-on 
Methyl-n-butyrat 
Methyl cyc 1 ohexan 
Methylcyclohexanon 
Methylglykol 

3-4 6.1 2667 
3-3 
3-3/3-4 
3-3 
3-3 
3-1a 
3-3 
3-4 
3-3 
3-3 
3-3 
3-4 
3-3 
3-3 
3-4 
3-5 
8-35 

3-4 

3-3 
3-la 
3-3 
3-3 
3-3 
3-4 
3-1a 

3-3 
3-1a 
3-1a 
3-1a 

3-3 
3-3 
3-3 

3-1a 

3. 3 
3. 3 
3.3 
3.3 
3.2 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3. 3 
3.3 

3.2/3.3 
3.3 

3.3 

3.3 
3.2 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3.2 

3.3 
3.2 
3.2 
3.2 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 

3.2 

3-1a 3.2 
3-4 3.3 
3-1a/3-3 3.2/3.3 
3-1a/3-3 3.2/3.3 
3-4 3.3 
3-1a 3.2 
3-3 3.3 
3-3/3-4 3.3 
siehe iso-Amylformiate 
siehe iso-Butanol 
siehe iso-Buttersäure 

1134 
2234 
2238 
1918 
2241 
1915 
2243 
2520 
2244 
2245 
1147 
1147 
2247 

1148 
2868 

2049 

2366 
1156 
2711 
1149 
1152 
1202 
2050 

1157 
2377 
2252 
2263 
2265 
2052 
2710 
2286 

1863 

1201 
1202 
12B7 
1286 
1202 
1206 
1207 
22B2 

siehe iso-Buttersäureanhydrid 
3-la 3. 2 1213 
3-1a 3.2 2393 
3-3 3.3 2528 
3-3 3.3 2283 

siehe 
siehe 
3-la 
3-1a 
3-3 
3-1a 
3-1a 
3-3 
3-4 
3-3 
3-3 

3-3 

3-3 
3-3 

3-1a 
3-1a 
3-1a 
3-3 

i so-Dodecan 
i so-P ropano 1 

3.2 
3.2 
3.3 
3.2 
3.2 
3.3 
3.3 
3. 3 
3.3 

3.3 

3.3 
3.3 

2403 
1220 
2405 
2406 
2409 
1130 
1272 
1223 
2325 

2293 

1233 
2053 

X 

Methylglykolacetat 3-3 

3.2 
3.2 
3.2 
3.3 
3. 3 
3.3 

2397 
1237 
2296 
2297 
1188 
1189 

(Glykolmonoäthylätheracetat) 
5-Methylhexan-2-on 3-3 
Methylisobutylketon 3-1a 
Methylisovalerat 3-1a 
Methylpropionat 3-1a 
Methylpropylketon 3-1a 
a lpha-Methyl styrol 3-3 
(Isopropenylbenzol), 
stabilisiert 

3. 3 
3.2 
3. 2 
3.2 
3.2 
3. 3 

2302 
1245 
2400 
1248 
1249 
2303 

A, C, X 
A, X 
A, C, X 
X 
X 
X 

B, X 
X 

X 
X 

X 
y 

X 
X 
A, X 
X 
X 

X 

X 
X 
X 
X 

X 
X 
X 

X 

B, X 

X 
X 

X 

X 
B 

X 
X 
X 
H, X 

X 
X 
X 
X 
X 
X 

X 
X 

X 

X 
X 

X 
X 
X 
X 
X 

X 
X 
X 

X 
X 



offbezeichnunq RIO/ADR r.efahrqut- UN- Aufl aqen/ 
GGVE/GGVS V See Nr. Bemerkunq 
Klasse- (I MDG-Code) 
Ziffer Klasse 

·Methyl va 1 era 1 dehyd 3-1a/3-3 3.3 2367 X 
11 pha-Methyl va 1 era ldehyd) 
·Nonan uM Isomere 3-3 3.3 1920 X 
·Octan uM Isomere 3-1a 3.2 1262 X 

·Octan-1-ol 3-4 B 
1raldehyd 3-1a/3-3 3.3 1264 X 
,4-Pentan<lion 3-3 3.3 2310 X 
lcetyl aceton) 
lpha-Pi nen 3-3 3.3 2368 X 
iperidin 3-5 3.2 2401 X 
·Propanol 3-5 3.2 1274 B, X 
;o-P ropano 1 3-5 3.2 1219 B, X 
;o-Propenyl acetat: siehe lsopropenylacetat 
·Propyl acetat 3-la 3.2 1276 
;o-P ropyl acetat: siehe lsopropylacetat 
·Propyl benzol 3-3 3.3 2364 X 
;o-Propylbenzol: siehe Cumol 
;o-Propyl butyrat: siehe Isopropylbutyrat 
·opyl endi chl ori d 3-1a 3.2 1279 A, C, X 
;o-Propyl i sobutyrat: siehe Isopropylisobutyrat 
;o-P ropyl propi onat: siehe Isopropylpropionat 
rrrol idin 3-5 3. 2 1922 X 
:hieferöl 3-la/3-3 3.2/3.3 1288 X 
>1 vent Naphtha 3-1a/3-3 3.2/3.3 1256 X 
:einkohlenteernaphtha 3-la/3-3 3.2/3.3 2553 X 
:yrol Monomere, 3-3 3.3 2055 X 
:abilisiert (Vinylbenzol) 
!rpentin 3-3 3.3 1299 X 
!rpent i nöl ersatz 3-3 3.3 1300 X 
·Tetradecan 3-4 
,2,3,6-Tetrahydrobenz- 3-4 3.3 2498 
ldehyd 
!trahydronaphthalin 3-4 
retralin) 
!trapropyl en 3-3 3.3 2850 
• ropyl entetramer) 
1i ophen 3-la 3.2 2414 X 
>luol 3-1a 3.2 1294 X 
,3,5-Trimethylbenzol: siehe Mesitylen 
·imethylphosphit 3-3 3.3 2329 X 
·ipropyl en 3-3 3.2 2057 X 
-Undecan 3-4 3.3 2330 
11 era 1 dehyd 3-1a 3.2 2058 X 
!rschnitt-Bitumen 3-3/3-4 3.2/3.3 1999 X 
\sphalt oder Bitumen, Teere) 
!lole 3-3 3.2/3.3 1307 X 

1fern nicht anders anqegeben, wird die Füllqut-Werkstoff-Verträqlich­
!it bis zu einer mittleren Temperatur an der Tankwand von höchstens 
10 C als qeqeben anqesehen. 
1rzeitiqe Erwärmunqen bis höchstens 500 C sind dabei berücksichtiqt. 

·undsätzlich dürfen alle Stoffe, die mit Wasser nicht beliebig misch­
lr sind, keine wäßriqe Phase ausscheiden! 

wasserfrei 
chlori<lfrei 
säurefrei (pH-Wert 6,5 - 8,5) 
frei von Beimenqunqen, ausqenommen notwendiqe Stabilisatoren 

!itere Auflaqen: 

Die Tanks sind so zu befördern bzw. zwischenzulaqern, daß ~ine 
extreme Aufheizunq durch klimatische Einflüsse vermieden w1rd 
(Flüssiqkeitstemperatur an der Tankwand max. 30° C) . 

Nicht zuqelassen zur Beförderunq nach GGVE/GGVS 

Nur zuqelassen zur Beförderunq nach GefahrqutVSee 

1 • Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
Nr. D/70 277 /TC 

ie Tankcontainer - ISO 1 CC, IM::l Typ 2 - dürfen auch nach folgenden 
eichnungen der Fa. IVester\lälder Eisen~rk QnJ::H gefertigt ~rden 
Änderung der Heizung) : 

E-815-lb 
E-815-3a 
E-815-6.la 
E-815-7.1 

van 27.10.1983 
van 27.10.1983 
van 25.ll.l983 
van 02.09.1983 

(Hauptzeichnung) 
(Tank) 
(Heizung) 
(Tank-Typenschild) 

as CSC-Sicherheits-Zulassungschild ist mit dem Identifizierungs­
ennzeichen 2086 ZEBihd 2,65/2300/23 und der Zulassungsnummer 
~BAM-128/277/83 zu versehen. 

•iesem Nachtrag liegt das Zertifikat für Frachtbehälter (Container) 
r. FC 2843/02 des Germanischen Lloyd van 09.01.1984 
. ugrunde. 

Dieser Nachtrag gilt nur in Verbindung mit dem Zulassungsschein Nr. 
D/70 277/TC van 07.03.19~. 

1000 Berlin 45, den 15.03.1984 
Unter den Eichen 87 

Bt.NDESANsrALT FÜR l1ATERIALPRiFLNG 

Fachgruppe L 5 
:iefahrgut\.ITISchließungEf'! 
a.us Metallen 
im Auftrag: 

(!l. ~~~l.at~ 
Dr.-Ing. v. Neumann 

Laboratorium 1.51 
Transportbehälter für 
Gefahrgut 
in Vertretung: 

Dipl.-Ing. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. A. Ulrich, E. Reeck 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tankcontainers 

mit der Zulassungsn\.11'100r 
D/70 281/TC 

L Hiermit wird nach 

- Verordnung über die Beforderung gefahrlicher Güter auf der Straße 
(GGVS) in der Fassung der Bekanntmachung van 29.06.1983 (BGBl. I, 
s. 905) 
- insbesondere Anhang B. lb -, 

- Eurcpäisches Übereinkcrrmen van 30. SeptenDer 1957 über die inter­
nationale Beförderung gefahrlicher Güter auf der Straße (ADR) van 
18. August 1969 (BGBl. II, S. 1489) mit Anlagen A und B van 04. 
Novenber 1977 (BGBl. II, s. ll90) in der Fassung der 6. ADR­
Änderungsverordnung van 22. Dezember 1983 (BGBl. II, s. 827) 
- insbesondere Anhang B. lb -, 

- Verordnung über die Beförderung gefahrlicher Güter mit der Eisen-
bahn (GGVE) in der Fassung der Bekanntmachung van 22. Juni 1983 
(BGBl. I, S. 827) 
- insbesondere Anhang X -, 

- Internationale Ordnung für die Beförderung gefahrlicher Güter mit 
der Eisenbahn (RID), Anlage I zum Internationalen Übereinkannen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) van 09. SeptenVer 1977 
(BGBl. II, s. 778) in der Fassung der 4. RIO-Änderungsverordnung 
vom 03. Juni 1983 (BGBl. II, S. 386) 
- insbesondere Anhang X -, 

- Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit · SEieschif­
fen (GefahrgutVSee) vcrn 5. Juli 1978 (BGBl.I, s. 1017) 
in der Fassung der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung van 
27. Juli 1982 (BGBl. I, S. lll3) 
- insbesondere IMLG-Code (Anlage zur Verordnung) -, 

- Gesetz zu dem Überei.nkamen van 02. Dezember 1972 über sichere 
Container-CSC- van 10. Februar 1976 (BGB1. II, s. 253) in der Be­
kanntmachung der Neufassung van 27. Januar 1977 (BGBl. II, S. 41) 

der Firma 
Graaff KG, 3210 Elze 1 

für das in der Anlage ( Prüfbericht des Gerrranischen Lloyd van 
18. Januar 1984, (FC-Nr. 2824/02) beschriebene Baumuster eines 
Tankcontainers 

- Hersteller: 

Graaff KG, 3210 Elze 1 

- ~zeichnung des Herstellers: TC 5 - 20/06.1 

- Tankcontainerdaten: C2o• lCC) 

Länge : 6058 rnm, Breite: 2438 rnm, Hbne: 2591 rnm, 
Tankvolumen ca. 16300 1, Eigengewicht ca. 5800 kg, 
zul. Gesamtgewicht: 28000 kg (UIC: 24000 kg, ISO: 20320 kg ) 
max . Betriebsdruck: 14,6 bar (Überdruck), 
Prüfdruck: 22 bar (Überdruck), 
T~rkstoff: TTSt E 36 (1.0859) 

- Zeichnungen des Herstellers: 

vom 13.09.1983 (Tankcontainer) 
vom 23.09.1983 (Rahmen) 
vom 29.09.1983 (Tank) 

1 T 109.01.00 
OT 100.20.01 
OT 109 .32.01 
OT 100.15.01 van 18.11.1983 (FUll- und Entleerein-

richtung) 
die Zulassung zur Beförderung der im Anhang zu dieser Zulassung auf­
geführten flüssigen Stoffe der Klasse 2 der/des GGVS/ADR/GGVE/RID/ 
GefahrgutVSee mit einer Dichte von höchstens 1, 70 kg/dm' 
erteilt. 

2. Es wird hiermit bescheinigt, daß das nach dem beigefügten Prüf­
bericht einschließlich Anhängen (Anlagen) gefertigte Baunuster eines 
Tankoontainers für die Beförderung der unter 1. aufgeführten gefähr­
lichen Güter geeignet ist und den Ausrüstungsvorschriften der/des 
GGVS/ADR/GGVE/RID/GefahrgutVSee/CEC entspricht • 
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Das Baumuster des Tankcontainers erfüllt die Anf=derungen des IMDG­
Codes an ortsbe"""9liche Tanks van Typ 5. Weiterhin sind die Maßgaben 
der Iso-Empfehlung 1496/3 füllt. 

3 • Nebenbestirrmmgen 

3.1 Die Tankcontainer sind nach den mit dem Prüfvenrerk versehenen 
Unterlagen herzustellen. 

3.2 Jeder nach dieser Baumusterzulassung hergestellte Tanko:ntainer 
ist erstmalig vor Inbetriebnahme und dann wiederkehrend alle 2 l/2 
Jahre den nach den unter 1. genannten Rechtsvorschriften vorge­
schriebenen Prüfungen zu unterziehen. 
Die Tankcontainer dürfen für den Verwendungsv.;eck nach dieser Bau­
musterzulassung nur benutzt werden, wenn der für die Prüfung zustän­
dige Sachverständige bescheinigt hat, daß die Tankcontainer und ihre 
Ausrüst.ung dieser Zulassung entsprechen bzw. daß die vorgeschriebe­
nen Prüfungen den Vorscltriften entsprecl1ende Ergebnisse erbracht ha­
ben. 

3.3. Jeder Tank ist mit dem Tankschild nach Zeiclmungs Nr. 2 T 
109.10.01 van 02.09.1983 zu versehen. Darüber hinaus ist jeder Tank­
container mit den übrigen Angaben nach den unter 1. genannten 
Rechtsvorschriften zu kennzeiclmen. 

3. 4 Sonstiges 

Abdrucke der Bescheinigungen nach 3. 2 sind der BAM innerhalb eines 
Jahres einzureichen. Über Reparaturen an den nach dieser Zulassung 
gefertigten Tankcontainern sind J\ufzeiclmungen zu führen und min­
destens lO Jahre aufzubewmren. Die Tanks sind gut sichtbar an bei­
den Längsseiten in Höhe der Mittellinie mit der Zulassungsnummer 

D/70 281/TC 
zu kennzeiclmen. 

Die Schri:fth5he muß mindestens 50 lliT\ betragen. Über dieser Zu­
lassungsnummer sind in gleicher Schriftl'Obe die Bucllstaben B A M 
anzubringen. 

3.5 Diese Zulassung wird unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufes erteilt. Sie gilt längstens bis zum 13.3.1994. 

4. Festlegung der Kennzeiclmung nach CSC: 

Die Tankcontainer sind entsprechend der unter 1. genannten Rechts­
vorschrift (CSC) mit der Zulassungs Nr. 0-Bl\M-130/281/84 und dem 
Hersteller-Identifizierungskennzeichen 

TC 5 - 20/06.1 
zu versehen. 

1000 Berlin 45, den 14.3.1984 
Unter den Eichen 87 

Bt.NDESI\NSTALT FÜR MATERIALPIÜFlNG 

Fachgruwe 1.5 
Gefahrgutunschließunget> 
aus Metallen 

I.aboratorium 1.51 
Transportbehälter 
für Gefahrgut 

inVe?ll-~ 

t~ Dipl.-Ing. A. Ulricll 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. Ulricll, E. Reeck 

Anlagen: Rechtsmittelbelehrung, Prüfbericht 

(Diese Zulassung besteht aus 3 Seiten auf Blatt 1 und 2) 

Anhangzum 

ZULASSUNGSSCHEIN 

Stoffbezeiclmung 

Dichlordifluormethan 
(Rl2) 

Gemisch Fl * l 

Gemisch F2*) 

*) Kältemittel gasförmig 
n.a.g. 

A: ~oasserfrei 

tlr. D/70 281/TC 

RID/ADR 
GGJE/GGVS 
Klasse­
Ziffer 

2 - 3a 

2- 4a 

2- 4a 

Gefahrgut- lN­
VSee Nr. 
(IMLG-<:ode) 
Klasse 

2 1028 

2 1078 

2 1078 

C: säurefrei (pH-Wert 6,5 - 8,5) 

Auflagen/ 
Bemerkung 

A, c 

A, c **) 

A, c **) 

**) mit einer M::>lmasse von nicht weniger als 120 g/mol und einer 
VerdarrpfungsWirme von nicht weniger als 100 J/kg. 
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ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tanko:ntainers 

mit der Zulassungsnummer 
D/70 283/TC 

1. Hiermit wird nacll 

- Verordnung über die Beförderung gefährlicller Güter auf der Straße 
(GGVS) in der Fassung der Bel<anntmacllung van 29.06.1983 (BGBL I, 
s. 905) 
- insbesaldere Anhang B. lb -, 

- Europäisches Übereinkatrnen van 30. Septerti:)er 1957 über die inter­
nationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) van 
18. August 1969 (BGBL II, S. 1489) mit Anlagen A und B van 04. 
~OVE!I1Der 1977 (BGBl. II, s. ll90) in der Fassung der 6. ADR­
Anderungsverordnung van 22. Dezenber 1983 (BGBL II, s. 827) 
- insbesaldere Anhang B. lb -, 

- Verordnung über die Beförderung gefährlicller Güter mit der Eisen­
bahn (GGJE) in der Fassung der Bel<anntmacllung van 22. Juni 1983 
(BGBl. I, S. 827) 
- insbesaldere Anhang X -, 

- Internationale Ordnung für die Beförderung gefährlicller OOter mit 
der Eisenbahn (RIO), Anlage I zun Internationalen Übereinkatrnen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) van 09. Septerti:)er 1977 
(BGBL II, s. 778) in der Fassung der 4. RIO-Änderungsverordnung 
vom 03. Juni 1983 (BGBl. II, s. 386) 
- insbesaldere Anhang X -, 

- Verordnung über die Beförderung gefährlicller Güter mit Seeschif­
fen (GefahrgutVSee) van 5. Juli 1978 (BGBLI, s. 1017) 
in der Fassung der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung van 
27. Juli 1982 (BGBl. I, S. 1113) 
- insbesaldere IMLG-<:ode (Anlage zur Verordnung) -, 

- Gesetz zu dem Übereinkatrnen van 02. Dezenber 1972 über sicllere 
Container-csc- van 10. Februar 1976 (BGBL II, s. 253) in der Be­
kanntmacllung der Neufassung van 27. Januar 1977 (BGBL II, s. 41) 

der Firma 
l~esterWilder Eisenwerk Gerhard QnbH, 5241 Weitefeld/Sieg 
für das in der Anla<Je (Prüfbericht des Germanischen Lloyd van 
10. Januar 1984, (FC-Nr. 2802/33) bescltriebene Baumuster eines 
Tankcontainers 

- Betreiber: 

VIG-Vereinigte Tanklager und Transportmittel Gnl:tl, 
2000 Harnburg 36 

- Hersteller: 

WesterWilder Eisenwerk Gerhard QnbH, 5241 Weitefeld/Sieg 

- Typenbezeicllnung des Herstellers: 2086 ZSo 4,5/2000/17,3 

- Tankcontainerdaten:(20' lCC) 

Länge: 6058 llll\, Breite: 2438 llll\, Höhe: 2591 llll\, 

Tankvolumen ca. 17350 1, Eigengewicht ca. 5300 kg, 
zul. Gesamtgewicht: 30480 kg (UIC: 24000 l<g, ISO: 20320 kg) 
max. Betriebsdruck: 3 bar (Überdruck), Prüfdruck: 4,5 bar 
(Überdruck), Tanl<werkstoff: H II (1.0425) 
Tankinnenausl<leidung: Vulcoferran 2202 (Fa. HAW) 

- Zeicllnungen des Herstellers: 

C&-812-lc 
C&-812-2a 
C&-812-3c 
C&-812-4.2b 

vorn 25.10.1983 (Hauptzeicllnung) 
van 25.10.1983 (Rahmen) 
van 14.12.1983 (Tank) 
vom 25.10.1983 (Ventil- und Stutzen­

amrdnung) 

die Zulassung zur Beförderung der im Anhang zu dieser Zulassung auf­
geführten flüssigen Stoffe der Klasse 8 der/des GGVS/ADR/GGVE/RID/ 
bzw. der Klassen 3 und 8 der GefahrgutVSee (IMLG-<:ode) mit einer 
Dichte von li5chstens 1,81 J<g/an• 
erteilt. 

2. Es wird hiermit besclleinigt, daß das nacll dem beigefügten Prüf­
bericht einscllließlicll Anhängen (Anlagen) gefertigte BaUlUSter eines 
Tankcontainers für die Beförderung der unter 1. aufgeführten gefähr­
licllen Güter geeignet ist und den J\usrüstungsvorscllriften der/des 
GGVS/ADR/GGVE/RID/GefahrgutVSee/CSC entspricllt. 
Gegen die Beförderung der im Anhang aufgeführten Stoffe mit einem 
Flarmpml<t bis 55 •c bestehen keine sicllemeitstecllnischen Beden­
ken. 

Das Baumuster des Tankcontainers erfüllt die Anforderungen des IMDG­
Codes an ortsbe"""9liclle Tanks vorn Typ 1. Weiterhin sind die Maßgaber 
der !50-Empfehlung 1496/3 erfüllt. 



Nebenbest:inm.mgen 

.1 Die Tankcontainer sind nach den mit dem Prüfvermerk versehenen 
tterlagen herzustellen. 

.2 Jeder nach dieser Baumusterzulassung hergestellte Tankcontainer 
1t erstmalig vor Inbetriel:xlah!re und dann wiederkehrend alle 2 1/2 
ilire den nach den unter 1. genannten Rechtsvorschriften vorge­
:hriebenen Prüfungen zu unterziehen. Der Zustand der Innenausklei­
mg der Tanks ist jährlich von einem in den unter L aufgefillirten 
!Chtsvorschriften genannten Sachverständigen zu prüfen • 
. e Tankcontainer dürfen für den Ven.endungs~ nach dieser Bau­
ISterzulassung nur benutzt 1111erden, ~oenn der für die PrüfUDJ zustän­
cge Sachverständige bescheinigt hat, daß die Tankcontainer und ihre 
ISrüstUDJ dieser Zulassung entsprechen bzw. daß die vorgeschriebe­
m PrüfUDJen den Vorschriften entsprechende Ergel:nisse erbracht ha-
m. 

.3. Jeder Tank ist mit dem Tankschild nach ZeichnUDJs-Nr. cs-812-

.la van 25.10.1983 zu versehen. Darüber hinaus ist jeder Tankeon­
liner mit den übrigen Angaben nach den unter 1. genannten Rechts­
>rschriften zu kennzeichnen. 

.4 Sonstiges 

>drucke der Bescheinigungen nach 3. 2 sind der BAM innerllalb eines 
ilires einzureichen. Über Reparaturen an den nach dieser ZulassUDJ 
~fertigten Tankcontainern sind AufzeichnUDJen zu führen und min­
~stens 10 Jahre aufzube...ahren. Die Tanks sind gut sichtbar an bei­
~ Längsseiten in Höhe der Mittellinie mit der ZulassUDJsnummer 

D/70 283/TC 
:u kennzeichnen. 

)ie Schriftli5he muß mindestens 50 mn betragen. Über dieser Zu­
lassUDJSnlmt"er sind in gleicher Schriftli5he die Buchstaben B A M 
mzubringen. 

3.5 Diese Zulassung wird unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
rl'iderrufes erteilt. Sie gilt längstens bis zum 13.3.1994. 

4. Festlegung der Kennz<.:.i:c:J:r:.~ nach es<;,:_ 

Die Tankcontainer sind entsprechend der unter 1. genannten Rechts­
~rorschrift (CSC) mit der Zulassungs Nr. D-BAI+-132/283/84 und dem 
Bersteller-Identifizierungskennzeichen 

z.u versehen. 
2086 ZSo 4,5/2000/17,3 

1000 Berlin 45, den 14.3.1984 
Unter den Eichen 87 

BlNDESI\NSTALT FÜR MATERIALPMwG 

'achgruppe 1. 5 
lefahrgutumschließungen 
<us Metallen 

Laboratorium 1.51 
Transportbehälter 
für Gefahrgut 

lm Auftrag in VertretUDJ 

:>r.-Ing. v. Neunano Dipl.-Ing. A. Ulrich 

>achbearbeiter: Dipl.-Ing. Ulrich, E . Reeck 

1\nlagen: Rechtsmittelbelehrung, Prüfbericht 

:Diese Zulassung besteht aus 4 Seiten auf Blatt 1 und 2 sowie einem 
)toffanhang) 

Anhangzum 

ZULASSUNGSSCHEIN 
D/70 283/TC 

Stoffbezeichnung 

BramwasserstofflösUDJen 

Essigsäure und Wäßrige 
l.ösung mit mehr als 80 % 
Essigsäure 

FlUßSäure mit höchstens 
75 % Fluorwasserstoff 

RID/ADR 
OOJE/GGVS 
Klasse-
Ziffer 

8 - 5 

B - 2lc 

8 - 6c/d 

Kali\Xllhydroxid in l.ösungen 8 - 32 

~atritrnhydroxid in Lösun- 8 - 32 
gen 

~atritrnhypochlorit-Lösung 8- 37a/b 

Salzsäure 8 - 5 

Sch-felsäure mit 8 - lb/c 
höchstens 80 % H2S04 
Silicofluorwasserstoff- 8 - 8 
säure 

Gefahrgut-
VSee 

Klasse 

8 

3 . 3 

8 

8 

8 

8 

8 

8 

8 

UN-
Nr. 

1788 

2789 

1790 

1814 

1824 

1791 

1789 

1830 

1778 

Auflagen/ 
Bemerkung 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baumuster eines Tankcontainers 

mi t der Zulassungsnummer 
0/70 284/TC 

1. Hiermit wird nach 

- Verordnung über ai e Beförderung gefährl i eher Güter auf aer 
Straße (GGVS) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.06.1983 
{BGBl. I. S. 905) 
- insbesondere Anha ng B. 1b -

-Europäisches Obereinkommen vom 30. September 1957 über die 
internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße 
{ADR) vom 18. August 1969 {BGBl. II, S. 1489) mit Anlagen 
A una B vom 04. November 1977 (BGB l. II, s. 1190) in aer Fas­
sung der 6. ADR-Änaerungsverordnung vom 22. Dez. 1983 {BGBl. 
I I, S. 827) 
- insbesondere Anhang B. 1b -, 

- Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit aer 
Ei senbahn {GGVE) i n aer Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Juni 1983 {BGB 1. I. S. 827) 
- insbesondere Anhang X -, 

- Internationale Dranunq für die Beförderung gefährlicher Güter 
mit der Eisenbahn (RIO), Anlaqe I zum Internationalen Oberein­
kommen über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) vom 09. September 
1977 (BGBl. II, S. 778) in der Fassunq aer 4. RID-Änoerunqs­
veroranunq vom 03. Juni 1983 (BGBl. I I, s. 386) 
- insbesondere Anhang X -, 

- Verordnung über die Beförderung qefährlicher Güter mit See-
schiffen {GefahrgutVSee) vom 05. Juli 1978 {BGBl. I, S. 1017) 
in der Fassunq aer 1. See-Gefahrqut-Änderungsveroranung vom 
27. Juli 1982 {BGBl. I, S. 1113) . 
- insbesondere IMDG-Code {Anlage zur Veroranunq) -, 

-Gesetz zu aem Obereinkommen vom 02. Dezember 1972 über sichere 
Container - CSC - vom 10. Februar 1976 (BGBl. I I, S.253) in der 
Bekanntmachung der Neufassunq vom 27. Januar 1977 {BGBl. II, 
s. 41) 

der Firma 

Westerwälder Eisenwerk Gerhara GmbH, 5241 Weitefeld/Sieg 

für aas in aer Anlaqe 
31. Jan. 1984, FC-Nr. 
Tankcontainers 

{P rü fberi cht aes Germanisehen L 1 oya vom 
2843/03) beschriebene Baumuster eines 

- Betreiber: Hoyer GmbH, 2000 Hamburq 26 

- Herstell er: 

Westerwälaer Eisenwerk Gerhard GmbH, 5241 Weitefeld/Sieg 

- Typenbezeichnung aes Herstellers : 2086 ZEBiha 2,65/2250/22 

- Tankcontainerdaten: {20' 1CC) 

Länge: 6058 mm, Breite: 2438 mm, Höhe: 2591 mm, 
Tankvolumen ca. 22 000 1, Eiqenqewicht ca. 3.600 kq, 
zul. Gesamtgewicht: 30 480 kg, 
{UIC: 24 000 kq, ISO: 20 320 kg), 
max. Betriebsdruck: 1,75 bar (Überdruck), 
Prüfaruck: 2,65 bar (Oberdruck), 
Tankwerkstoff: Z6 CNDT 17.12/{1.4571) 

-Zeichnungen des Herstellers : 

{Hauptzeichnung) 
(Tank) 

CE-816-1b 
CE-816-3a 
CE-816-4.1d 

CE-816-4.2a 

vom 27.10.1983 
vom 12.10.1983 
vom 07.11.1983 {Mannloch, Scheitelan­

schlüsse una Haube} 
vom 14.10.1983 {Untenentleerung una Ven­

til kammer) 
CE-816-6.1a vom 25.11.1983 (Heizung) 

die Zulassung zur Beförderung der im Anhang zu dieser Zulassung 
aufgeführten flüssigen Stoffe aer Klasse 3 der/des GGVS/ADR/GGVE/ 
RIO/sowie der Klassen 3, 6.1 una 8 aer GefahrgutVSee - {IMDG-Coae) 
mit einer Dichte von höchstens 1,53 kg/1 
erteilt. · 

Die im Anhang qenannten Stoffe und Stoffgemische mit einem Flamm­
punktbereich sind nur dann zur Beförderung zugelassen wenn ihr 
Flammpunkt größer oaer qleich oo C beträgt. Die Stoff~ mit einem 
Flammpunkt bis 55° C sind zur Beförderung im nationalen Schienen­
uno Straßenverkehr (GGVE/GGVS) nicht zuqelassen. 

Die Inbetriebnahme aer Heizunq ist nur gestattet, wenn die Ver­
träqlichkeit des Füllq~tes mit aen Tankwerkstoffen nach TRTC 007 
gewährleistet ist. Bei aer Beförderung von Stoffen mit einem 
Flammpunkt bis 550 C ist die Heizung außer Betrieb zu setzen. 

2. Es wird hiermit beschein igt, aaß aas nach aem o.g. Prüfbericht 
einschließlich Anhängen {Anlagen) gefertigte Baumuster eines 
Tankcontainers für die Beförderung aer unter 1. aufgeführten ge­
fährlichen Güter geeignet ist una aen Ausrüstungsvorschriften 
aer/aes GGVS/ADR/GGVE/RID/GefahrgutVSee/CSC entspricht. 

14.9 



Das Baumuster des Tankcontainers erfüllt die Anforderungen des 
IMDG-Codes an ortsbewegliche Tanks vom Typ 1. Weiterhin sind die 
Maßgaben der ISO-Empfehlung 1496/3 erfüllt. 

3. Nebenbest irmrungen 

3.1 Oie Tankcontainer sind nach den beigefügten, mit dem Prüfvermerk 
versehenen Unterlaqen herzustellen. 

3.2 Jeder nach dieser Baumusterzulassunq hergestellte Tankcontainer 
ist erstmaliq vor Inbetriebnahme und dann wiederkehrend alle 
2 1/2 Jahre aen nach den unter 1. genannten Rechtsvorschriften 
vorgeschriebenen Prüfungen zu unterziehen. Im Rahmen dieser 
2 1/2-jährigen Prüfungen ist das Tankinnere der Tankcontainer 
gleichzeitig durch einen in den Rechtsvorschriften genannten 
Sachverständigen auf Korrosion zu prüfen. Abdrucke dieser Be­
scheinigungen sind der BAM umgehend einzureichen. Oie Tankcon­
tainer aürfen für aen Verwendungszweck nach dieser Baumusterzu­
lassung nur benutzt werden, wenn der für aie Prüfung zuständige 
Sachverständige bescheinigt hat, aaß die Tankcontainer und ihre 
Ausrüstung dieser Zulassung entsprechen bzw. aaß die vorge­
schriebenen Prüfungen aen Vorschriften entsprechende Ergebnisse 
erbracht haben. 

3.3 Jeaer Tank ist mit aem Tankschild nach Zeichnungs-Nr.CE-816-7.1 
vom 02.09.1983 zu versehen. Darüber hinaus ist jeder Tankcon­
tainer mit aen übrigen Angaben nach aen unter 1. genannten 
Rechtsvorschriften zu kennzeichnen. 

3.4 Sonstiges 

Aborucke der Bescheiniqungen nach 3.2 sind der BAH innerhalb 
eines Jahres einzureichen. Ober Reparaturen an den nach dieser 
Zulassung gefertiqten Tankcontainern sind Aufzeichnungen zu füh­
ren una mindestens 10 Jahre aufzubewahren. Die Tanks sind gut 
sichtbar an beiden Längsseiten in Höhe der Mittellinie mit der 
Zulassungsnummer 

D/70 284/TC 

zu kennzeichnen. 

Oie Schrifthöhe muß mindestens 50 mm betragen. Ober dieser Zu­
lassungsnummer sind in gleicher Schrifthöhe die Buchstaben 8 AM 
anzubringen. 

3.5 Diese Zulassung wird unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufes erteilt. Sie gilt läogstens bis zum 06.03.1994 

4. Festlegung aer Kennzeichnung nach CSC: 

Oie Tankcontainer sind entsprechend der unter 1. genannten 
Rechtsvorschrift (CSC) mit aer Zulassungs-Nr. D-BAM-133/284/84 
und dem Hersteller-Identifizierungskennzeichen 

zu versehen. 
2086 ZEBi h d 2,65/2250/22 

1000 Berlin 45, den 07. März 1984 
Unter den Eichen 87 

BUNDESANSTALT FOR MATERIALPROFUNG 

Fachgruppe 1.5 
Gefahrgutumschließunqen 
aus Metallen 

Laboratorium 1.51 
Transportbehälter 
für Gefahrgut 

im AttJ~ 

/f /12~"-ta'dtät. 
in Vertretung 

( [Jl_'ca.. 
Oipl.-!ng. V. Neumann Dipl.-lng. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Oipl.-lng. Ulrich, E. Reeck 
Anlagen: Rechtsmittelbelehrunq, Prüfbericht 

(Diese Zulassung besteht aus 4 Seiten auf Blatt 1 und 2 sowie 
einem Stoffanhanq) 

Anhanq zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 

Stoffbezei chnunq 

Acetess i qsäu remethyl ester 
Acetessiqsäureäthylester 
Acetonöle 
Amylacetate 
Amylalkohol, tertiär 
Amylalkohole, primär 
u. sekundär mit Ausnahme 
von Oiäthylcarbinol 
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D/70 284/TC 
RID/ADR 
GGVE/GGVS 
Klasse­
Ziffer 

3-4 
3-4 
3-1a 
3-3 
3-1a 
3-3 

Gefahrqut­
VSee 
( IMDG-Code) 
Klasse 

3.2 
3.2/3.3 
3.2/3.3 
3.3/3.3 

UN­
Nr. 

1091 
1104 
1105 
1105 

Auflagen/ 
Bemerkunq 

c 
c 

B,X 
B,X 

Stoffbezeichnunq 

n-Amylamin 
Amylchlorid (1-Chlorpentan) 
i so-Amylfonni ate 
Amylmethylketon 
Amylnitrat 
Ani sol (Phenyl methyl äther) 
Äthanol u. seine Lösungen, 
einschließl. alkohol. Ge­
tränke 
Äthylacetat 
Äthylamylketon 
Äthyl benzoat 
Äthylbenzol 
2-Äthyl butanol 
2-Äthylbutylacetat 
Äthylbutyläther 
2-Äthylbutyraldehyd 
Äthyl-n-butyrat 
Äthyl crotonat 
Äthyl enqlykol diäthyl äther 
Äthyl qlykol 
{Glykolmonoäthyläther) 
1\thyl qlykol acetat 
(Äthyl enql.vko 1 monoäthyl­
ätheracetat) 
2-llth.vl hexana 1 
2-llthvl hexanol 
2-1\th:vl hexyl acr.vl at, 
stab1li s iert 
Äthyl i sobutyrat 
llthyll actat 
llthylmethacrylat, 
stabilisiert 
llthyl propionat 
Äthylsilikat 
Benzaldehyd 
Benzetrifluorid 
Bremsflüssigkeit, 
hydraulische 
Brombenzol 
2-Brombutan 
(sec-Butylbromid) 

R In/ADR 
GGVE/GGVS 
Klasse­
Ziffer 

3-5 
3-1a 
3-3 
3-3 
3-3 
3-3 
3-5 

3-1a · 
3-3 
3-4 
3-1a 
3-4 
3-3 
3-1a 
3-1a 
3-3 
3-1a 
3-3 

3-3 

3-3 
3-4 
3-4 

3-1a 
3-3 
3-1a 

3-1a 
3-3 
3-4 
3-1a 
3-1a/3-3 

3-4 
3-1a 

1-Brom-3-methylbutan 3-1a 
2-Brompentan 3-1a 
Butaneion (Diacetyl) 3-1a 
n-Butanole 3-3 
iso-Butanol 3-3 
tert-Butanol 3-5 
Butoxyl (Methoxybutyl acetat) 3-3 
n-Buttersäu re ( 8) 
iso-Buttersäure 3-4 
Buttersäureanhydrid 3-4 
iso-Buttersäureanhydrid 3-4 
n-Butyl acetat, primär 3-3 
sec-Butyl acetat 3-1a 

Gefahrqut- liN­
VSee Nr. 
( !MilG-Code) 
Klasse 

3.2 
3.2 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3.2/3.3 

3.2 
3.3 

3.2 
3.3 
3.3 
3.2 
3.2 
3.3 
3.2 
3.3 
3.3 

3.3 

3.3 

3.2 
3.3 
3.2 

3.2 
3.3 

3.2 
3.2/3.3 

3.3 
3.2 

3. 2 
3.2 
3.2 
3.3 
3.3 
3.2 
3.3 
8 
3.3 
8 
3.3 
3.2 
3.2 

1106 
1107 
1109 
1110 
1112 
2222 
1170 

1173 
2271 

1175 
2275 
1177 
1179 
1178 
1180 
1862 
1153 
1171 

1172 

11'11 

2385 
1192 
2277 

1195 
1292 

2338 
1118 

2514 
2339 

2341 
2343 
2346 
1120 
1212 
1120 
2708 
2820 
2529 
2739 
2530 
1123 
1123 

iso-Butylacetat: siehe 
Butylbenzole 3-3 

Isobutylacetat 
3.3 2709 

1126 n-Butylbromid 3-1a 3. 3 
(1-Brombutan) 
n-Butyl formi at 
iso-Butylfonniat: 
n-Butylglykolacetat 
iso-Butylisobutyrat: 
n-Butylmethacrylat, 
stabilisiert 
iso-Butylmethacrylat: 
n-Butylpropionat 
Butyltoluole 
Chlorbenzol 
Chlorbenzotrifluoride 
Chlortoluole 
Cumol (lsopropylbenzol) 
Cycloheptan 
Cyclohexanon 
Cyc 1 ohexyl acetat 
Cyclooctadiene 
C.vc 1 opentano 1 
Cyclopentanon 
cis-Decahydronaphthalin 
trans-Decahydronaphthalin 
n-Decan 
Dehydrolinalool 
Di acetonalkehol 
Diäthylaminoäthanol 
(N,N-Diäthyläthanolamin) 
Diäthylbenzol, 
Isomerenqemisch 
Di äthyl carbonat 
Di äthyl keton 
1,3-Di brombenzol 
Di -n-butyl äther 

3.2 1128 3-1a 
siehe 
3-4 
siehe 
3-3 

Isobutylformiat 

Isobutylisobutyrat 
3. 3 2227 

siehe 
3-3 
3-4 

lsobutylmethacrylat 

3-3 
3-3/3-4 
3-3 
3-3 
3-1a 
3-3 
3-4 
3-3 
3-3 
3-3 
3-4 
3-3 
3-3 
3-4 
3-5 
8-35 

3-4 

3-3 
3-1a 
3-3 
3-3 

3.3 1914 
6.1 2667 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3.2 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3.3 
3. 3 
3.3 
3. 3 

3.2/3.3 
3.3 

3.3 

3.3 
3.2 
3.3 
3.3 . 

1134 
2234 
2238 
1911! 
2241 
1915 
2243 
2520 
2244 
2245 
1147 
1147 
2247 

1148 
2868 

2049 

2366 
1156 
2711 
1149 

Auflaqen/ 
Bemerkunq 

X 
A,C,X 
X 
X 
X 
X 
B,X 

X 
X 
E 
X 
8 
X 
X 
X 
X 
X 
X 
X 

X 

X 
8 
H 

X 
X 
X 

X 
X 
A, B 
A,X 
X 

A,C,X 
A,X 

A,X 
A,X 
X 
B, X 
8, X 
8, X 
X 
y 

X 
X 

X 
A, X 

H,X 

X 

A, C, X 
A, X 
A, C, X 
X 
X 
X 

X 
B, X 
X 

X 
X 

X 
y 

X 
X 
A, X 
X 



:offbezei chnung 

lchlorpentane 
leselkraftstoff 
lisobutylene, 
somere Verbindungen 
lisobutylketon 
,1-Dimethoxyäthan 
,2-0imethoxyäthan 
lmethylcyclohexane 
,N-Dimethylformamia 
ipenten 
i propylketon 
so-Doaecan 
Pentamethylheptan) 
luqzeugtreibstoff für 
urbinenaqqregate 
uselöl 
asöl 
ummilösunq (Latex) 
arzöl 
eizöl 
-Heptan u. Isomere 
exalaehya 
exanole 
soamyl formiate: 
sobutanol: 
sobuttersäure: 
sobuttersäureanhydrid: 
sobutylacetat 
sobutyl formi at 
sobutylisobutyrat 
sobutylmethacrylat, 
tabili s 1 ert 
sodoaecan: 
sopropanol: 
sopropenylacetat 
sopropyl acetat 
sopropyl butyrat 
sopropylisobutyrat 
sopropyl propi onat 
:ampferöl 
:i efernöl 
.ei chtöl (Kerosin) 
lesitylen (1,3,5-
·rimethylbenzol) 
i-Methoxy-4-methyl-
1entan-2-on 
lethyl amyl acetat 
lethyl amyl a lkoho 1 
Methylisobutylcarbinol) 

RID/ADR 
GGVE/GGVS 
Klasse­
Ziffer 

Gefahrqut- UN­
VSee Nr. 
( IMDG-Coae) 
Klasse 

3-3 3.3 1152 
3-4 3.3 1202 
3-1a 3.2 2050 

3-3 3.3 1157 
3-1a 3.2 2377 
3-1a 3.2 2252 
3-1a 3.2 2263 

3.3 2265 
3-3 3.3 2052 
3-3 3.3 2710 
3-3 3.3 2286 

3-1a 3.2 1863 

3-1a 3.2 1201 
3-4 3.3 1202 
3-1a/3-3 3.2/3.3 1287 
3-1a/3-3 3.2/3.3 1286 
3-4 3.3 1202 
3-1a 3.2 1206 

3-3 3.3 1207 
3-3/3-4 3.3 2282 
siehe iso-Amylformiate 
siehe iso-Butanol 
siehe iso-Buttersäure 
siehe iso-Buttersäureanhyarid 
3-1a 3.2 1213 
3-1a 3.2 2393 
3-3 3.3 2528 
3-3 3.3 2283 

siehe i so-Doaecan 
siehe iso-Propanol 
3-1a 3.2 2403 
3-1a 3.2 1220 
3-3 3.3 2405 
3-1a 3.2 2406 
3-1a 3.2 2409 
3-3 3.3 1130 
3-4 3.3 1272 
3-3 3.3 1223 
3-3 3.3 2325 

3-3 3.3 2293 

3-3 3.3 1233 
3-3 3.3 2053 

1-Methylbutan-2-on 3-1a 3.2 2397 
lethyl-n-butyrat 3-1a 3.2 1237 
lethyl cyc 1 ohexan 3-1a 3.2 22g6 
lethylcyclohexanon 3-3 3.3 2297 
lethyl glykol 3.3 1188 
lethylglykolacetat 3-3 3.3 1189 
:Glykolmonoäthylätheracetat) 
i-Methylhexan-2-on 3-3 3.3 2302 
lethyli sobutyl keton 3-1a 3.2 1245 
lethylisovalerat 3-1a 3.2 2400 
1ethyl propi onat 3-1a 3.2 1248 
1ethyl propyl keton 3-1a 3.2 1249 
1lpha-Methyl styrol 
(Isopropenylbenzol), 

3-3 3.3 2303 

;tabili s i ert 
~-Methylvaleralaehyd 3-1a/3-3 3.3 2367 
(alpha-Methylvaleraldehyd) 
1-Nonan und Isomere 3-3 3.3 1920 
1-0ctan una Isomere 3-1a 3.2 1262 
1-0ctan-1-ol 3-4 
'a ra 1 aehya 3-1a/3-3 3.3 1264 
~ ,4-Pentanai on 3-3 3.3 2310 
(Acetylaceton) 
!lpha-Pinen 3-3 3.3 2368 
'iperiain 3-5 3.2 2401 
n-Propanol 3-5 3.2 1274 
i so-Propanol 3-5 3.2 1219 
iso-Propenylacetat: siehe Isopropenylacetat 
n-Propylacetat 3-1a 3.2 1276 
iso-Propylacetat: siehe Isopropyl acetat 
n-Propyl benzol 3-3 3.3 2364 
iso-Propylbenzol: siehe Cumol 
iso-Propylbutyrat: siehe Isopropylbut.vrat 
Propylenaichlorid 3-1a 3.2 1279 
iso-Propylisobutyrat: siehe Isopropylisobutyrat 
iso-Propylpropionat: siehe Isopropylpropionat 
Pyrroliain 3-5 3.2 1922 
Schieferöl 3-1a/3-3 3.2/3.3 1288 
Solvent Naphtha 3-1a/3-3 3.2/3.3 1256 
Steinkohlenteernaphtha 3-1a/3-3 3.2/3.3 2553 
Styrol Monomere, 3-3 3.3 2055 
stabilisiert (Vinylbenzol) 

Auflagen/ 
Bemerkunq 

X 

X 
X 
X 
X 

X 
X 
X 

X 

8, X 

X 
X 

X 

X 
B 

X 
X 
X 
H, X 

X 
X 
X 
X 
X 
X 

X 
X 

X 

X 
X 

X 
X 
X 
X 
X 
X 

X 
X 
X 

X 
X 

X 

X 
X 
ll 
X 
X 

X 
X 
B, X 
B, X 

X 

X 

A, C, X 

X 
X 
X 
X 
X 

Stoffbezeichnung 

Terpentin 
Terpentinölersatz 
n-Tet raaecan 
1,2,3,6-Tetrahydrobenz-
aldehyd 
Tetrahydronaphthalin 
(Tetralin) 
Tetrapropylen 
( P ropyl entet ramer) 
Thiophen 

· Toluol 
1,3,5-Trimethylbenzol : 
Trimethylphosphit 
Tripropylen 
n-Unaecan 
Valeraldehyd 
Verschnitt-Bitumen 
(Asphalt oder Bitumen, 
Xylole 

Rin/ADR 
GGVE/GGVS 
Klasse­
Ziffer 

3-3 
3-3 
3-4 
3-4 

3-4 

3-3 

3-1a 
3-1a 

Gefahrqut- UN­
VSee Nr. 
(I MDG-Code) 
Klasse 

3.3 1299 
3.3 1300 

3.3 2498 

3.3 2850 

3.2 2414 
3.2 1294 

siehe Mesitylen 
3-3 3.3 2329 
3-3 3.2 2057 
3-4 3.3 2330 
3-1a 3.2 2058 
3-3/3-4 3.2/3.3 1999 

Teere) 
3-3 3.2/3.3 1307 

Aufl aqen/ 
Bemerkunq 

X 
X 

X 
X 

X 
X 

X 
X 

Sofern nicht anaers anqeqeben, wird Oie Füllqut-Werkstoff-Verträqlich­
keit bis zu einer mittleren Temperatur an der Tankwand von höchstens 
300 C als qeqeben anqesehen. 
Kurzeitiqe Erwärmunqen bis höchstens 500 C sina dabei berücksichtiqt. 

Grundsätzlich dürfen alle Stoffe, oiemit Wasser nicht beliebiq misch­
bar sind, keine wäßriqe Phase ausscheiden! 

A: wasserfrei 
B: chloriafrei 
C: säurefrei (pH-Wert 6,5 - 8,5) 
E: frei von Beimenqunqen, ausgenommen notwendiqe Stabilisatoren 

Weitere Auflagen: 

H: Die Tanks sind so zu befördern bzw. zwischenzulagern aaß eine 
extreme Aufheizunq aurch klimatische Einflüsse vermi~den wird 
(Flüssiqkeitstemperatur an aer Tankwand max. 300 c) . 

X: Nicht zugelassen zur Beförderung nach GGVE/GGVS 

Y: Nur zugelassen zur Beförderunq nach GefahrgutVSee 

ZULASSUNGSSCHEIN 
für das Baunuster eines Tank.=ntainers 

mit der Zulassungsm.mrer 
D/53 285/TC 

1. Hiermit wird nach 

- Verordnung über die Befi:irderung gefährlicher Güter auf der Straße 
(GGVS) in der Fassung der Bekanntrra.chung van 29. Jwll. 1983 (BGBL 
I, S. 905) 
- insbescndere Anhang B.lb. -, 

- Dlropäisches Übereinkannen van 30. September 1957 über die inter-
naticnale Befi:irderung gefährlicher OOter auf der Straße (ADR) van 
18 • .1\llgust. 1969 (BGBl.. II, S. 1489) mit Anlagen A und B van 04. 
Noveni:>er 1977 (BGBL II, s. 1190) in der Fassung der 6. ADR­
Änderungsverordnung van 22. Dezeni>er 1983 (BGBL II, S. 827) 
- insbescndere Anhang B. lb -, 

- Verordnung über die Befi:irderung gefährlicher Güter mit der Eisen-
bahn (GGVE) in der Fassung der Bekanntrra.chung van 22. Jwll. 1983 
(BGBl. I, S. 827) 
- insbescndere Anhang X -, 

- Internaticnale Ordnung für die Befi:irderung gefährlicher Güter mit 
der Eisenbahn (RIO), Anlage I zrn> Internationalen Übereinkarmen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) van 09. September 1977 
(BGBL II, s. 778) in der Fassung der 4. RID-Änderungsverordnung 
vom 03 . Jwll. 1983 (BGBl. II, S. 386) 
- insbescndere Anhang X -, 

- Gesetz zu dern Übereinkcmnen van 02. Dezember 1972 über sichere 
Container-csc- van 10. Februar 1976 (BGBL II, s. 253) in der Be­
kanntrra.chung der Neufassung van 27. Januar 1977 (BGBl. II, s. 41) 

der Fima 

Transnuklear Qnl:ti, 6450 Hanau 11 

für das in der Anlage (Prüfbericht des Gemanischen Lloyd van 13. 
Februar 1984, FC-Nr. 2838/03 einschließlich Anlagen) beschriebene 
Baunuster eines Tank.CXXl.tainers 

- Hersteller: 
Ble1.wrrk Goslar QnJ:ti & CoKG, 3380 Goslar 1 

- TypenJ?ezeichnung des Herstellers: BG 12-R 
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- Tankcontainerdaten: (ISO 20' X 8' X 7') 

Länge: 6058 nm, Breite: 2438 nm, l:f:ihe: 2134 nm 
Tankvolunen ca. 10 000 1, Eigengewicht ca. 16 300 kg, 
zul. Gesamtgewicht: 30 480 kg (UIC: 24 000 kg, ISO: 20 320 kg), 
rnax. Betriebsdruck: drucklos 
Prüfdruck: 4,5 bar (Überdruck), 
Ta.nJco.erkstoff: R St 37-2 (1.0038) 
Tankinnenauskleidung: PITDF 

- Zeichnungen des Herstellers: 

83-1-6746.00 
83-l-6746.0la 

83-1-6746.10 
83-1-6746.03 

vom 01.06.1983 (Zusammenstellung) 
vom 04.08 . 1983 (Innenbehälter mit PVDF­

Auskleidung) 
vom 25.05.1983 (Containerrannen) 
vom ll.05.1983 (Mannlochdeckel) 

die Zulassung zur Beförderung von 

radioaktiven Abfallstoffen in flüssiger Fenn (LSA I) 
GGVS/ADR/WJE/RID - Klasse 7 Blatt 5 
(GGVS/ADR - Rn 2703; WJE/RID - Rn 703) 

erteilt. 

2. E:.s wird hiermit bescheinigt, daß das nach dem beigefügten Prüf­
bericht einschließlich Anhängen (Anlagen) gefertigte Baunuster eine>. 
Tankcontainers für die Beförderung der unter 1. aufgeführten gefähr­
lichen Güter geeignet ist und den Ausrüstungsvorschriften der/des 
GGVS/ADR/WJE/RID/CSC entspricht. Weiterhin sind die ~laßgaben des 
UIC-Merkblattes 592-1 sowie die der ISQ-E)npfehlung 1496/3 erfüllt. 

3. Nebenbestinmungen 

3.1 Die Tankcontainer sind nach den mit dem Prüfvermerk versehenen 
Unterlagen herzustellen. 

~ .2 Jeder nach dieser Baumusterzulassung hergestellte Tankcontainer 
ist erstrralig vor Inbetriebnahrre und dann wiederkehrend alle 2 1/2 
Jahre den nach den unter 1. genannten Rechtsvorschriften vorge­
schriebenen Prüfungen zu unterziehen. Die Tankcontainer dürfen für 
den Verw'!ndungszlr.eek nach dieser Baunusterzulassung nur benutzt ~~er­
den, ~oenn der für die Prüfung zuständige Sachverständige bescheinigt 
hat, daß die Tankcontainer und ihre Ausrüstung dieser Zulassung ent­
sprechen bzw. daß die vorgeschriebenen Prüfungen den Vorschriften 
entsprechende Ergebnisse erbracht haben. 

3.3. Jeder Tank ist mit dem Tankschild nach Zeichnungs Nr. 83-2-
. 6746.19a vom 22.08.1983 zu versehen. Lerüber hinaus ist jeder Tank­
container mit den übrigen Angaben nach den unter 1. genannten 
Rechtsvorschriften zu kennzeichnen. 

3.4 Sonstiges 

Abdrucke der Bescheinigungen nach 3. 2 sind der BAM innerhalb eines 
Jahres einzureichen. Über Reparaturen an den nach dieser Zulassung 
gefertigten Tankcontainern sind Aufzeichnungen zu :führen und minde­
stens 10 Jahre aufzubewlhren. Die Tanks sind gut sichtbar an beiden 
Längsseiten in fi:ihe der Mittellinie mit der Zulassungsrumner 

D/53 285/TC 
zu kennzeichnen. 

Die Schriftrolle muß mindestens 50 nm betragen. Über dieser zu­
lassungsnurmer sind in gleicher Schriftrolle die Buchstaben B A M an­
zubringen. 

3.5 Diese Zulassung wird unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufes erteilt. Sie gilt längstens bis zum 09.04.1994. 

4. Festiegur>:;J der Kennzeichnung nach CSC: 

Die Tankcontainer sind entsprechend der unter 1. genannten Rechts­
vorschrift (CSC) mit der Zulassungs Nr. D-Bl\M-134/285/84 und dem 
Hersteller-Identifizierungskennzeichen 

zu versehen. 
BG 12- R 

1000 Berlin 45, den 10. April 1984 
Unter den Eichen 87 

BlNDESI\NSl'ALT FÜR MI'.TERIALPIÜFlNG 

Fachgrufpe 1. 5 
Gefahrgutumschließungen 
aus Metallen 
im Auftrag 

/;.~ 
Dr.-Ing. v. Neumann 

Laboratorium 1.51 
Transportl:leJ:Iä1 ter 
für Gefahrgut 
in Vertretung 

tfL-'c C...c 

Dipl.-Ing. A. Ulrich 

Sachbearbeiter: Dipl.-Ing. Ulrich, Dipl.-Ing. w.-D. Mischke 

Anlagen: Rechtsmittelbelehrung, Prüfbericht 

(Diese Zulassung besteht aus 4 Seiten auf Blatt 1 und 2) 

Bekanntmachung von Zulassungsscheinen für die Verpackungsbauarten zum Transport 
gefährlicher Güter 

BUNDESANSTALT(~)MATERIALPRÜFURG 
ZULASSUNGSSCHEIN 
Rr. D/03 1886/3Hl 

fi.ir die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährll eher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
1.1 § 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Ahschnitt 10 der 

Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 19A2, S. 1113 ff.). 

1.2 Ziffer 1 der 5. Änderung der Ausnahmegenehml.gun~ Nr. See 4/76 des 
Hundesministers für Verkehr vom 18.11.1982. 

2. Antragsteller 
SULO Eisenwerk 
Streuher & Lohmann GmbH & Co. KG 
Waltger.tstraße 29-37 
4900 Herford 

3. Beschreibung der Bauart 
Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen. 
Nennvolumen: 30 1 

4. Anforderungen an dle Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 95 087 Vgab 40 
1. Nachtrag zum Bericht 95 OA7 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Mtnden (Westf.) 
vom 28.08.1981 und 13.10.1982 

einer Bauartpri.i fung entsprechend den ••Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erte! lung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährl !eher Gtiter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 19A2, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefährliche Güter zugelassen: 
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Acrylsäure 
Ameisensäure 
Essigsäure 
EssigsRureanhydrid 

100 % 

Flußsäure bis 
Kieselfluorwasserstoffsäure 
Methacrylsäure 
Phosphorsäure bis 
Propionsäure 
Salzsäure bis 
Schwefelsäure 
Thioglykolsiiure 

Cyanamidlösung, 

bis 

eingestuft unter 
"'Flüssigkeiten, ätzend, n.a.g. 

Formaldehydlösung 
Hydrazinlösung 
Kalilauge 
Natronlauge 
White Spirit, 
eingestuft unter 
··Erdölerzeugnisse"' 
Netzmittellösung, 
eingestuft unter 

bis 
bis 
bis 
bis 

60 % 

85 % 

38 % 
95 % 

40 % 
64 % 
50 % 
50 % 

"'Flüssigkeiten, ätzend, n.a.g. "5 % 
Flüssigfarhen der BASF AG, 
gemRß Rezepturen der Zulassungsakte; 
Einstufung unter 
""Entzündbare Flüssi~keiten, 
Zubereitungen, n.a.g. •• 
"'Farben und Farbstoffzwischenprodukte, 
giftig, fltissig, n.a.g." 

Stoffseite 
der Anlage UN-Nr. 
zur GGVSee 

8108 2218 
8227 1779 
3502 1842 
8101 1715 
8237 1790 
8226 1778 
8247 2531 
8265 1805 
8286 1848 
8236 1789 

8310/8311 1830 
8320 1940 

8182 1760 

9113 2209 
8233 2030 
8283 1814 
8304 1824 

362'> 1300 

8182 1760 

3598 1142 

6226 1602 



und 
"Farbstoffe und Farbstoffzwischenpro-
dukte, l!tzend, flüssig, n.a.g. ·· 8212 2801 
Für das Füllgut Flußsäure diirfen die Kunststoffgefiiße nach 
Ziffer 3 höchstens 2 Jahre im Seeverkehr verwendet werden. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart diirfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 3Hl/Y 1,8/ ••••••..••••• /D/995/ ••...•••••.••••••.••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen fiir die unter Nr. 5 
genannten gefänrlichen Güter verwendet werden. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin""(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 26.10.1983 
BUNDESANSTALT Fim MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
:eilung 3 
tanische Stoffe 

I. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

1-Az.: 3.3/3968 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BO!IDKSAJISTALT rllJt IIATKRIALPRIJrORG 
(BAll) 

ZULASSORGSSCHBIR 
Rr. D/03 2013/lAl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Gottlieb Duttenhafer KG 
Bahnhofstraße 100 
D-6733 Haßloch I Pfalz 
Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit festem Oberboden und Fülloffnung. 
Nennvolumen: 60 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623 
Die 70 mm-Fülloffnung wird mit einem Sicherheitsverschluß gemäß 
V5-70 DIN 6643 (Fassung 2/72) verschlossen. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 82/7338-4 
des Zentralbereichs Ingenieur-Verwaltung 
AP Werkstofftechnik und Anlagensicherheit, Packmittelprüfung 
der Bayer AG, 5090 Leverkusen 
V01ß 25.05.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den ""Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ lAl/ X I ............. /D/1397 I .................... . 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,0 g/cm3 nicht überschreiten. 
8.4 Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vor­

handener Gase) der Füllgüter bei 55 •c darf 1, 6 bar Überdruck 
nicht überschreiten. 

8 . 5 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt 
sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschei n liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im ""Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht . 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papler,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr . H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BAM-Az .: 3.315506 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

BO!IDESAJISTALT riJR IIATKRIALPRIJrURG 
(BAll) 

ZULASSURGSSCREIR 
Rr. D/03 2014/lAl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der l. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Gottlieb Duttenhafer KG 
Bahnhofstraße 100 
D-6733 Haßloch I Pfalz 
Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit festem Oberboden und Fülloffnung. 
Nennvolumen: 60 1 
Werkstoff : St 1203 DIN 1623 
Die 70 mm-Füllöffnung wird mit einem Sicherheitsverschluß gemäß 
V5-70 DIN 6643 (Fassung 2172) verschlossen. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, rlie gemäß 

Bericht 82/7338-5 
des Zentralbereichs Ingenieur-Verwaltung 
AP Werkstofftechnik und Anlagensicherheit, Packmittelprüfung 
der Bayer AG, 5090 Leverkusen 
vom 25.05.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den ""Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -·· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

CD lAll X I . .... . ..... . . IDI1398/ ••.••••. • .....•.• • .. • 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschrlfte~ der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8 .2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 
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8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,0 glcm3 nicht überschreiten. 
8.4 Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vor­

handener Gase) der Füllgüter bei 55 •c darf 1, 6 bar tlberdruck 
nicht überschreiten. 

8.5 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Bef8rderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mittetlungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FtiR MATERIALPRtiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BAM-Az.: 3.315507 

BOIIDI!SABSTALT FIJR IIATI!I.IALPI.IlPURG 
(IWI) 

ZOLASSUIGSSCRJ!IW 
Rr. DI03 2015/1A2 

für eine Bauartreihe zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Friedrich Wilhelm Herrmann 
6367 Karben 1 

3. Beschreibung der Bauartreihe 
Fässer aus Stahlblech mit abnehmbarem Oberboden. 
Der innere Durchmesser der Fässer dieser Bauartreihe beträgt 
355 mm. Bei gleichbleibendem Durchmesser betragen die Nennvolumina 
der Fässer entsprechend den unterschiedlichen Höhenabmessungen 
40 1 bis höchstens 70 1. 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623 
Der Deckel wird mit einem Spannring mit Hebelverschluß nach DIN 
6644 (Fassung 2172) verschlossen. 

4. Anforderungen an die Bauartreihe 
4.1 Die Bauartreihe muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 97 234 Vgab 50 und 
1. Nachtrag zum Bericht 97 234 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 13.07.1982 und 29.11.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung . der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Bef8rderung gefährlicher 
Güter mit Seeschiffen - RH 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Voraus­
setzung, daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, 
zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dürfen Verpackungen gefertigt 
werden. Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erfüllt sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten Verpackungen 
sind dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

r::' 1A21 X 1 ••••• •• •••••. IDI2015I ••••• •••••••••••• •••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche GUter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,0 kgll nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 
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9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorg.anisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Bef8rderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FtiR MATERIALPRtiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof, 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316336 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof, 
Dr.-Ing. W. Franke 

BOIIDI!SABSTALT FIJR IIATEI.IALPI.lJrUWG 
(IWI) 

ZULASSUIGSSCRI!IW 
Wr. D/03 2016/lAl 

für die Bauart einer Verpackung zur Bef8rderung gefährlicher GUte 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 dE 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassur 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19! 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff,). 

2. Antragsteller 
Muhr & Sahne 
5952 Attendorn 

3. Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit festem Oberboden und Füllöffnung. 
Nennvolumen: 60 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623 
Die 2"-Füllöffnung wird mit einem Sicherheitsverschluß gemäß VlR: 
DIN 6643 (Fassung 2172) verschlossen. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 950 Vgab 50 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 22.02.1983 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verf~ 
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und d 
Zulassung von Verpackungen für die Bef8rderung gefährlicher GÜt• 
mit Seeschiffen - RH 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 198: 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzun 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werde 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigt 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfül 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen si 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

1AliX-Y-1,8-Z2,21 ............ • IDI2016I .................... . 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechE 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güt 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefal 
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die v< 
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
geordnet sein. 

8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,2 glcm' bzw. 1,8 glcm' bzw. 
2,2 glcm3 nicht überschreiten. 

8.4 Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vo 
handener Gase) der Füllgüter bei 55 •c darf 1,0 bar tlberdro 
nicht überschreiten. 

8.5 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstell• 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenig 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt si 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (r 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Betörder 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt 



Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRliFUNG 

(BAH) 
•teilung 3 
ganische Stoffe 

d. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

M-Az.: 3. 316378 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BDRDESARSTALT FÖR MATERIALPRßFUNG 
(IWI) 

ZULASSURGSSCHEIII 
llr. Dl03 2017/6PB1 

für eine Verpackungsbauartreihe zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
August Pohli GmbH & Co. KG 
Klingelhall 114 
D-5600 Wuppertal 2 - Barmen 
Beschreibung der Bauartreihe 
Kombinationsverpackungen, bestehend aus 
a) je einem Glasballon mit einem Nennvolumen von 25 1, der 
b) von einer Schutzverpackung aus geschäumten Polystyrol umgeben 

ist. 
Anforderungen an die Bauartreihe 

.1 Die Bauartreihe muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 
Bericht 82 532 Vgab 4 alc 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 08.04.1971 sowie 
Bericht 83 414 Vgab 4 alc 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 27.08.1971 und 
Prüfungszeugnis 3.313517182 
der Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin 
vom 31.08.1982 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RH 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

. 2 Die Verpackungen miissen wie in den unter Nr. 4.1 genannten Prüf­
berichten beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Voraus­
setzung, daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfiill t werden, 
zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dürfen Verpackungen gefertigt 
werden. Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erftillt sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

(u\ 6PHliX- Yl,8I ••••••••.•••• IDI2017/ •••••••••.•••.••••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
.1 Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefänrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein • 

• 3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,2 glcm 3 bzw. l,R glcm3 nicht über­
schreiten. 

• 4 Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vor­
handener Gase) der Füllgüter bei 55•c darf 1,0 bar i~erdruck nicht 
überschreiten. 

.5 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen fiir Verpackungen zur Bef!irderung 

.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 

.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 

.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Msterialpriifung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRIIFUNG 

(BAH) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAH-Az.: 3.316399 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BDRDESAIISTALT FÖR MATERIALPRllFUNG 
(BAM) 

ZULASSUNGSSCHEIII 
Hr. D/03 2018/5111 

fiir die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefiihrli eher Giiter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr . .5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen ElnleitunR der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Bischof + Klein 
Verpackungswerke GmbH & Co. 
D-4540 Lengerieb (Westf.) 

3. Beschreibung der Bauart 
Ventilbodensack aus vier Lagen Kraftsackpapier, einer Lage Kraft­
sackpapier mit Polyethylen beschichtet und einem eingearbeiteten 
Polyethylensack. 
Das maximale Füllgewicht des Packstiicks beträgt 25 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 82110 344 
des Zentralbereichs Ingenieur-Verwaltung 
AP Werkstofftechnik und Anlagensicherhelt, Packmittelprüfung 
der Bayer AG, Leverkusen 
vom 14.01.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen fiir die Beförderung gefährlicher Giiter mit See­
schiffen -RH 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, Nr. 232a) 
unterzogen worden sind~ 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriehene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewRnrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 5N1 I Z I ............. IDI2018I •.••.•••.•••••••••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
R.l Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dHrfen fiir gefänrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8. 2 F.ntsprechend der T.eistungsfähigkei t der Verpackung mfissen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppe III zugeordnet 
sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgiiter darf 0,4 kgll, das maximale Füll­
gewicht des Packstiicks 25 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefänrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten . 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FiiR MATERIALPRÜFUNG 

(BAH) 
Fachgruppe 3. 3 Abteilung 3 

Organische Stoffe Papier, Druck, Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316350 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 
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BUNDESANSTALT FÖR MATERIALPRÜFUNG 
(BAM) 

ZULASSU!IGSSCHEIN 
Nr. D/03 2019/5HlC 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 ln Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl . I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
"EUREA"-Verpackungs-GmbH & Co. KG 
Industriestraße 55/57 
4440 Rheine 11 I Mesum 

3 . Beschreibung der Bauart 
Kunststoffsack aus Polypropylen-Bändchengewebe mit 
eingearbeiteten Polyethylensack. 
Das maximale Füllgewicht des Packstücks beträgt 50 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 972 Vgah 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 02.03 . 1983 

einem 

einer Bauartprüfung Mch den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartpriifung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförrlerung gefährlicher Güter mit See­
schiffen -RM 001 -" vom 21.09 . 19~2 (Bundesanzeiger 1982, Nr. 232a) 
unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Rauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen di e fiir die Rauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

f::\ 5H1C/ Y / .......... ... /D/2019/ .... .. .............. . 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Gtiter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung miissen die vor­
gesehenen gefährlichen Gtiter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8. 3 Die Schiittdichte der Füllgiiter darf 1, 3 kg/1, das maximale Fiill­
gewicht des Packstücks 50 kg nicht übers chreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über dl.e Verwendung der Verpackungen demjenigPn, 
der die Verpackungen für Gefahrgut elnsetzt/befüllt, bekannt 
sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Giiter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FiiR MATERIALPRiiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir. u. Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BAM-Az.: 3.3/6369 

BOliDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 
(BAM) 

ZULASSUNGSSCHEIN 
Kr. D/03 2020/5HlC 

fiir die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
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§ 2 Abs. 1 Nr . 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
"EUREA"-Verpackungs-GmbH & Co. KG 
Industriestraße 55/57 
4440 Rheine 11 I Mesum 

3. Beschreibung der Bauart 
Kunststoffsack aus Polypropylen-Bändchengewebe mit 
eingearbeiteten Polyethylensack. 
Das maximale Füllgewicht des Packstücks beträgt 25 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart mu ß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 971 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Mf.nden (Westf.) 
vom 02.03.1983 

einem 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter mit See­
schiffen -RM 001 -" vom 21.09 . 1982 (Bundesanzeiger 1982, Nr. 232a) 
unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewi>.nrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 5H1C/ Y / ............. /D/2020/ ....... .. ......... . . . 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechen( 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefanrliche GüteJ 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfanigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrli chen Giiter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,3 kg/1, das maximale Füll­
gewicht des Packstücks 25 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der ln Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen , 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen , 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind . 

9. Sonstiges 
9.1 Dl e Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I de1 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO: 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderun1 
gefanrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt de 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf· 
fentlicht. · 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRIIFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.3/6370 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir . Prof. 
Dr. - Ing. W. Franke 

BUNDESANSTALT PlJR MATERIALPRÜFUNG 
(IIAM) 

ZULASSU!IGSSCHEIR 
Nr. D/03 2021/1A2 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güt 
mit Sees eh i ff en 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 d 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassu 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Gottlieb Duttenhöfer KG 
Bahnhofstraße 100 
D-6733 Haßloch I Pfalz 

3. Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit abnehmbarem Oberboden und eingesetzt 
Kunststoffgefäß aus Polyethylen. 
Nennvolumen: 30 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623 
Der Deckel wird mit einem Spannring mit Hebelverschluß nach [ 
6644 (Fassung 2/72) verschlossen. 



Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 92 313 Vgab 50 und 
1. Nachtrag zum Bericht 92 512 
der Bundesbahn-Versuebeanstalt Hinden (Westf.) 
vom 24.08.1978 und 08.04.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung , die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefänrlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

1A2/X1,6-Y2 ,4-Z3 ,6/ ••••.•••••••• /D/2021/ ••••••.••.•..• •• ..••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefänrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 
Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 
Die Dichte der FüllgUter darf 1,6 g/cm3 bzw . 2,4 g/!!m3 bzw. 3,6 
g/cm3 nicht überschreiten. 
Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vor­
handener Gase) der FüllgUter bei 55 •c darf 2,0 bar liberdruck 
nicht überschreiten. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisstion (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialpriifung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRiTUNG 

(BAM) 
teilung 3 
~anlache Stoffe 

i. Dir.u.Prof. 
R. Feuerberg 

~-Az.: 3.3/3590 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

IIURD!SAIISTALT rlJR KATER.IALPR.IJFuRG 
(IIAM) 

ZULASSURGSSCBEIR 
Rr. D/03 2022/lAl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 19R2, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
BUdenbender & Co. KG 
5905 Freudenberg-Niederndorf 
Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit festem Oberboden und Füll- und 
Entlüftungsöffnung. 
Nennvolumen: 216,5 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623 
Die 2"-Füllöffnung und 3/4"-Entlüftungsöffnung werden mit Sicher­
heitsverschlüssen gemäß VlR2 DIN 6643 und VlRV4 DIN 6643 
(Fassung 2/72) verschlossen. 
Anforderungen sn die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemKß 

Bericht 90 914 Vgab 51 und 1. Nachtrag zum Bericht 90 914 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 14.06 . 1977 und 15.12.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen ftlr die Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 besch riebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart diirfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

lAl IXl ,6-Y2 ,4-Z3 '6/ ..... .... . ... IDI637 I ....... . ... .. .... . .. . 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefänrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,6 glcm3 bzw. 2,4 glcm3 bzw. 
3,6 glcm 3 nicht überschreiten. 

8.4 Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vor­
handener Gase) der Füllgüter bei 55 •c darf 2, 7 bar Überdruck 
nicht überschreiten . 

8.5 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweishar sicherstellen, 
daß alle Auflagen libe r die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefänrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Re chtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im ··Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin.'(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin , den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.313310 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing . W. Franke 

IIURDESAIISTALT rtiR KATE'RIALPRIJFuRG 
(BAM) 

ZOLASSURGSSCBEIR 
Rr. D/03 2023/1A2 

für die Bauart einer Verpackung zur BeförderunR gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs . l Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Biidenhender & Co. KG 
5905 Freudenberg-Niederndorf 

3. Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit abnehmbarem Oberboden. 
Nennvolumen: 200 1 
Werkstoff : St 1203 DIN 1623 
Der Deckel wird wahlweise mit einem Spannring mit Hebelverschluß 
nach DIN 6644 oder mit einem Spannring mit Schraubverschluß 
(Verschlußschraube Ml0x70) verschlossen. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 100182 
des Ressorts BeschaffunR 
Packmittel-Entwicklung-Eingangskontrolle D 207 
der Hoechst AG, Frankfurt 
vom 07.09.1982 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 - vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
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7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

1A2IYI ••••••.•••••• ID/7841 ••••••••••••••••••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dtirfen für gefährliche GUter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkelt der Verpackung müssen die vor­
gesehenen geflihrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgiiter darf 1,0 kg/1 nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschlffahrtsorganisatlon (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefanrlicher Güter . 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir . Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BAM-Az.: 3.315620 

llli!IDESA!tSTALT FÜR IIATEiliALPltiJruwG 
(IIAM) 

ZULASSUWGSSCR!IK 
Kr. DI03 20241381 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
1.1 § 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 

Allgemeinen f.inleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 19ß2, S. 1113 ff.). 

1.2 Ziffer 1 der 5. Änderung der Ausnahmegenehmigung Nr. See 4176 des 
Bundesministers für Verkehr vom 18.11.1982. 

2. 

3. 

4. 

5. 

Antragsteller 
Elbatainer 
Kunststoff- u. Verpackungsgesellschaft mbH 
Hertzstraße 24-30 
D-7505 Ettlingen 
Beschreibung der Bauart 
Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen. 
Nennvolumen: 60 1 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baum1stern entsprechen, die gemäß 

Bericht 93 861 Vgab und 
1. und 2. Nachtrag zum Bericht 93 861 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 07.10.1980, 26.11.1981 und 03.05.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 - " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefänrliche Güter zugelassen: 

Acrylsäure 
Ameisensäure 
Essigsilure 
Essigsäureanhydrid 
Flußsilure bis 
Kieselfluorwasserstoffsilure 
Methacrylsäure 
Phosphorsäure 
Propionsäure 
Salpetersäure 
Salzsilure 
Schwefelsäure 
Thioglykolsäure 

bis 

bis 
bis 
bis 

100 % 

60 % 

85 % 

55 % 
38 % 
95 % 

Stoffseite 
der Anlage 
zur GGVSee 

8108 
8227 
3502 
8101 
8237 
8226 
8247 
8265 
8286 
8249 
8236 

831018311 
8320 

UN-Nr. 

7218 
1779 
1842 
1715 
1790 
1778 
2531 
1805 
1848 
2031 
1789 
1830 
1940 
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Cyanamidlösung, 
eingestuft unter 
"Flüssigkeiten, ätzend, n.a.g." 

Formaldehydlösung 
Hydrazinlösung 

bis 40 % 
bis 64 % 

8182 

9113 
8233 

1760 

2209 
2030 

Hypochloritlösung bis 160 g Clll 8239 1791 
Natriumchloritlösung bis 40 % 8299 1908 
Wasserstoffperoxidlösung bis 60 % 515215153 2014 
Kalilauge bis 50 % 8283 1814 
Natronlauge bis 50 % 8304 1824 
Chromatierungsmittel 
"TP 630111" und 
"Alodine Nr. 2 P", 
eingestuft unter 
"Flüssigkeiten, ätzend, n.a.g." 8182 1760 
"Chema Glanzbeize", 
eingestuft unter 
"Flüssigkeiten, ätzend, n.a.g. 8182 1760 
White Spirit, 
eingestuft unter 
"Erdölerzeugnisse" 3629 1300 
Für das Füllgut Flußsäure dürfen die Kunststoffgefäße nach 
Ziffer 3 höchstens 2 Jahre im Seeverkehr verwendet werden. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

t;:\ 3HliY 1,8I • •• •••••••••• IDI1089I ••••••••••••••••• • ••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für die unter Nr. 5 
genannten gefährlichen Güter verwendet werden. 

8.2 Der in Nr . 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen üöer die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 24.10.1983 
BUNDESANSTALT FtlR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.315084 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dtr. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

llli!IDESAIISTALT Pll1t IIATEiliALPltiJruwG 
(IIAM) 

ZlJUSSUWGSSCR!IR 
Kr. D/03 2025/381 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güte 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
1.1 § 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 de 

Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassun 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 198 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

1.2 Ziffer l der 5. Änderung der Ausnahmegenehmigung Nr. See 4176 de 
Bundesministers für Verkehr vom 18.11.1982. 

2. Antragsteller 
ELBATAINER 
Kunststoff- und Verpackungs­
gesellschaft mbR 
Hertzstraße 24-30 
D-7505 Ettlingen 

3. Beschreibung der Bauart 
Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen. 
Nennvolumen : 30 1 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 86 073 Vgab 4c I Anl. C-2 
und 1., 2., 3. und 4. Nachtrag zum Bericht 86 073 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 



vom 30.10.1974, 17.01.1978, 25.08.1978, 30.11.1978 
und 08.07.1981 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der BauartprUfung, die Ertel.lung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefllhrl icher GUter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefanrliche GUter zugelassen: 

Stoffseite 
der Anlage UN- Nr. 
zur GGVSee 

Acrylsäure 
Ameisensilure 
Essigsäure 
Essigsäureanhydrid 
Flußsäure 

100 % 8108 2'218 

bis 74 % 
Kieselfluorwasserstoffsäure 
Methacrylsäure 
Phosphorsäure bis 
Propionsäure 
Salpetersäure bis 
Salzsäure bis 
Schwefelsäure 
Thioglykolsäure 

Cyanamidlösung, 

bis 

75 % 

55 % 
38 % 
95 % 

eingestuft unter 
"Flüssigkeiten, ätzend, n.a.g." 

8227 
3502 
8101 
8237 
8226 
8247 
8265 
8286 
8249 
8236 

831018311 
8320 

8182 

Formaldehydlösung bis 40 % 9113 
Hydrazinlösung bis 64 % 8233 
Natriumchloritlösung bis 40 % 8299 
Kalilauge bis 50 % 8283 
Natronlauge bis 50 % 8304 
Für das Ftillgut Flußsäure dUrfen die Kunststoffgefälle 
Ziffer 3 hÖchstens 2 Jahre im Seeverkehr verwendet werden. 
Fertigung von Verpackungen 

1779 
1842 
1715 
1790 
1778 
2531 
1805 
1848 
2031 
1789 
1830 
1940 

1760 

2209 
2030 
1908 
1814 
1824 

nach 

Nach der zugelassenen Bauart dlirfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die fiir die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

:;) 3Hll Yl,8 I ............ . IDI1209I •••.•••••••.•...••••• 
(Herstellungs­

jahr) 
(Name oder Kennzeichen 

des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und 'entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dUrfen für die unter Nr. 5 
genannten gefährlichen Güter verwendet werden. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen fiir Gefahrgut e.insetztlbefüllt, bekannt sind . 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefanrlicher GUter. 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 

i Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt fUr MaterialprUfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

:eilung 3 
~anlache Stoffe 

1. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

~-Az.: 3 . 315394 

Berlin, den 03.11.1983 
BUNDESANSTALT Flm MATERIALPRtiFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BD'RD!SARSTALT JPIJJt IIAT!RIALPJtUFmiG 
(BAll) 

ZULASSURGSSCH!IR 
Rr. DIOJ 2026I3Rl 

fUr die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher GUter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
1 § 2 Äbs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 

Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2 Ziffer 1 der 5. Änderung der Ausnahmegenehmigung Nr. See 4176 des 
Bundesministers für Verkehr vom 18.11.1982. 

2. Antragsteller 
ELBATAINER 
Kunststoff- und Verpackungs­
gesellschaft mbH 
Hertzstraße 24-30 
D-7505 Ettlingen 

3. Beschreibung der Bauart 
Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen. 
Nennvolumen: 20 1 

4. Anforderungen an die Bauart 

5. 

Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 
Bericht 86 070 Vgab 4c I Anl. C-2 
und 1. Nachtrag zum Bericht 86 070 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 25.10.1974 und 05.01.1978 

einer BauartprUfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefährliche Güter zugelassen: 

Stoffseite 
der Anlage UN-Nr. 
zur GGVSee 

Ameisensäure 8227 ---rr79 
Flußsäure bis 74 % 8237 1790 
Kieselfluorwasserstoff säure 8226 1778 
Phosphorsäure bis 85 % 8265 1805 
Salpetersäure bis 55 % 8249 2031 
Salzsäure bis 38 % 8236 1789 
Schwefelsäure bis 95 % 831018311 1830 

Formaldehydlösung bis 40 % 9113 2209 
Hydrazinlösung bis 64 % 8233 2030 
Natriumchloritlösung bis 40 % 8299 1908 
Kali lauge bis 50 % 8283 1814 
Natronlauge bis 50 % 8304 1824 
Für das Füllgut Flußsäure dürfen die Kunststoffgefälle nach 
Ziffer 3 höchstens 2 Jahre im Seeverkehr verwendet werden. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertIgten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

G) 3H11 Yl ,8 1 ... • • •....... IDI1206I •.•...••••••••••••... 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für die unter Nr. 5 
genannten gefanrlichen Güter verwendet werden. 

8.2 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorgantsation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefanrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung , Berlin·' (ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 03 . 11.1983 
BUNDESANSTALT FtiR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.315391 

Dir. Prof. 
Dr. - lng. w. Franke 

BURDESARSTALT rtiR IIAT!ItiALPRIJrURG 
(BAll) 

ZULASSUBGSSCBEIR 
Rr. Dl03 20271182 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 

1.1 § 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
A ,,,.. ................... ,..,....,,.,.., .. "no rler Anlaae der GefahrautVSee in der FassunJil: 
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der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

1.2 Ziffer 1 der 5. Änderung der Ausnahmegenehmigung Nr. See 4176 des 
Bundesministers für Verkehr vom 18.11.1982. 

2. Antragsteller 
Mauser Werke GmbH 
Schildgesstraße 71-163 
5040 Brühl 

3. Beschreibung der Bauart 
Freitragendes Kunststoffaß aus Polyethylen, mit abnehmbarem 
Deckel. 
Nennvolumen: 60 1. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 94 528 Vgab 40 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 13.10.1980 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind . 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefänrliche Güter zugelassen: 

Phosphorpentachlorid 

Cysnamid, 
eingestuft unter 

Stoffseite 
der Anlage 
zur GGVSee 

8270 

UN-Nr. 

"Ätzende Stoffe, fest, n.a.g. 8183 1759 
6a Fertigung von Verpackungen 

Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewli'hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
aind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ lH2/ Y ; ...... .... .. . /D/8271 .................... . 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendurig der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für die unter Nr. 5 
genannten gefährlichen Güter verwendet werden. 

8.2 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten NatIonen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefänrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, rlen 03.11 . 1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BAM-Az. : 3.3/3739 

Btnm!SABSTAL T l'ÖB. IIA T!R.IALPJ.t!FuJiG 
(IIAK) 

ZULASSDWGSSCB!IK 
Rr. D/03 20281381 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs .• 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
VKT Verpackung & Kunststofftechnik 
Eisenberg GmbH & Co. KG 
D-6 719 Eisenberg 

3. Beschreibung der Bauart 
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Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen. 
Nennvolumen: 30 1 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 87 743 Vgab 4c - 2 
und 1. Nachtrag zum Bericht 87 743 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 05.09.1975 und 30.11.1978 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefänrliche Güter zugelassen: 

Stoffseite 
der Anlage UN-Nr. 
zur GGVSee 

Wasserstoffperoxidlösung bis 60 % 5152/5153 ~ 
6. Fertigung von Verpackungen 

Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewä'hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

CD 3H11 y / ••••••••••••. /DI1160/ ••• ,., .•••••••.•••••• 
(Herstellungs­

jahr) 

8. Verwendung der Verpackungen 

(Name oder Kennzeichen 
des Herstellers) 

8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für die unter Nr. 5 
genannten gefä'hrlichen Güter verwendet werden. 

8.2 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Befördert..,~ 

gefa'hrlicher Güter. 
9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bel. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt de1 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf· 
fentlicht. 

Berlin, den 03.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.315261 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BUIID!SABSTALT rtlJ. IIAT!J.IALPJ.tlrlJifG 
(IIAK) 

ZULASSIJICSSCII!IR 
Ir. D/03 2029/4Gl 

für eine Verpackungsbauartreihe zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Ahs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 de 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassun 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 198 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Europa Carton Aktiengesellschaft 
Spitaler Straße 11 
2000 Hamburg 1 

3. Beschreibung der Bauartreihe 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, 
in die Schachteln aus Pappe eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauartreihe 
4.1 Die Bauartreihe muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Priifzeugnis Nr. 25812 
der Europa Carton AG, Hamburg 
vom 26.11.1982 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren d< 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassu1 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit Se• 
schiffen RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 198: 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in den unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericl 
ten beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Vorau 
setzung, daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werde· 
zugelassen. 



Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dürfen Verpackungen gefertigt 
werden. Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erfüllt sind . 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten Verpackungen 
sind dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

4Gl/Y/ •• •••• • •• •• .• /D/2029/ •••• • • •••• ••• • ••••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulßssig sind. 
Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III zu­
geordnet sein. 
Das Bruttogewicht der Verpackung darf 12,5 kg nicht 
überschreiten. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart reihe entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I 
der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation 
(IMCO) festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur 
Beförderung gefänrlicher Güter. 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht . 

Berlin , den 03.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
:eilung 3 
:anlache Stoffe 

!. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

1-Az.: 3.3/5902 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BDRD! SAKSTALT riJa IIAT!IllALPJliJrmrG 
(IWI) 

ZULASSDRGSSCB!IW 
wr. D/03 2030/4Gl 

'ür eine Verpackungsbauartreihe zur Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1 . See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S . 1ll3 ff.). 
Antragsteller 
Rhein - Main - Wellpappe 
6234 Rattereheim 1 
Beschreibung der Bauartreihe 
Kisten aus zweiwelliger Wellpappe mit einem eingesetzten Kunst­
stoffsack. 
Anforderungen an die Bauartreihe 
Die Bauartreihe muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfberichte 844/82 und 845/82 
der Forschungsstelle des Verbandes 
der Wellpappen-Industrie e . V., Darmstadt 
vom 22.12.1982 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackungen müssen wie in den unter Nr. 4.1 genannten Prüf­
berichten beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr . 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Voraus­
setzung, daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, 
zugelassen . 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dürfen Verpackungen gefertigt 
werden . Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erfüllt sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten Verpackungen 
sind dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

4Gl/X/ •••••.••••••• /D/2030/ •• .•• • ••••••• • • • ••••• 
(Her stellungs- (Name oder Kennzeichen 

j ahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpack ungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wen n für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpack ungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leis t ungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der F üllgüter darf 0,65 kg/1, 
das Bruttogewicht der Verpackungen 35 kg bzw. 45 kg nicht über­
schreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauartreihe entsp richt den von den Vereinten Nationen (UN) I 

der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation 
(IMCO) festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur 
Beförderung gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungssche i n liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 03.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpsckung 

Ltd. Dir . u . Prof. 
Dr . H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.3/6344 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BDRDESAIISTALT riJa I!IAT!IllALPRIJFowG 
(IWI) 

ZULASSUIIGSSCREIW 
Rr. D/03 2031/5Wl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Papierverarbeitung Sachsa GmbH 
Südstraße 4-6 
3426 Wieda 

3. Beschreibung der Bauart 
Ventilbodensack aus einer Lage Leichtkrepp-Kraftsackpapier, zwei 
Lagen Kraftsackpapier , einer Lage bituminiertem Kraftsackpapier 
und einem eingearbeiteten Polyehtylensack. 
Das maximale Füllgewicht der Verpackung beträgt 25 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 466 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 17.01.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilurig der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefänrlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr . 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewä"hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7 . Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

5Nl/Z/ •.••••••• • •. • /D/2031/ • • ••• •• .•• • .•. • •••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8 . Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen ftir gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Güter der Verpackungsgruppe III zugeordnet 
sein. 

8. 3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,2 kg/1, das maximale Füll­
gewicht der Verpackung 25 kg nicht iiberschreiten. 
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8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind . 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten . 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei . 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht . 

Berlin , den 03.11 . 1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRtiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BAM-Az. : 3.316362 

IUIID!SA!fSTALT rUJ. IIAT!RIALP!lfJroRc 
(WI) 

ZIJLASSUJIGSSCR!IJJ 
JJr. Dl03 Z03ZI5Kl 

für die Bauart einer Verpackung zur 'Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1 . Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27 . Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Papierverarbeitung Sachsa GmhH 
Südstraße 4-6 
3426 Wieda 

3. Beschreibung der Bauart 
Flachsack aus einer Lage Leichtkrepp-Kraftsackpapier und drei 
Lagen Kraftsackpapier. 
Das maximale Füllgewicht der Verpackung beträgt 25 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 664 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 07 . 01.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 -· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die fiir die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind . 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

5HliY I ...... . ... . . . IDI2032I ••••••• • •••••••• • • • • • 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der FüllgUter darf 1,2 kgll, das maximale Füll­
gewicht der Verpackung 25 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 gensnnte Antragsteller muß nachweisbar sicherst~llen , 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen 'Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
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9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 03.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRtiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck , Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof . 
Dr. H. Feuerberg 

Dir . Prof. 
Dr.-Ing . W. Franke 

BAM-Az . : 3.316363 

I UJI'D!SA!fSTALT(di)II&TUIALPJ.llPUJic: 

ZIJLASSUJICSSCR!IJJ 
JJr. Dl03 Z033I3Rl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1 . Rechtsgrundlagen 
1.1 S 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 

Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

1.2 Ziffer 1 der 5 . Änderung der Ausnahmegenehmigung Nr. See 4176 des 
Bundesministers für Verkehr vom 18.11.1982. 

2. Antragsteller 
Rheinpfälzische Emballagenfabrik 
G. Schonung & Co. 
Industriestraße 69-73 
6730 Neustadt/Weinstraße 

3. Beschreibung der Bauart 
Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen. 
Nennvolumen : 30 1 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 95 258 Vgab 40 und 
Bericht 95 259 Vgab 40 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf . ) 
vom 20.10.1981 und 09 . 10 . 1981 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Gütet 
mit Seeschiffen - RM 001 -· vom 21 . 09 . 1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5 . Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgendE 
gefknrliche Güter zugelassen: 

Stoffseite 
der Anlage UN-Nr . 
zur GGVSee 

Acrylsäure 100 % 8108 22fi! 
Ameisensäure 8227 1779 
Essigsäure 3502 1842 
Essigsäureanhydrid R101 1715 
Flußsäure bis 60 % 8237 1790 
Kieselfluorwasserstoffsäure 8226 1778 
Hethacrylsäure 8247 2531 

Phosphorsäure bis 85 % 8265 1805 
Propionsäure 8286 1848 
Salpetersäure bis 55 % 8249 2031 
Salzsäure bis 38% 8236 1789 
Schwefelsäure bis 95 % 831018311 1830 
Thioglykolsäure 8320 1940 

Cyanamidlösung, 
eingestuft unter 
"Flüssigkeiten, ätzend, n.a.g. 8182 1760 

Formaldehydlösung bis 40 % 9113 2209 
Hydrazinlösung bis 64 % 8233 2030 
Natriumchloritlösung bis 40 % 8299 1908 
Kalilauge bis 50 % 8283 1814 
Natronlauge bis 50 % 8304 1824 
White Spirit, 
eingestuft unter 
"Erdölerzeugnisse" 3629 1300 
Netzmittellösung, 5 % 
eingestuft unter 
"Flüssigkeiten, ätzend , n.a.g." 8182 1760 

1-Methoxypropanol-2, 
eingestuft unter 
"Alkohole , nicht giftig, n .a.g." 3599 1987 

Flüssigfarben der BASF AG 
gemäß Rezepturen der Zulsssungsakte: 



Einstufung unter 
"Entzündbare Flüssigkeiten, 
Zubereitungen, n.a.g. " 3598 1142 
"Farben und Farbstoffzwischen-
produkte, giftig, flüssig, n.a.g. " 6226 1602 
und 
Farbstoffe und Farbstoffzwischen-
produkte, ätzend, flüssig, n.a.g." 8212 2801 

Für das Füllgut Flußsäure dürfen die Kunststoffgefäße nach 
Ziffer 3 höchstens 2 Jahre im Seeverkehr verwendet werden. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 3Hl/ Yl,8 / •.•• • •••••••• /D/2033/ ••••.•..••••.•.•••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für die unter Nr. 5 
genannten gefährlichen Giiter verwendet werden. 
Der in Nr . 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen !iber die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten . 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin''(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 03.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATF.RIALPRÜFUNG 

(BAM) 
teilung 3 
~anlache Stoffe 

i. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

~-Az.: 3.3/5027 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

IIUWDESAIISTALT ri!I IIAT!I.IALPiliJrURC 
(lAll) 

ZULASSUBCSSCREIB 
Kr. D/03 2034/4Gl 

für eine Verpackungsbauartreihe zur Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. lll3 ff.). 
Antragsteller 
Kunert Wellpappe 
Weilpappenfabrik Kunert & Sbnne GmbH & Co. 
Besengaustraße 6 
8740 Bad Neustadt/S. 
Beschreibung der Bauartreihe 
Kisten aus zweiwelliger Wellpappe mit 60 1 und 120 1 Inhalt, in 
die je ein mit Schüttgut befüllter Kunststoffsack eingesetzt ist. 
Das maximale Füllgewicht der 60 I-Verpackung beträgt 25 kg, 
dasjenige der 120 I-Verpackung 50 kg. 
Anforderungen an die Bauartreihe 

.1 Die Bauartreihe muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 
Prüfbericht 7556 001 und 7556 002 
des Ressorts Beschaffung 
BMP - D 207 
der Hoechst AG, Frankfurt 
vom 30.04.1982 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Gliter mit See­
schiffen RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

• 2 Die Verpackungen müssen wie in den unter Nr. 4.1 genannten Prüf­
berichten beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Voraus­
setzung, daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, 
zugelassen. 

6. Fertigung von Verpacku ngen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dlirfen Verpackungen gefertigt 
werden. Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erfüllt sind. 

7 . Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten Verpackungen 
sind dauerhaft und gut: sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

4Gl/Y/ ••.••..•••••• /D/2034/ •.•••••.•.....•.••... 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährll.che Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8. 2 Entsprechend der Leis t:ungs filnigkei t der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 0,4 kg/1, 
das Füllgewicht der 60 I-Verpackung 25 kg und 
das Füllgewicht der 120 I-Verpackung 50 kg nl cht iiberschrei ten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauartreihe entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I 

der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation 
(IMCO) festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur 
Beförderung gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im ''Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 03 .11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

ttd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.3/6028 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BDWDESAHSTALT FÜR MATERIALPRIJruwG 
(BAM) 

ZULASSOBGSSCREIR 
Rr . D/03 2035/4Gl 

für eine Verpackungsbauartreihe zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs . 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der l. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Kunert Wellpappe 
Weilpappenfabrik Kunert & Sbnne GmbH & Co . 
Besengaustraße 6 
8740 Bad Neustadt/S. 

3. Beschreibung der Bauartreihe 
Kisten aus zweiwelliger Wellpappe mit 140 1 und 200 1 Inhalt, in 
die je ein mit Schüttgut befiillter Kunststoffsack eingesetzt ist. 
Das maximale Füllgewicht der Verpackungen beträgt 50 kg . 

4. Anforderungen an die Bauartreihe 
4.1 Die Bauartreihe muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht 7556 003 und 7556 004 
des Ressorts Beschaffung 
BMP - D 207 ' 
der Hoechst AG, Frankfurt 
vom 30.04 .1982 

einer Bauartprüfung nach den "Rf cht linien fiir das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefänrlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackungen müssen wie in den unter Nr. 4.1 genannten Prüf­
berichten beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Voraus­
setzung, daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, 
zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dürfen Verpackungen gefert !gt 
werden. Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erfüllt sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten Verpackungen 
sind dauerhaft und gut sichtbar wie felgt zu kennzeichnen: 
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4Gl/YI ••••••••••••• /D/2035/ •••••••••••••••••••. • 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen fiir gefabrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 0,4 kg/1, 
das Füllgewicht Verpackungen 50 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachwelsbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauartreihe entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I 

der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation 
(IMCO) festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur 
BefHrderung gefabrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsaittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungablatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) ver8f­
fentlicht. 

Berlin, den 03.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRtlFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.315598 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

IUIIIIISAliSTALT rtlJ. IIATIR.IALPI.t!FuwG 
(JIAM) 

ZULASSIJWGSSCRIU 
Rr. D/03 2036/lAl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefabrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung d~r Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Anderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Van Leer Verpackungen GmbH 
Dieselstraße 4-6 
5000 Köln 40 

3. Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit festem Oberboden und Füll- und Entlüf­
tungsöffnung. 
Nennvolumen: 216,5 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623 
Die 2"-Füllöffnung und 3f4"-Entlüftungs8ffnung werden mit Sicher­
heitsverschlüssen gemäß VlR2 DIN 6643 und VlR3A DIN 6643 (Fassung 
2/72) verschlossen. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 95 180 Vgab 51 und 
1. Nachtrag zum Bericht 95 180 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 30.09.1980 und 27.12.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und diE 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güte1 
mit Seeschiffen - RM 001 -· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewabrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen e'füllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

1Al/Xl,6-Y2 ,4-z3 ,6/ •••.••••••••• /D/2036/ ••••••••.•••••••••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Veroackun2en dürfen für gefährliche Güter 
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verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind . 

8.2 Entsprechend der Leistungsfabigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,6 glcm3 bzw. 2,4 glcm3 bzw. 
3,6 glcm3 nicht überschreiten. 

8.4 Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vor­
handener Gase) der Füllgüter bei 55 •c darf 1, 7 bar tlberdruck 
nicht überschreiten. 

8.5 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Natl onen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(1SSN 0340-7551) ver8f­
fent licht. 

Berlin, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT FtlR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az. : 3.316276 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

IUIIII!SAliSTALT rtlJ. IIATiltiALPI.tl!roRG 
(lAll) 

ZULASSORGSSCRIIR 
Rr. DI03 203715Rl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güte 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
S 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 de 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassun 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 198 
(BGBl. I, 1982 , S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Papierverarbeitung Sachsa GmbH 
Südstraße 4-6 
3426 Wieda 

3. Beschreibung der Bauart 
Kreuzbodensack aus vier Lagen Kraftsackpapier und einem eingear­
beiteten Polyethylensack. 
Das maximale Füllgewicht des Packstücks beträgt 25 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 735 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 17.01.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren d< 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulasau1 
von Verpackungen für dif! Bef8rderung gefährlicher Güter mit Se< 
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 198: 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzuni 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6 . Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werde1 
Der Hersteller muß gewabrleisten, daß bei den gefertigt• 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfül: 
sind:-

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen si1 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

5NliYI ••••.•••••••• ID/2037 I ........... ... ...... . 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entspreche 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güt 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefah 
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

R.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vo 
gesehenen gefährlichen GUter den Verpackungsgruppen 11 und 1I1 z 
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,4 kgll, das maximale Fül 
gewicht des Packstücks 25 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstelle 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenige 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt. bekannt sin 



Sonstiges 
.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter . 

.2 Ein Widerru f dieser Zulassung wird vorbehalten. 

. 3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei • 
• 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

bteilung 3 
rganische Stoffe 

td. Dir.u.Prof. 
r. H. Feuerberg 

AM-Az.: 3.316364 

Berlin, den 07 . 11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr . -Ing. W. Franke 

IIUIIDESABSTALT FÜR IIATERIALPiliJrUJIG 
(BAM) 

ZULASSUJIGSSCREIB 
Br. Dl03 2038I5Bl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Giiter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Anderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Papierverarbeitung Sachsa GmbH 
Südstraße 4-6 
3426 Wieda 
Beschreibung der Bauart 
Kreuzbodensack aus vier Lagen Kraftsackpapier und einem eingear­
beiteten Polyethylensack. 
Das maximale Füllgewicht des Packstücks beträgt 50 kg. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 736 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 17 . 01.1983 

einer Bauartprüfung nach den "'Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefa'hrlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 - vom 21.09 . 1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen . 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewa'hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

5NliY I . . ........... IDI2038I •• • •• •• ••••.••••••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind . 

• 2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefa'hrlichen Güter den Verpackungsgruppen li und III zu­
geordnet sein . 

.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,4 kgll, das maximale Füll­
gewicht des Packstücks 50 kg nicht überschreiten • 

• 4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Giiter. 

• 2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten • 
• 3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei . 
. 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialpr üfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin , den 07 . 11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRiiFUNG 

(BAM) 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BAM-Az.: 3 . 316365 

BlJRDESABSTALT FÜR JIIATERIALPRIJruwG 
(BAJII) 

ZULASSUJIGSSCREIB 
Br. DI03 2039I4Gl 

für die Bauart eine r Verpackung zur Beförderung gefa'hrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 i n Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleit u ng der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1 . See-Gefah r gut-Änderungsverordnung vom 27, Juli 1982 
(BGBl. I, 19A2, S. 1 113 ff,), 

2. Antragsteller 
KALL!l -
Niederlassung der Hoechst Aktiengesellschaft 
Rheingaustraße 190 
6200 Wiesbaden 

3. Be schrei hung der Bau art 
Kiste aus zweiweil tger Wellpappe, in die 
ein Kanister aus Po l yehtylen mit einem 
Nennvolumen von höch stens 5 I eingesetzt ist. 

4 . Anforderungen an di e Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Raumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 139183 

4.2 

5. 

6. 

7. 

des Ressorts Beschaffung BeschaffungsViger 
Packmittel-Entwicklung-Eingangskontrolle D 207 
der Hoechst AG, Frankfurt IM. 
vom 25.03.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die F.rteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen fiir die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4 . 1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung , 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden , zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewä'hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen : 

4Gl IX2 ,0-Y3 ,01 • •• , • , •.•.• , • IDI2039I •• ,, , .. , , , • .• , , .. . .. , 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefa'hrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfa'higkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 

8.3 ~ie Dichte der Füllgiiter darf 2 , 0 glcm3 bzw. 3,0 glcm 3 nicht 
uberschrettena 

8.4 Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Parttaldruck evtl. vor­
handener Gase) der Füllgüter bei 55°C darf 1,3 har Uberdruck nicht 
überschreiten . 

8.5 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen 
daß alle Auflagen Über die Verwendung der Verpackungen demjenigen: 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9 . 
9.1 

9.2 
9.3 
9 . 4 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganlsation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht • 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Berltn, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT FiJR MAT!lRIALPRiJFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3. 3 
Papter , Druck ,Verpackung 

Ltd . Dir. u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316368 

Dir . Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 
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1. 

2. 

3. 

4. 
4.1 

4.2 

5. 

6. 

7. 

IIURD!SAWSTALT ~ JIIAT!ItiALPII!JruRG 
(IIAW) 

ZULASSUWGSSCR!IW 
wr. D/03 2040/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
ISAR Wellpappe 
8056 Neufahrn b. Fretsing 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die mit je einem Polyethylen­
sack bestückte Schachteln aus einwelliger Wellpappe eingesetzt 
sind. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 26183 
der Forschungsstelle 
des Verbandes der Wellpappen-Industrie e.V., Darmstadt 
vom 03.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewilnrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen diP. föir die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut stehtbar wfe folgt zu kennzeichnen : 

G) 4G11 Z I ............ . IDI2040I ••••••••••.••••..•••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefanrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfänigkeft der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Güter der Verpackungsgruppe III zugeordnet 
sein. 

8.3 Das Schüttgewicht des Füllgutes darf 0,55 glcm3 , 

das Bruttogewicht der Verpackung 50 kg nicht überschreiten. 
8 . 4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefiillt, bekannt stnd -

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berltn"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BAM-Az.: 3.316371 

IUWD!SAWSTALT rtlJ JIIATI!IIALPII!FuwG 
(BAM) 

ZULASSUICSSCB!IW 
Wr. D/03 2041/4Gl 

fiir die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher GUter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(JIGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
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2. Antragsteller 
ISAR Wellpappe 
8056 Neufahrn b. Freistng 

3. Beschreibung der Bauart 

4. 
4.1 

4.2 

5. 

6. 

7 . 

Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Kunststoff-Eimer mit einem jeweiligen Füllgewicht von höchstens 
5 kg und einem Gesamtfüllgewicht von höchstens 20 kg eingesetzt 
sind. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 27183 
der Forschungsstelle 
des Verbandes der Wellpappen-Industrie e.V., Darmstadt 
vom 03.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren de· 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassun. 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter mit See· 
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werde" 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigte 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüll 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sir 
dauerhaft und gut stehtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

G) 4Gll Z I ............ . IDI204ll ••••••••.••••.••••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entspreche· 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güt 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefah 
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung ~issen die vo 
gesehenen gefährlichen Güter der Verpackungsgruppe III zugeordn 
sein. 

8. 3 Das Schüttgewicht des Fiillgutes darf 1, 0 kg/1, 
das Bruttogewicht der Verpackung 23 kg nicht überschreiten . 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstelle 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenige 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefUllt, bekannt si" 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I c 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (I~ 
festgelegten Priifanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt , 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) verl 
fentlicht. 

Berltn, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.3/6372 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpacku 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

IIUWD!SAWSTALT rDJr. JIIAT!ItiALPII!JruRG 
(BAll) 

ZULASSUIGSSCR!IW 
Wr. D/03 2042/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher G( 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs . 1 Nr . 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fas1 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 
(BGBl. I, 1982 , S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
ISAR Wellpappe 
8056 Neufahrn b . Freising 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe , in die 
Polyethylenbeutel eingesetzt sind . 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 28183 
der Forschungsstelle 



des Verbandes der Wellpappen-Industrie e.V., Darmstadt 
vom 03.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartpriifung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen fiir die Beförderung gefä"hrll.cher GUter mit See­
schiffen RM 001 -·· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind . 

2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

G) 4Gll Z I ............. IDI20421 •.......•••...•••••.. 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
, 1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefä"hrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

. 2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter der Verpackungsgruppe III zugeordnet 
sein. 

. 3 Das Schüttgewicht des Füllgutes darf 1,0 kgll, 
das Bruttogewicht der Verpackung 37 kg nicht überschreiten . 

. 4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganl.satlon (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 

.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei . 
• 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT Fiffi MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
bteilung 3 
rganische Stoffe 

td. Dir.u.Prof. 
r. H. Feuerberg 

AM-Az.: 3.316373 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir . Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BUBDESAl'ISTALT PIIIt !IATER.IALPRIJruRG 
(IIAH) 

ZULASSIJWGSSCBEIR 
Rr. DI03 204314Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefä"hrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19R2 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
ISAR Wellpappe 
8056 Neufahrn b. Freising 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
ein Polyethylensack eingesetzt ist. 
Anforderungen an die Bauart 

.• 1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 
Prüfbericht Nr. 29183 
der Forschungsstelle 
des Verbandes der Wellpapp~en-Industrie e .V., Darmstadt 
vom 03.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrli eher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr . 232a) unterzogen worden sind. 

1.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen warden. 

t. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewilhrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zuge l assenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

CD 4Gll z I ...... ....... IDI2043I •.•••.••••••..•...•.. 
(Herstellungs- (Name oder Kennzel chen 

jahr) des Herstellers) 

8 . Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefänrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkelt der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Güter der Verpackungsgruppe III zugeordnet 
sein. 

8.3 Das Schüttgewicht des Füllgutes darf 0,55 kgll, 
das Bruttogewicht der Verpackung 26 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen Über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut elnsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten . 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amt•- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT Fiffi MATERIALPRiiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papler,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316374 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BURDESARSTALT PIIIt HATEitiALPRIJruRG 
(BAM) 

ZULASSIJWGSSCBEIR 
Rr. D/03 2044I4G1 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefänrlicher Giiter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Bayer AG 
5090 Leverkusen, Bayerwerk 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
mit Weißblechkanistern bestückte 
Vollpappeschachteln eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gem~ß 

Bericht 8219980-4.5 
des Zentralbereiches Ingenieur-Verwaltung 
AP Werkstofftechnik und Anlagensicherheit, Packmittelprüfung 
der Bayer AG, Leverkusen 
vom 02.03.1983 

einer Bauartprtifung nach den "Richtlinien für das VerfahrP.n der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefä"hrlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung , 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

G) 4Gll Y I ............. IDI20441 •••• ................. 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 
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8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzef.chneten Verpackungen dürfen für gefllnrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind . 

8 . 2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Die Dichte des Füllgutes darf 0,95 glcm', 
das Bruttogewicht der Verpackung 8,3 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen BeratP.nden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Priifanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr . H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316379 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BUJU)!SAJISTALT rlJR IIATERIALPRIJrowG 
(IIAJI) 

ZULASSURGSSCHEIW 
Rr. Dl03 204514Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Sees eh i ff en 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27 . Juli 1982 
(BGBl. I, 19~2, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Bayer AG 
5090 Leverkusen, Bayerwerk 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
mit Weißblechkanistern bestückte 
Vollpappeschachteln eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 8219980-4.4 
des Zentralbereiches Ingenieur-Verwaltung 
AP Werkstofftechnik und Anlagensicherheit, Packmittelprüfung 
der Bayer AG, LeverkusP.n 
vom 28.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den ''Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Gliter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind . 

. 4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller m.tß gewiihrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind . 

7 . Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

G) 4Gll Y 1 •.••••....•. • IDI2045I •..••• • •. • •.• • .•••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dlirfen fiir gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind . 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 
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8.3 Die Dichte des Füllgutes darf 0,95 glcm•, 
das Bruttogewicht der Verpackung 7,3 kg nicht überschreiten. 

8 . 4 DP.r in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) /. de 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein ll.egt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt de 

Bundesanstalt für Materialpriifung, Berlin'' (ISSN 0340-7551) veröf 
fentlicht. 

Berlin, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof . 
Dr. H. Feuerberg 

JIAM-Az .: 3.3/6380 

Fachgruppe 3.3 
Papier , Druck,Verpackun@ 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing . W. Franke 

IIUBDESAJISTALT FD!t IIATERIALPRfiruwG 
(lW!) 

ZULASSUBGSSCHEIW 
Kr. DI03 204614Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefänrlicher Giit< 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 do 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassut 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 191 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Bayer AG 
5090 Leverkusen, Bayerwerk 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Kani ster aus Weißblech eingesetzt sind. 

4 . Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 8219980-4.2 
des Zentralbereiches Ingenieur-Verwaltung 
AP Werkstofftechnik und Anlagensicherheit, Packmittelprüfun1 
der Bayer AG, Leverkusen 
vom 28.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren d, 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die ZulassUJ 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit Se• 
schiffen RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 198: 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfherich 
beschrieben verschlossen werden . 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzun. 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werde 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigt 
Verpackungen die fiir die Bauart festgelegten Anforderungen erfül 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen si 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

G) 4Gll Y I ............ . IDI2046I ••••••••••••••••••••. 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8 . Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entspreche 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güt 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefah 
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vo 
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8 . 3 Die Dichte des Füllgutes darf 0,95 glcm•, 
das Bruttogewicht der Verpackung 9,5 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstelle 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenige 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sir 

9. Sonstiges 
9 . 1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I c 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (I~ 

festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur BefHrderung 
9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 



.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei . 
• 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berll n "(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 07.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRiiFUNG 

(BAM) 
.bteilung 3 
lrganische Stoffe 

.td. Dir.u.Prof. 
Ir. H. Feuerberg 

:AM-Az.: 3. 316383 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BDim!SAliSTALT riJR IIAT!B.IALPittiruKC: 
(BAM) 

ZOLASSUJI'GSSCIIEIW 
Rr . DI03 204715BlC 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

. . Antragsteller 
Fritz Kreuz GmbH 
Am Sehepersfeld 58 
4230 Wesel 1 

I. Beschreibung der Bauart 
Ventilsack aus Polypropylen-Bändchengewebe mit einem eingearhei­
teten Polyethylensack. 
Das maximale Füllgewicht des Packstücks beträgt 50 kg. 

'· Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemMß 

Prüfungszeugnis 3.316084 
der Bundesanstalt für Materialprüfung 
vom 27.09.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und di~ Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mft See­
schiffen -RM 001 -"vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, Nr. 232a) 
unterzogen worden sinda 

) . Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen . 

;. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewitnrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen er.füllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 5HlCI Y 1 ••..• •• •••••• IDI20471 • •••.•••.••••••..••.. 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen GÜter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 0,9 kgll, das maximale Füll­
gewicht der Verpackung 50 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwen~ung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefanrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9 . 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt fiir Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Berlin, den 07.11.19R3 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRfiFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir . u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BAM-Az.: 3. 316415 

BDimESARSTALT riJit IIAT!ItiALPRIJruKG 
(BAK) 

ZOLASSUJI'GSSCB!IR 
Rr. Dl03 204g/5BlC 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19R2 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Bischof & Klein 
Verpackungswerke GmbH & Co. 
D-4540 Lengerich (West f.) 

3. Beschreibung der Bauart 
Kunststoff-Ventilsack aus Bändchengewebe mit 
Po lyethy lenbesch i eh tu ng. 
Das maximale Füllgewicht der Verpackung beträgt 50 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 988 Vgah 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 09.03.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtll.nien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter mit See­
schiffen -RM 001 -·· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, Nr. 232a) 
unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dtirfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 5RlC/ Y 1 ••••..•••.•• • ID/20481 ••.• . .•..•........••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen Für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und 111 
zugeordnet sein. 

8. 3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,2 kg/1, das maximale Ftill­
gewicht der Verpackung 50 kg nicht überschreiten. 

R.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen iiber dl e Verwendung der Verpackungen demjenl gen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschlffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefanrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungs~chein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 08.11.1983 
BUNDESANSTALT FiiR MATERIALPRiiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az . : 3.3/6356 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BURDESANSTALT FÜR MAT!ItiALPRtlrowG 
(BA!!) 

ZULASSURGSSCB!IR 
Rr. D/03 2049/lAZ 

für eine Bauartreihe zur Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
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2. Antragsteller 
Muhr & Söhne 
5952 AttendorniWestf. 

3. Beschreibung der Bauartreihe 
Konische Fässer aus Stahlblech mit abnehmbarem Oberboden. 
Der innere Durchmesser der Fässer dieser Bauartreihe beträgt oben 
375 mm, am Boden 345 mm. Bei gleichbleibendem Durchmesser betragen 
die Nennvolumina der Fässer entsprechend den unterschiedlichen 
Honenabmessungen 50 1 bis höchstens 60 1. 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623. 
Der Deckel wird mit einem Spannring mit Hebelverschluß nach DIN 
6644 (Fassung 2172) verschlossen. 

4. Anforderungen an die Bauartreihe 
4.1 Die Bauartreihe muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 97 946 Vgab 50 und 
1., 2. und 3. Nachtrag zum Bericht 97 946 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 05.08.1982, 26 .08.1982, 17.05.1983 und 07.06.1983 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzel ger 
1982, Nr . 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Voraus­
setzung , daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, 
zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dürfen Verpackungen gefertigt 
werden. Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die fHr die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erfüllt sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nsch der zugelassenen Bauartreihe gefertigten Verpackungen 
sind dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

1A2IX-Yl ,5-Z2 ,21 ..... . ....... IDI1456I .................... . 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefänrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,0 kgll bzw. 1,5 kgll bzw. 
2,2 kgll nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauartreihe entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I 

der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation 
(IMO) festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur 
Beförderung gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amt•- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir . u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316445 

Berlin, den 29.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BUID!SARSTALT FÜR KATEIIALPIÖFOWG 
(BAH) 

ZULASSURGSSCREIR 
Rr. Dl03 2050I3Bl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1 . Rechtsgrundlagen 
1.1 § 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 

Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

1.2 Ziffer 1 der 5. Änderung der Ausnahmegenehmigung Nr . See 4176 des 
Bundesministers für Verkehr vom 18.11.1982. 

2. Antragsteller 
Mauser-Werke GmbH 
Schildgesstraße 71-163 
5040 Brühl 
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3. 

4 . 

5. 

6 . 

7. 

Beschreibung der Bauart 
Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen. 
Nennvolumen : 6 1 
Anforderungen an die Bauart 
Dle Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 358 Vgab 40 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 29 . 10.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
r en der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Ve r packungen für die Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefänrliche Güter zugelassen: 

Ätzreiniger 
GS-Zusatz Cupracid 
gemäß Rezeptur der Zulassungsakte, 
eingestuft unter 

Stoffseite 
der Anlage 
zur GGVSee 

UN-Nr. 

"Flüssigkeiten, ätzend, n.a . g. " 8182 1760 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dlirfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewa"hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind . 
Kennzetchnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut siebtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 3Hll Y 1 •• . •..•••••••• , .IDI2050I • •••.• ,., ••.•••••• ,., 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für die unter Nr . 5 
genannten gefährlichen Güter verwendet werden. 

8.2 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen , 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I de1 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO: 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderun1 
gefanrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wlrd vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt de : 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin" (ISSN 0340-7551) veröf· 
fentlicht. . 

Berlin, den 29.11.1983 
BUNDESANSTALT FtlR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof . 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316375 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof, 
Dr.-Ing . W. Franke 

BUKDESANSTALT rtiR IIATEIIALPIIJFuRG 
(BAll) 

ZULASSURGSSCB!IR 
Rr. DI03 2052I1Al 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güt 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 d 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassu 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.) . 

2 . Antragsteller 
Gottlieb Duttenhöfer KG 
Bahnhofstraße 100 
D-6733 Haßloch I Pfalz 

3. Beschreibung der Bauar~ 
Faß aus Stahlblech mit festem Oberboden und einem Kunststoff­
verschluß (2 " ) . 
Nennvolumen: 30 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623. 

4 . Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 93 615 Vgab 50 und 1 . Nachtrag zum Bericht 93 614 



der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 21.08.1979 und 16.06.1983 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher GUter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewä"hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

lAliXl ,6-Y2 ,4-Z3 ,61 ••••••••••••• IDI1540I .•••.•••••••••••••••. 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für geflihrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 
Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III zu­
geordnet sein. 
Die Dichte der Füllgüter darf 1,6 glcm3 bzw. 2,4 glcm3 bzw. 
3,6 glcm' nicht überschreiten. 
Der Gesamtdruck (Dampfdruck einschließlich Partialdruck evtl. vor­
handener Gase) der Fiillgüter bei 55 •c darf 1,3 bar Überdruck 
nicht überschreiten. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt oind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung beL 
Dieser Zulassungsschein wird im ''Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 29.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR HATERIALPRiiFUNG 

(BAM) 
teilung 3 
ganf.sche Stoffe 

d. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

M-Az.: 3.315680 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BUWD!SABSTALT rfut IIAT!R.IALPI.UrmiG 
(BAll) 

ZULASSUKGSSCBEIR 
Rr. D/03 2053llA2 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff,). 
Antragsteller 
Gottlieb Duttenhöfer KG 
Bahnhofstraße 100 
D-6733 Haßloch I Pfalz 
Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit abnehmbarem Oberboden und innerem PE -
Flachsack. 
Nennvolumen: 80 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623. 
Der Deckel wird wahlweise mit einem Spannring mit LU-Verschluß 
oder Hebelverschluß nach DIN 6644 (Fassung 2172) verschlossen. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 770 Vgab 51 
und 1. Nachtrag zum Bericht 98 770 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 24.01.19R3 und 21.07.1983 

einer Bauartprüfung entsprechend den "RichtHnien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung ~efä"hrll.cher 

Güter mit Seeschiffen - RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232 a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen . 

6. Fertigung von Verpaclccungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewä"hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

G) 1A21 Y I ....... - ..... IDI1846I •........•.•..••.•••• 
(Herstel1ungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungs fähigkef.t der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefä"hrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8 . 3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,25 kgll nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachwelsbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut etnsetztlbeflillt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht: den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorgantsation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Rin Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9 . 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amt•- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) verlH­
fentlicht. 

Berlin, den 29.11.1983 
. BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3.3 Abteilung 3 

Organische Stoffe Papter ,Druck, Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316102 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing . 1~. Franke 

BDBDESARSTALT(~)MATERIALPRÜFURG 

ZULASSURGSSCH!IR 
Rr. Dl03 2054I4Cl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Giiter 
mit Seeschiffen 

1 . Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Gehrüder Junghans 
D-7230 Schramberg 

3 . Beschreibung der Bauart 
Kiste aus Naturholz, tn die 
Verpackungsbüchsen aus Polystyrol eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Untersuchungsbericht Nr. 811983 
der DVG-Deutsche Verpackungsmittel-Gesellschaft mbH, 
8505 Rötbenbach a. d. Pegn!tz 
vom lR.03.19R3 

einer Bauartpriifung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Ertellung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6 . Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewä'hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 
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0 4Cll Y 1 •........... . IDI2054I ...•.•..•••.••....••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefänrliche Güter 
verwendet werden, wenn fiir sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrl!chen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 19 kg nicht überschreiten. 
R.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen fiir Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung hei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 29.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRiiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

T.td. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316377 

Fachgruppe 3.3 
Papf.er,Druck,Verp&ckung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BUTIDT!SAl'ISTALT PIJR MATERIALPRIJFuwG 
(BAll) 

ZDLASSURGSSCHEIR 
Rr. D/03 2055/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Ahschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Anderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff. ). 

2. Antragsteller 
Freundorfer GmbH & Co. KG 
Photochemische Fabrik 
SteinerstraBe 11 
D-8000 Miinchen 70 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Flaschen aus Kunststoff mit einem jeweiligen Nennvolumen von 
höchstens 1 1 und einer Gesamtfüllmenge von 16 1 eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 166183 
der Forschungsstelle des 
Verbandes der Wel1pappen-Industrie e.V., Darmstadt 
vom 23.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werdena 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen. sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

0 4G11 X / ••.••.••••.•. IDI2055I ••• .................. 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen diirfen fiir gefitnrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

172 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrl!chen Giiter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeOrdnet sein. 

8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,2 glcm•, 
das Bruttogewicht der Verpackung 20 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berl!n"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentll.cht. 

Berlin, den 29.11.1983 
BUNDESANSTALT FiiR MATERIALPRIIFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.3/6302 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BURDESARSTALT FDl MATT!RIALPRÜFUBG 
(BAJI) 

ZDLASSURGSSCRT!IR 
Rr. D/03 2056/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 det 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassun1 
der 1. See-Gefahrgut-Anderungsverordnung vom 27. Juli 198< 
( BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Freundorfer GmbH & Co. KG 
Photochemische Fabrik 
SteinerstraBe 11 
D-8000 München 70 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Kannen aus Stahlblech eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemnß 

Prüfbericht Nr. 165183 
der Forschungsstelle des 
Verbandes der Wellpappen-Industrie e.V., Darmstadt 
vom 23.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren de: 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassun1 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter mit See· 
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigte 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüll 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die rnoch der •ugel.assenen Bauart gefertigtP.n Verpackungen sin 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt z~ kennzeichnen: 

~ 4G11 X / •.••••.••••.• /DI2056I •••.••••..••••••••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entspreche" 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güte 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr 
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

R.2 Entsprechend der Lei.stungsfänigkeit der Verpackung müssen die vot 
gesehenen gefänrlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis Il 
zugeordnet sein. 

8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,2 glcm', 
das Bruttogewicht der Verpackung 33 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellet 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjeniget 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sin< 



Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen fü r Verpackungen zur Beförderung 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 29.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
teilung 3 
gantsehe Stoffe 

i. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

!1:-Az.: 3. 316303 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BUim!SABSTALT FÜR IIATI!R.IALPRIJrUWG 
(IWI) 

ZDLASSUWGSSCH!IR 
Rr . D/03 2057I4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr . 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19R2 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Freundorfer GmbH & Co. KG 
Photochemische Fabrik 
Steinerstraße 11 
D-8000 ~unchen 70 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Kunststoffkanister mit einem jeweiligen Nennvolumen von höchstens 
5 1 und einer Gesamtfüllmenge von höchstens 30 1 eingesetzt sind. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 164183 
der Forschungsstelle des 
Verbandes der Wellpappen-Industrie e . V., Darmstadt 
vom 23.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr . 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

r::' 4Gll X I ••••••.•••••• IDI2057 I •••••••••••• • •••••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
,l Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für si.e nach den Vorschr iften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

.2 Entsprechend der Leistungsfähigkelt der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis 111 
zugeordnet sein. 

,3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,2 glcm3
, 

das Bruttogewicht der Verpackung 33 kg nicht überschreiten. 
.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachwelsbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbe.füllt, bekannt 
sind. 
Sonstiges 

, 1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 

. 3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 

.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mittetlungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlfn, den 29 . 11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(IIAM) 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BAM-Az.: 3. 316304 

111JRDI!!S.USTALT FÜK IIATI!RIALPRÜIPURG 
(IWI) 

ZULASSUWGSSCHEIR 
Rr. D/03 2058/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 

3. 

4. 
4.1 

4.2 

5. 

6 . 

7. 

Freundorfer GmbH & Co. KG 
Photochemische Fabrik 
Steinerstraße 11 
D-8000 München 70 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
durch Behälter aus geschäumten Polystyrol geschützte Glasflaschen 
mit einem jeweiligen Nennvolumen von höchstens 1 1 und einer 
Gesamtfüllmenge von höchstens 6 1 eingesetzt sind . 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 163183 
der Forschungsstelle des 
Verbandes der Wellpsppen-Industrie e . V., Darmstadt 
vom 23.02.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21 .09 .19R2 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen . 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden . 
Der Hersteller muß gewhnrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart feAtge1egten Anforderungen erftillt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen : 

4G1IX-Yl,8-Z2 ,21 •.... . .. . .... IDI205fll ••.•...••.••.•..... •. 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der T"eistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 

8.3 Die Dichte der Füllgüter darf 1,2 glcm3 bzw. 1,8 glcm' bzw. 
2,2 glcm3

, 

das Bruttogewicht der Verpackung 14 kg nicht überschreiten . 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar s icherstellen 

daß alle Auflagen über .. die Verwendung der Verpackungen demjenigen: 
der die Verpackungen fur Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. 
9.1 

9.2 
9.3 
9.4 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein Uegt eine Rechtami ttelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und M!tteilungshlatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berll n "(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin , den 29.11 . 1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az. : 3 . 316305 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 
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BUIID!SAJISTALT riJI JIIAT!R.IALPI.iJFtJKG 
(BAll) 

ZDLASSURGSSCB!IR 
Rr. D/03 2059/4Gl 

für eine Verpackungsbauartreihe zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. 

2. 

3. 

4. 
4.1 

4.2 

5. 

6. 

7. 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Hubert von Carnap GmbH & Co. 
Balthasarstraße 79 
5000 Köln 1 
Beschreibung der Bauartreihe 
Kisten aus Vollpappe, in die 
mit Blechschachteln befüllte Faltschachteln 
eingesetzt sind. 
Anforderungen an die Bauartreihe 

aus Vollpappe 

Die Bauartreihe muß den Baumustern Nr. 16 entsprechen, die gemäß 
Bericht Eilpe 
der Hubert von Carnap GmbH & Co., Köln 
vom 30.12.1982 

einer Bauartprüfung nach den ''Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackungen müssen wie in den unter Nr. 4.1 genannten Prüf­
berichten beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauartreihe wird unter der Voraus­
setzung, daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, 
zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauartreihe dürfen Verpackungen gefertigt 
werden. Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauartreihe festgelegten Anforderungen 
erfüllt sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten Verpackungen 
sind dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

4GliYI .•••.••.•••• • IDI2059I ••••••••••••••••••••• 
(Herstellungs­

jahr) 
(Name oder Kennzeichen 

des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauartreihe gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III zu­
geordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 33 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauartreihe entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I 

der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation 
(IMCO) festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur 
Beförderung gefänrlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin "(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.3/6218 

Berlin, den 30.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BUIIDESAJISTALT FIIJ. HAT!R.IALPRIJrURG 
(BAM) 

ZDLASSURGSSCB!IR 
Rr. D/03 2060/1A4 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
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2. Antragsteller 
Dynamit Nobel 
Aktiengesellschaft 
5210 Troisdorf 

3. Beschreibung der Bauart 

4. 

5. 

6. 

7. 

Faß aus Stahlblech mit abnehmbarem Oberboden und eingesetztem 
Polyethylensack, nicht wiederverwendbar. 
Nennvolumen: 60 1 
Werkstoff: Schwarzblech 
Der Deckel wird mit einem Spannring mit Hebelverschluß nach 
DIN 6644 (Fassung 2172) verschlossen. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 15 
der Dynamit Nobel AG, Troisdorf 
vom 0'1.12.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefänrlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -· vom 21.09.19112 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232 a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 1A4/ Y I ••••••••••••• ID/20601 ••••••••• •••••••••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfanigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 55 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen uöer die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 30.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316132 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BUIID!SAJISTALT FIIJ. !IAT!RIALPRIJFtJKG 
(BAM) 

ZDLASSURGSSCB!IR 
Rr. D/03 2061/1A4 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 de1 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassun1 
der l. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 198; 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Blechwarenfabrik 
Niederfischbach GmbH 
5241 Niederfischbach 

3. Beschreibung der Bauart 
Faß aus Stahlblech mit festem Oberboden, in dem sich eine Füllöff· 
nung von 240 mm Durchmesser befindet, die mit einem Einsteckdecke: 
und Verschlußring verschlossen wird. 
Nennvolumen: 220 1 
Werkstoff: St 1203 DIN 1623. 



Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 857 Vgab 51 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 24.01.1983 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen fiir die Beförderung gefährlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -·· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232 a) unterzogen worden sind. 

Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewa'hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 1A41 Y / ............. IDI206ll .................... . 
\.V (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährl f ehe Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefa'hrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 0,9 kgll nicht überschreiten. 
.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen fiir Verpackungen zur Beförderung 

.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 

. 3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
,4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 30.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
>teilung 3 
rganische Stoffe 

td. Dir.u.Prof. 
r. H. Feuerberg 

\M-Az.: 3.316322 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BUJIDI!SA!ISTALT r1JR lfATI!RIALPRilFlßiG 
(BAM) 

ZULASSlßiGSSCBI!IK 
Kr. D/03 2062/lGl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
K. Kurz Hessental GmbH & Co. KG 
Karl-Kurz-Straße 36 
D-7170 Schwäbisch Hall-Hessental 
Beschreibung der Bauart 
Faß aus Fiber, mit Boden und Deckel aus Hartfaserplatten und mit 
eingesetztem Polyethylen-Flachsack. 
Nennvolumen: 40 1 
Anforderungen an die Bauart 

.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 
Bericht 99 576 Vgab 80 
der Bundesbahn-Versuchsansalt Minden (Westf.) 
vom 01.09.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind . 

• 2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewa'hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sl.nd 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichneo: 

r::' 1G11 Y 1 .......... ... IDI2062I .................... . 
\.V (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen GUter den Verpackungsgruppen II und Iti 
zugeordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 0,6 kgll nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin "(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 30.11.19ß3 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papfer,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof • 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316487 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BlßiDESA!ISTALT FIIR !IATI!RIALPRilFUNG 
(BAM) 

ZULASSlßiGSSCBI!Ill 
Kr. D/03 2063/SKl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefa'hrlicher Güter 
mit SeeschUfen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr . 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19R2 
(BGBL I, 19R2, S. 1113 ff.), 

2. Antragsteller 
Bischof & Klein 
Verpackungswerke GmbH & Co. 
4540 Lengerieb (Westf.) 

3. Beschreibung der Bauart 
Papier-Ventilbodensack, bestehend aus 
vier Lagen Kraftsackpapier, deren Innerste einseitig mit 
Polyethylen beschichtet ist. 
Das maximale Füllgewicht der Verpackung beträgt 25 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 99 164 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 20.04.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Ertellung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 
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5Nl IYI •••••.....••. IDI2063I ••••••••.•••••••••.•• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfanigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III zu­
geordnet sein. 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,8 kgll, das maximale Füll­
gewicht des Packstücks 25 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt 
sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefänrlicher Giiter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 30.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316451 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

IIUimESAIISTALT FÜR MATER.lALPR.ifruRG 
(IIAM) 

ZULASSIJWGSSCIIEIR 
wr. D/03 2064/5Wl 

fiir die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Bischof & Klein 
Verpackungswerke GmbH & Co. 
4540 Lengerieb (Westf.) 

3. Beschreibung der Bauart 
Papier-Kreuzbodensack, bestehend aus 
vier Lagen Kraftsackpapier und einem 
eingearbeiteten Polyethylen-Flachsack. 
Das maximale Füllgewicht des Packststücks beträgt 25 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 99 242 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 02.05.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Giiter mit See­
schiffen RM 001 - vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfiillt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

5NliYI ..•.•...••.•• IDI2064I •••..••••.••••••.••.• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen fiir gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung miissen die vor­
gesehenen gefanrlichen Giiter den Verpackungsgruppen II und III zu­
geordnet sein. 

176 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 0,6 kgll, das maximale Füll­
gewicht des Packstücks 25 kg nicht überschreiten. 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen liber die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen fiir Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
gefährlicher Güter. 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 30.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316453 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

IIUimESAIISTALT rtlJ. MATER.IALPR.ifruRG 
(IWI) 

ZULASSIJWGSSCBEIW 
wr. D/03 2065/5Wl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher GüteJ 
mit Sees eh i ff en 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 de1 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassuni 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 198: 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Bischof & Klein 
Verpackungswerke GmbH & Co. 
4540 Lengerich (Westf.) 

3. Beschreibung der Bauart 
Papier-Flachsack, bestehend aus 
vier Lagen Kraftsackpapier und einem 
eingearbeiteten Polyethylen-Flachsack. 
Das maximale Füllgewicht des Packstücks beträgt 30 kg. 

4. Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 97 949 Vgab 90 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 20.08.1982 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren de 
Bauartprüfung, die Erteiluns der Kennzeichnung und die Zulassun 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See 
schiffen RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigte 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüll 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sir 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

5Nl IYI •••••••.•••.. ID/20651 •••••••••.•••••.••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entspreche' 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güto 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschr1.ften der Gefah1 
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfanigkeit der Verpackung müssen die vo: 
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III zo 
geordnet sein. • 

8.3 Die Schüttdichte der Füllgüter darf 0,6 kgll, das· maximale Fül 
gewicht des Packstücks 30 kg nicht überschreiteh. · 

8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstelle· 
daß alle Auflagen iiber die Verwendung der Verpackungen demjenige· 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sin 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I d 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IM 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderu 
gefährlicher Güter. 



Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 30.11.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
:eilung 3 
~anische Stoffe 

1. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

1-Az.: 3.3/6449 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BOJID!SAJISTALT l'llR JIAT!R.IALPltt!FuwG 
(BAll) 

ZULASSUWGSSCRBIR 
Rr. D/03 2067/4Cl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefhnrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Erich Nüssle 
Isoliermittel für Härtetechnik 
7270 Nagold 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus Naturholz, in die 
Weißblechdosen und Weißblechkanister eingesetzt sind. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 98 665 Vgab 61 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 03.01.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

::;:) 4Cl/ Y / ••••••••••••• /D/2067/ •••••••••••••••.••••• 
(Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 
Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 
Das Bruttogewicht der Verpackung darf 65 kg nicht überschreiten. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

teilung 3 
gantsehe Stoffe 

d. Dir.u.Prof. 

Berlin, den 01.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

H. Feuerberg 
Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

~-Az.: 3.3/6278 

1. 

2. 

3. 

4. 
4.1 

4.2 

5. 

6. 

7. 

IIOJID!SARSTALT FIIJ. JIAT!I.IALPRÜFURG 
(BAll) 

ZULASSURGSSCRBIR 
Rr. D/03 2068/4Gl 

für die Bauart einer " erpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 11 1 3 ff.). 
Antragsteller 
Herzherger PapierfabrJ.k 
Ludwig Osthushenrich GmbH & Co. KG 
3420 Herzberg/Harz 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus Vollpappe, die in Polyethylenbeutel 
eingesetzte Faltschachteln aus Vollpappe enthalten. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Laboratoriumsbericht Nr. S 851-3 
der Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrich GmbH &. Co. KG, 
Herzberg I Harz 
vom 18.05.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den ''Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen e.rfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

t;:\ 4Gl/ Y / ............. /D/2068/ .................... . 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefhnrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 25 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berltn"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 01.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.3/5821 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

IIOJID!SARSTALT FIIJ. IIAT!R.IALPltÜFURG 
(BAll) 

ZDLASSDRGSSCRBIR 
Rr. D/03 2069/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 
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2. Antragsteller 
Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrich GmbH & Co. KG 
3420 Herzberg/Harz 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus Vollpappe, in die 
Polyethylen-Beutel eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Laboratoriumsbericht Nr. S 898-3 
der Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrich GmbH &. Co. KG, 
Herzberg I Harz 
vom 15.06.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den ""Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher 
Güter mit Se<'schiffen - RM 001 -·· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut stehtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

0 4Gl/ Y / ••••••••••••• /D/2069/ •...•••.•..•••..••••. 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackun~ 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährl tchen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 25 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachwelsbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im .. Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 01.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BAM-Az.: 3.3/5824 

BtnmESAIISTALT FIIR MATER.IALPRÜJ'UJIG 
(BAM) 

ZDLASSUIIGSSCIII!IB 
Kr. D/03 2070/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Gütet 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrich GmbH & Co. KG 
3420 Herzberg I Harz 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus Vollpappe, in die 
Polyethylenbeutel eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Laboratoriumsbericht Nr. S 1285-1 
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der Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrtch GmbH & ~o. KG, 
Herzberg I Harz 
vom 12.10.1982 

einer Bauartprüfung nach den ""Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewa"hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

r::' 4Gl/ y I •.••••••••••• IDI2070I •••••••.••••••.•.•••. 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfanigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 25 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser ZulRssungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf· 
fentlicht. 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.315825 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BUKDESARSTALT FÖI MATERIALPRtlJ'uJrG 
(BAM) 

ZULASSUIIGSSCIII!IK 
Kr. D/03 207li4Gl 

fiir die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güte 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 de 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fasaun 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 198 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrich GmbH & Co. KG 
3420 Herzberg I Harz 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aua Vollpappe, in die 
Polyethylenbeutel eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Laboratoriumsbericht Nr. S 1285-2 
der Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrich GmbH & Co. KG, 
Herzberg I Harz 
vom 15.10.1982 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren d• 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassu1 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter mit Se• 
schiffen RM 001 vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 198: 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfberichl 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzun: 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 



Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden . 
Der Hersteller muß gewlihrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

-::' 4Gll Y I •• .•• • .•••••• IDI2071I • .•. .•••• •••••.••.••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten unrl entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für geflihrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind . 
Entsprechend der Leistungsfanigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein . 
Das Bruttogewicht der Verpackung darf 25 kg nicht überschreiten. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen fiir Verpackungen zur Beförderung 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung hei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "'Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin "' (ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
eilung 3 
anisehe Stoffe 

• Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

-Az.: 3 . 315826 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr . -Ing. w. Franke 

IIUliDESAIISTAL T PÜJ. IIATEB.IALPRIJrtrRG 
(BAM) 

ZULASSITRGSSCIIEIII 
!Ir. Dl03 207214Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1 . See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S . 1113 ff.). 
Antragsteller 
Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrlch GmbH & Co. KG 
3420 Herzberg I Harz 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus Vollpappe, in die 
Polyethylenbeutel eingesetzt sind . 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Laboratoriumsbericht Nr. S 1285-3 
der Herzherger Papierfabrik 
Ludwig Osthushenrich GmbH & Co. KG, 
Herzberg I Harz 
vom 15.10.1982 

einer Bauartprüfung nach den "'Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefanrlicher Güter mit See­
schiffen RH 001 .. vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr . 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden . 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung , 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauar t gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 4Gll Y I •.•• .• •• •• • . • IDI2072I • •••••• . • •..••• • •• •• • 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vors ehr! ften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leist u ngsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrliche n Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 25 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bet. 
9.4 Dieser Zulassungssche i n wird im "'Amts- unrl Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"'(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht . 

Berli n, den 06.12 .1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr . H. Feuerberg 

BAM-Az . : 3.315827 

Dir. Prof. 
Dr.-Jng. W. Franke 

BUIIDESANSTALT FUR MATERIALPRÜFUNG 
(BAM) 

ZULASSUNGS SCHEll! 
!Ir. Dl03 2073I4Gl 

f ür di e Rauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1 . Rechtsgrundlagen 
§ 2 Ahs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-;\nderungsveror~nung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Klingele Papierwerke GmhH & Co. 
7064 Remshalden 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
mit Aerosoldosen aus Weißblech befüllte Pappesch~chteln 
e ingeset zt sind. 

4 . Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 394/82 
der Klingele Papierwerke, Remshalden 
vom 011.11.1982 

eine r Bauartprüfung nach aen '"Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Giiter mit See­
schiffen RH 001 •• vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982 , 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfhericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5 . Zulassung 
Die unter Nr . 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzun~, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 etfüllt werden, zugelassen. 

6 . Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dtirfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der HersteHer muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart fest!lelegten Anforderungen erfHllt 
sind. 

7 . Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackun!!en s i nd 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu k~nnzetchnen: 

~ 4GI/ Z / •.••..••..• • . IDI2073/ •.. . ....... .• • • •. • . . . 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

R. Verwendung der Verpackungen 
8 . 1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen diirfen für gefährliche Göiter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackun11en zulässig sind. 

8 . 2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit äer Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter der Verpackungsgruppe III zugeordnet 
sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 37 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß- nachweisbar sicherstellen , 

daß alle Auflagen liber die Verwendung der Verpackungen demjenigen , 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt , bekannt sind . 
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9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im ''Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin ''(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd . Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

BAM-Az.: 3.316397 

BURDESARSTALT FÜR HATERIALPRtlFuRG 
(BAM) 

ZULASSUNGSSCHEIN 
Rr. DI03 2074I4Gl 

für die Rauart einer Verpackung zur Beförderung gefa"hrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1 . Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr . 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1 . See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Klingele Papierwerke GmbH & Co. 
7064 Remshalden 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
ein Kunststoffsack eingesetzt ist. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 513182 
der Forschungsstelle des 
Verbandes der Wellpappen-Industrie e.V., Darmstadt 
vom 04.08.1982 

einer Bauartprüfung entsprechend den ''Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefänrlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 

5. 

6. 

7. 

beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

0 4Gll Y 1 ............. IDI2074I ................ . .. •• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefanrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfanigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefanrlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein . 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 24 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefiillt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9 . 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt fiir Material priifung, Berli n" (ISSN 0340-7 551) veröf­
fentlicht. 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az .: 3.315803 
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Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FiiR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BURDESANSTALT FÜR HATERIALPRilFtJRG 
(BAM) 

ZULASSURGSSCBEIR 
Rr. D/03 2075/3Bl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefanrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 

1.1 § 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung d~r Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Anderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff. ). 

1.2 Ziffer 1 der 5. Änderung der Ausnahmegenehmigung Nr. See 4/76 des 
Bundesministers für Verkehr vom 18 . 11.1982. 

2. Antragsteller 
Sulo Eisenwerk 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

Streuher & Lohmann GmbH & Co . KG 
Waltgeristraße 29-37 
4900 Herford 
Beschreibung der Bauart 
Freitragender Kunststoffkanister aus Polyethylen . 
Nennvolumen: 60 1 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 89 007 Vgah 40 und 
1. und 2. Nachtrag zum Bericht 89 007 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 28.02.1977, 30.11.1978 und 10.03.1980 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das Verfah­
ren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die 
Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 1982, 
Nr . 232a) unterzogen worden sind. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, für folgende 
gefänrliche Güter zugelassen : 

Essigsäureanhydrid 
Phosphorsäure bis 85 % 

Chlorparaffinsulfochlorid, 
eingestuft unter 
"Flüssigkeiten, ätzend, n.a. g. •• 

Natriumchloritlösung bis 40 % 
Natriumsulfidlösung bis 30 % 
Fertigung von Verpackungen 

Stoffseite 
der Anlage 
zur GGVSee 

8101 
8265 

8182 

8299 
9119 

UN-Nr. 

1715 
1805 

1760 

1908 
H149 

Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigte" 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sinc 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 3HliY 1,11 ••••••••••••• IDI20751 • •••.•.•••••••••..••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 

8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für die unter Nr. 5 
genannten gefänrlichen Güter verwendet werden. 

8.2 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetzt/befüllt, bekannt sind 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I de · 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderun. 
gefa'hrltcher Güter . 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9 . 3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9 . 4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt de 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf 
!entlieht. 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3. 315649 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 



BtnmESABSTALT riJR IIAT!ItiALPit!JruRG 
(BAM) 

ZULASSUIIGSSCBEIR 
Rr. D/03 2076/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 19R2 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Degesch GmbH 
Weismüllerstraße 28-40 
D-6000 Frankfurt 61 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Flaschen aua Aluminium eingesetzt sin~. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 95 373 Vgab 70 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom OR.l2.1980 

einer Bauartprüfung entsprechend den '"Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen fiir die Beförderung gefährlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -·· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden sind. 
Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 
Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelBssen. 
Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewänrleisten, daß hei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

r::' 4Gl/ X / ••••••••••••• IDI2076I •••.•• • • •• •••• • •••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

Verwendung der Verpackungen 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 
Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

2 Entsprechend der Leistungsfänigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefänrlichen Giiter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 

3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 29 kg nicht überschreiten. 
4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei . 
4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin " (ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

teilung 3 
ganische Stoffe 

d. Dir.u.Prof. 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

H. Feuerberg 
Dir. Prof •. 
Dr.-Ing. W. Franke 

M-Az.: 3.316145 

JllJIID!SAKSTALT riJR MAT!RIALPI.ÜFUNG 
(llAM) 

ZULASSUIIGSSCBEIR 
Rr. DI03 207714Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefänrlicher Güter 
mlt Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mlt § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Jull 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Degesch GmbH 
Weismüllerstraße 28-40 
D-6000 Frankfurt 61 

3. Beschreibung der Bau art 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Flaschen aus Alumin i um eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an dl.e Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entaprechen, die gemiiß 

Bericht 95 37 5 V gab 70 -· 
der Bundeshahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 08 .12 . 1980 

einer Bauartprüfung entsprechend den ""Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefä"hrlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -·· vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden slnd. 

4.2 Die Verpackung muß ~ie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung , 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfiillt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewanrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfiillt 
slnd. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut s i chtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 4Gll X 1 ••••••••••••• IDI20771 •....••.••••••..••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelas•enen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn fiir sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zuläsaig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 28 kg nicht überschreiten . 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen Über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen fiir Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen fiir Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulasoung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "'Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"'(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den Ofi.l2.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRtiFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3. 3 
Papier,Druck,Verpackung 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr . H. Feuerberg 

BAM-Az. : 3.316147 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

llUIIDESARSTALT Ptltt MATEitiALPRifruwG 
{ISAM) 

ZULASSUNGSSCHEIN 
Rr. D/03 207814Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefänrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBL I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Degesch GmbH 
Weismüllerstraße 28-40 
D-6000 Frankfurt 61 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Flaschen aus Aluminium eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 95 374 Vgab 70 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Hinden (Westf.) 
vom 08. 12 • 1980 
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einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewä"hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

~ 4Gll X I ••.••.••••••• IDI2078I •••••••••••••.••••••• 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefä"hrliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefä"hrlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 26 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der di~ Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin''(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316146 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-lng. W. Franke 

BIJ!IDI!SAJIISTALT FlJR. MATI!RIALPRÜFIJlllG 
(BAM) 

ZULASSUWGSSCBEIR 
Rr. Dl03 207914Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefa"hrlicher Güter 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Degesch GmbH 
Weismüllerstraße 28-40 
D-6000 Frankfurt 61 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die wahlweise 
Flaschen aus Aluminium oder 
mit Aluminiumrb'hrchen befiillte Weißblechdosen eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 95 372 Vgab 70 
der Bundesbahn-Versuchsanstalt Minden (Westf.) 
vom 08. 12 • 1 980 

einer Bauartprüfung entsprechend den "Richtlinien für das 
Verfahren der Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und 
die Zulassung von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher 
Güter mit Seeschiffen - RM 001 -" vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 
1982, Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Priifbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewa"hrleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfüllt 
sind. 
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7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

0 4Gll X I ............. IDI2079I ................... .. 
~ (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfa"higkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefa'hrlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 28 kg nicht überschreiten. 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (!MO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316144 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. W. Franke 

BIJ!IDI!SARSTALT PfiR MATI!RIALPRÜFIJlllG 
(BAM) 

ZDLASSIJlllGSSCBEIR 
Rr. Dl03 2080I4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güte! 
mit Seeschiffen 

1. Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 de1 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassuni 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 198: 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 

2. Antragsteller 
Agfa - Gevaert 
5090 Leverkusen 

3. Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
Dosen aus Weißblech eingesetzt sind. 

4. Anforderungen an die Bauart 
4.1 Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Bericht 8315811-5 
des Zentralbereichs Ingenieur-Verwaltung 
AP Werkstofftechnik u. Anlagensicherheit, Packmittelprüfung 
der Bayer AG, Leverkusen 
vom 10.05.1983 

einer Bauartprüfung nach den "Richtlinien für das Verfahren de 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassur 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See 
schiffen RM 001 " vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 198< 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wie in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 beschriebene Bauart wird unter der Voraussetzuni 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart dürfen Verpackungen gefertigt werde1 
Der Hersteller muß gewa"hrleisten, daß bei den gefertigt' 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfül 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten Verpackungen si 
dauerhaft und gut sichtbar wie folgt zu kennzeichnen: 

0 4Gll y I ••• •••••••••• IDI20ROI ••••••••••••••••••••• 
\.V (Herstellungs- (Name oder Kennzeichen 

jahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entspreche 

Nr. 7 gekennzeichneten Verpackungen dürfen für gefa"hrliche Güt 



verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 
Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen II und III 
zugeordnet sein. 
Die Schüttdichte der Füllgüter darf 1,0 kgll, 
das Bruttogewicht der Verpackung 23 kg nicht übersteigen. 
Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 
daß alle Auflagen über die Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

Sonstiges 
Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 
Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisatton (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 
Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bei. 
Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

eilung 3 
:anische Stoffe 

1. Dir.u.Prof. 
H. Feuerberg 

1-Az.: 3.316458 

Berlin, den 06.12.1983 
BUNDESANSTALT "iR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

IIURD!SAMSTALT Ftbt MATI!lliALPltiJFURG 
(IIAJII) 

ZULASSOWGSSCHEIR 
Rr. D/03 Z081/4Gl 

für die Bauart einer Verpackung zur Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen 

Rechtsgrundlagen 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 in Verbindung mit § 5 sowie Abschnitt 10 der 
Allgemeinen Einleitung der Anlage der GefahrgutVSee in der Fassung 
der 1. See-Gefahrgut-Änderungsverordnung vom 27. Juli 1982 
(BGBl. I, 1982, S. 1113 ff.). 
Antragsteller 
Comet GmbH 
2850 Bremerhaven 
Beschreibung der Bauart 
Kiste aus zweiwelliger Wellpappe, in die 
mit Füllgut befüllte Polyethylenbeutel eingesetzt sind. 
Anforderungen an die Bauart 
Die Bauart muß den Baumustern entsprechen, die gemäß 

Prüfbericht Nr. 838/82 
der Forschungsstelle des 
Verbandes der Wellpappen-Industrie e.V., Darmstadt 
vom 16.12.1982 

einer Bauartprüfung n ach den ''Richtlinien für das Verfahren der 
Bauartprüfung, die Erteilung der Kennzeichnung und die Zulassung 
von Verpackungen für die Beförderung gefährlicher Güter mit See­
schiffen RM 001 - vom 21.09.1982 (Bundesanzeiger 19R2, 
Nr. 232a) unterzogen worden sind. 

4.2 Die Verpackung muß wi e in dem unter Nr. 4.1 genannten Prüfbericht 
beschrieben verschlossen werden. 

5. Zulassung 
Die unter Nr. 3 besch riebene Bauart wird unter der Voraussetzung, 
daß die Anforderungen nach Nummer 4 erfüllt werden, zugelassen. 

6. Fertigung von Verpackungen 
Nach der zugelassenen Bauart diirfen Verpackungen gefertigt werden. 
Der Hersteller muß gewährleisten, daß bei den gefertigten 
Verpackungen die für die Bauart festgelegten Anforderungen erfiillt 
sind. 

7. Kennzeichnung 
Die nach der zugela ssenen Bauart gefertigten Verpackungen sind 
dauerhaft und gut sichtbar wl e folgt zu kennzeichnen: 

~ 4Gll X 1 ........ . .. .. IDI208ll ................... .. 
\.V (Herstellu ngs- (Name oder Kennzeichen 

j ahr) des Herstellers) 

8. Verwendung der Verpackungen 
8.1 Die nach der zugelassenen Bauart gefertigten und entsprechend 

Nr. 7 gekennzeichnet: en Verpackungen dürfen für gefährliche Güter 
verwendet werden, wenn für sie nach den Vorschriften der Gefahr­
gutVSee solche Verpackungen zulässig sind. 

8.2 Entsprechend der Leistungsfähigkeit der Verpackung müssen die vor­
gesehenen gefährlichen Güter den Verpackungsgruppen I bis III 
zugeordnet sein. 

8.3 Das Bruttogewicht der Verpackung darf 19 kg nicht überschreiten . 
8.4 Der in Nr. 2 genannte Antragsteller muß nachweisbar sicherstellen, 

daß alle Auflagen über dte Verwendung der Verpackungen demjenigen, 
der die Verpackungen für Gefahrgut einsetztlbefüllt, bekannt sind. 

9. Sonstiges 
9.1 Die Bauart entspricht den von den Vereinten Nationen (UN) I der 

Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (IMO) 
festgelegten Prüfanforderungen für Verpackungen zur Beförderung 

9.2 Ein Widerruf dieser Zulassung wird vorbehalten. 
9.3 Diesem Zulassungsschein liegt eine Rechtsmittelbelehrung bet. 
9.4 Dieser Zulassungsschein wird im "Amts- und Mitteilungsblatt der 

Bundesanstalt für Materialprüfung, Berl in"(ISSN 0340-7551) veröf­
fentlicht. 

Berlin, den 06.12 . 1983 
BUNDESANSTALT FiiR MATERIALPRÜFUNG 

(BAM) 
Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir.u.Prof. 
Dr. H. Feuerberg 

BAM-Az.: 3.316288 

Fachgruppe 3.3 
Papier,Druck,Verpackung 

Dir. Prof. 
Dr.-Ing. w. Franke 

Nachträge zu Zulassungen für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem 
ungesättigten Polyesterharzformstoff (GFK) 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
(BAM) 

6. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVC-Auskleidung 

Nr. D/ 1 7004/GF K 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD-Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5016 a 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr.-lng. G. Fuhrmann 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
(BAM) 

6. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVC-Auskleidung 

Nr. D/1 7006/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig : 

Herstellerzeichnung: KTD-Piastieon, "4220 Dinslaken 
Nr. T 5015 a 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 Abteilung 3 
Organische Stoffe Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr.-lng. G. Fuhrmann 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
(BAM) 

5. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVC-Auskleidung 

Nr. D/17007 /GF K 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD-Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5017 a 
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Abteilung 3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr.·lng. G. Fuhrmann 

Bundesansmit für Materialprüfung 
(BAM) 

5. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVC·Auskleidung 

Nr. D/17009/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTO-Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5013 a 

Abteilung3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr..lng. G. Fuhrmann 

Bundesansmit für Materialprüfung 
(BAM) 

5. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFKl mit PVC·Auskleidung 

Nr. D/17010/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD-Piasticon, 4220 Oinslaken 
Nr. T 5014 a 

Abteilung3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr..lng. G. Fuhrmann 

Bundesansmit für Materialprüfung 
(BAM) 

5. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVC·Auskleidung 

Nr. D/17011/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD·Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5021 a 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Abteilung3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr..lng. G. Fuhrmann 

Bundesansmit für Meterialprüfung 
(BAM) 

1. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVDF·Auskleidung 

Nr. D/17015/GF K 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD·Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5016 a 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg 
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Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
RegDir. Dr.·lng. G. Fuhrmann 

Bundesans1alt für Mamrialprüfung 
(BAM) 

1. Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVDF-Auskleidung 

Nr. D/17016/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD·Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5015 a 

Abteilung3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr.·lng. G. Fuhrmann 

Bundesansmit für Materialprüfung 
(BAM) 

1. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVDF·Auskleidung 

Nr. D/17017/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig : 

Herstellerzeichnung: KTD·Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5017 a 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A . 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr.·lng. G. Fuhrmann 

Bundesansmit für Meterialprüfung 
(BAM) 

1. Nachtrag zum 

ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVDF·Auskleidung 

Nr. D/17018/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD·Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5013 a 

Abteilung3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22 . Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr..lng. G. Fuhrmann 

Bundesans181t für Materialprüfung 
(BAM) 

1. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVDF·Auskleidung 

Nr. D/17019/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD-Piasticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5014 a 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIAlPRÜFUNG (BAM) 

Abteilung3 
Organische Stoffe 

Fachgruppe 3.4 
Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg RegDir. Dr.·lng. G. Fuhrmann 

Bundesansmit für Mamrialprüfung 
(BAM) 

1. Nachtrag zum 
ZULASSUNGSSCHEIN 

für das Baumuster eines Tanks aus glasfaserverstärktem ungesättigten Polyesterharzformstoff 
(GFK) mit PVDF-Auskleidung 

Nr. D/17020/GFK 

Als Untergestell mit Überrollbügel ist zulässig: 

Herstellerzeichnung: KTD·Piesticon, 4220 Dinslaken 
Nr. T 5021 a 

Abteilung 3 
Organische Stoffe 

1000 Berlin 45, den 22. Februar 1984 
BUNDESANSTALT FÜR MATERIALPRÜFUNG (BAM) 

Fachgruppe 3.4 

Ltd. Dir. u. Prof. Dr. H. Feuerberg 

Sonderprüfungen für organische Stoffe 

i.A. 
RegOir. Dr.·lng. G. Fuhrmann 



Bekanntmachung der Zulassung von pyrotechnischer Munition, Zündmitteln und 
:>yrotechnischen Gegenständen sowie von Nachträgen zu Zulassu ngen explosions­
~efährlicher Stoffe und pyrotechnischer Gegenstände 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

,uf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
oachung vom 8. März 1976 (BGBL I s. 432), geändert durch das Ge­
:etz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBL I 
:. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
4. Juli 1980 (BGBl. I s. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
'erordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
<urde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 1/84 vom 16.3.1984 die nach­
:tehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
:tellung zugelassen. 

lame und Anschrift 
les Antragstellers: 

:ezeichnung: 

:ulassungszeichen: 

Nico-Pyrotechnik 
Hanns-Jürgen Diedrichs GmbH & Co. KG 
Bei der Feuerwerkerei 4 
2077 Trittau 

Signalpatrone 16 mm, Einzelstern rot 

tie Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
Die Verlagerung der Herstellung eine andere als die in der Anla­
ge 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungsstätte 
ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber anzu­
zeigen. 
Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

'• Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 
und folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Die Patronen dürfen nur aus dafür vorgesehenen und zugelasse­
nen Signalgebern mit PTB-Zeichen verschossen werden. 
Signalgeber beim Schießen senkrecht nach oben über dem Kopf 
halten; niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Auf freies Schußfeld und ausreichenden Abstand zu brennbaren 
Objekten achten. 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe an Personen unter 18 Jahren verboten! 
Kühl und trocken lagern." 

' • Jedes nachgebaute Stück der Munition und die Ursprungsver­
packung ist mit dem Jahr der Herstellung und der Verbrauchs­
dauer zu beschriften. 

lerlin 45, den 16.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

,uf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
oachung vom 8. März 1976 (BGBL I S. 432), geändert durch das Ge­
:etz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBL I 
:. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
4. Juli 1980 (BGBl. I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
'erordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
<urde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 2/84 vom 16.3.1984 die nach­
•tehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
•tellung zugelassen. 

lame und Anschrift 
I es Herstellers: 

lezeichnung: 

:ulassungszeichen: 

Nico-Pyrotechnik 
Hanns-Jürgen Diedrichs GmbH & Co. KG 
Bei der Feuerwerkerei 4 
2077 Trittau 

Signalpatrone 16 mm, Einzelstern grün 

lie Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 
Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

~. Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

I. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 

mit dem Bruttogewiclt t dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"Abgabe nur in ungeÖffneter Originalpackung erlaubt!" 
und folgendem Hinwe :l. s für die Verwendung zu versehen: 
''Die Patronen dürfen nur aus dafür vorgesehenen und zugelasse­
nen Signalgebern mit PTB-Zeichen verschossen werden. 
Signalgeber beim Sclctießen senkrecht nach oben über dem Kopf 
halten; niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Auf freies Schußfeld und ausreichenden Abstand zu brennbaren 
Objekten achten. 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe an Personen unter 18 Jahren verboten! 
Kühl und trocken lagern. •• 

4. Jedes nachgebaute Stück der Munition und die Ursprungsver­
packung ist mit dem Jahr der Herstellung und der Verbrauchs­
dauer zu beschriften. 

Berlin 45, den 16.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. März 1976 (BGBL I S. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBL I 
S. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBl. I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 3/84 vom 16.3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 

Nico-Pyrotechnik Name und Anschrift 
des Herstellers: Hanns-Jürgen Diedrichs GmbH & Co. KG 

Bei der Feuerwerkerei 4 
2077 Trittau 

Bezeichnung: Signalpatrone 16 mm, Einzelstern weiß 

Zulassungszeichen: 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
1. Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2. Unfälle, die sich beim Umgang mit derMunitionund bei ihrer Ver­
wendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich anzu­
zeigen. 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"Abgabe nur in ungeoffneter Originalpackung erlaubt!" 
und folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Die Patronen dürfen nur aus dafür vorgesehenen und .zugelasse­
nen Signalgebern mit PTB-Zeichen verschossen werden. 
Signalgeber beim Schießen senkrecht nach oben über dem Kopf 
halten; niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Auf freies Schußfeld und ausreichenden Abstand zu brennbaren 
Objekten achten. 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe an Personen unter 18 Jahren verboten! 
Kühl und trocken lagern.·· 

4. Jedes nachgebaute Stück der Munition und die Ursprungsver­
packung ist mit dem Jahr der Herstellung und der Verbrauchs­
dauer zu beschriften. 

Berlin 45, den 16.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vo~ 8. März 1976 (BGBL I S. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Anderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBL I 
S. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBL I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 4/84 vom 8.3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 
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Name und Anschrift 
des Antragsstellers: 

Bezeichnung: 

Zulassungszeichen : 

Dynamit Nobel AG 
Werk DEPYFAG Cleebronn 
7121 Cleebronn 

Feuerwerksgeschoß mit 
Lichtspur und Leuchtstern, 15 mm 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
1. Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2. Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
" trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" und der deutlich 
lesbaren Aufschrift "Abgabe an Personen unter 18 Jahren ver­
boten" sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen : 

"Nur aus zugelassenen Schreckschuß- oder Signalwaffen mit PTB­
Zeichen unter Verwendung von 6 mm-Flobert-Platzpatronen ver­
schießen. Mit dem offenen Hülsenende zuerst in den stets ge­
reinigten Lauf oder Zusatzlauf einführen. Waffe beim Schießen 
senkrecht nach oben über dem Kopf halten. Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. 
Waffe niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 

Berlin 45, den 8 . 3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof . Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. März 1976 (BGBl . I S. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBl. I 
S. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBl . I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl . I s. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 5/84 vom 8.3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 

Name und Anschrift 
des Antragstellers : 

Dynamit Nobel AG 
Werk DEPYFAG Cleebronn 
7121 Cleebronn 

Bezeichnung: Feuerwerksgeschoß mit 
Lichtspur und Leucbtstern, 15 mm 

Zulassungszeichen: 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden : 
1. Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen .. 

2. Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" und der deutlich 
lesbaren Aufschrift "Abgabe an Personen unter 18 Jahren ver­
boten" sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Nur aus zugelassenen Schreckschuß- oder Signalwaffen mit PTB­
Zeichen unter Verwendung von 6 mm-Flobert-Platzpatronen ver­
schießen. Mit dem offenen Hülsenende zuerst in den stets ge­
reinigten Lauf oder Zusatzlauf einfUhren. Waffe beim Schießen 
senkrecht nach oben über dem Kopf halten . Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. 
Waffe niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 

Berlin 45, den 8.3.1984 
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Der Präsident der 
Bundesanstalt für Materialprüfung 

Im Auftrag 
Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. März 1976 (BGBl. I S. 432) , geändert durch das Ge­
setz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBl. I 
s. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBl . I s. 956) in Verbindung mit S 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr . 6/84 vom 8. 3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen . 

Name und Anschrift 
des Antragstellers : 

Bezeichnung: 

Zulassungszeichen: 

Dynamit Nobel AG 
Werk DEPYFAG Cleebronn 
7121 Cleebronn 

Feuerwerksgeschoß mit 
Lichtspur und Leuchtstern, 15 mm 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
1 . Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2. Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" und der deutlich 
lesbaren Aufschrift "Abgabe an Personen unter 18 Jahren ver­
boten" sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Nur aus zugelassenen Schreckschuß- oder Signalwaffen mit PTB­
Zeichen unter Verwendung von 6 mm-Flobert-Platzpatronen ver­
schießen. Mit dem offenen Hülsenende zuerst in den stets ge­
reinigten Lauf oder Zusatzlauf einführen. Waffe beim Schießen 
senkrecht nach oben über dem Kopf halten. Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. 
Waffe niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 

Berlin 45 , den 8.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des§ 23 des Waffengesetzes in der Fassung der ·Bekannt­
machung vom 8. M"ärz 1976 (BGBl . I S. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBl. I 
s . 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBl. I s. 956) in Verbindung mit S 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20 . Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 7/84 vom 8. 3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 

Name und Anschrift 
des Antragstellers: 

Bezeichnung: 

Zulassungszeichen: 

Dynamit Nobel AG 
Werk DEPYFAG Cleebronn 
7121 Cleebronn 

Feuerwerksgeschoß mit 
Lichtspur und Leuchtstern, 15 mm 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
1 . Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2. Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen . 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" und der deutlich 
lesbaren Aufschrift "Abgabe an Personen unter 18 Jahren ver­
boten" sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Nur aus zugelassenen Schreckschuß- oder Signalwaffen mit PTB­
Zeichen unter Verwendung von 6 mm-Flobert-Platzpatronen ver­
schießen. Mit dem offenen Hülsenende zuerst in den stets ge-



reinigten Lauf oder Zusatzlauf einführen. Waffe beim Schießen 
senkrecht nach oben über dem Kopf halten. Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. 
Waffe niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 

erlin 45, den 8.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

luf Grund des S 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
tachung vom 8. März 1976 (BGBL I S. 432), geändert durch das Ge­
letz zur Änderung des Waffenrech~~ vom 31. Mai 1978 (BGBL I 
; • 641) und das Zweite Gesetz zur Anderung des Waffengesetzes vom 
.4. Juli 1980 (BGBl. I s. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
rerordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
rurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 8/84 vom 8.3.1984 die nach­
ltehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
ltellung zugelassen. 

lame und Anschrift 
les Antragstellers: 

lezeichnung: 

:ulassungszeichen: 

Dynamit Nobel AG 
Werk DEPYFAG Cleebronn 
7121 Cleebronn 

Feuerwerksgeschoß mit 
Lichtspur und Leuchtstern, 15 mm 

lie Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
l . Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

! . Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

1. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" und der deutlich 
lesbaren Aufschrift "Abgabe an Personen unter 18 Jahren ver­
boten" sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen : 
"Nur aus zugelassenen Schreckschuß- oder Signalwaffen mit PTB­
Zeichen unter Verwendung von 6 mm-Flobert-Platzpatronen ver­
schießen. Mit dem offenen Hülsenende zuerst in den stets ge­
reinigten Lauf oder Zusatzlauf einführen. Waffe beim Schießen 
senkrecht nach oben über dem Kopf halten. Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. 
Waffe niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 

3erlin 45, den 8.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. März 1976 (BGBL I S. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBL I 
S. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBl. I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 9/84 vom 8.3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 

Name und Anschrift 
des Antragstellers: 

Bezeichnung: 

Zulassungszeichen: 

Dynamit Nobel AG 
Werk DEPYFAG Cleebronn 
7121 Cleebronn 

Feuerwerksgeschoß mit 
Lichtspur und Leuchtstern, 15 mm 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 

1. Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 
Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2. Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzl~ch zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" und der deutlich 
lesbaren Aufschrift ""Abgabe an Personen unter 18 Jahren ver­
boten" sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Nur aus zugelassenen Schreckschuß- oder Signalwaffen mit PTB­
Zeichen unter Verwendung von 6 mm-Flobert-Platzpatronen ver­
schießen. Mit dem offenen Hülsenende zuerst in den stets ge­
reinigten Lauf oder Zusatzlauf einführen. Waffe beim Schießen 
senkrecht nach oben über dem Kopf halten. Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. 
Waffe niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 

Berlin 45, den 8.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. März 1976 (BGBL I S. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBl. I 
S. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBL I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10/84 vom 8.3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 

Name und Anschrift 
des Antragstellers: 

Bezeichnung: 

Zulassungszeichen: 

Dynamit Nobel AG 
Werk DEPYFAG Cleebronn 
7121 Cleebronn 

Feuerwerksgeschoß mit 
Lichtspur und Leuchtstern, 15 mm 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
1. Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2 . Unfälle, die sich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit, dem Vermerk 
"trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" und der deutlich 
lesbaren Aufschrift "Abgabe an Personen unter 18 Jahren ver­
boten" sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Nur aus zugelassenen Schreckschuß- oder Signalwaffefi mit PTB­
Zeichen unter Verwendung von 6 mm-Flobert-Platzpatronen ver­
schießen. Mit dem offenen Hülsenende zuerst in den stets ge­
reinigten Lauf oder Zusatzlauf einführen. Waffe beim Schießen 
senkrecht nach oben über dem Kopf halten. Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. 
Waffe niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 

Berlin 45, den 8.3 . 1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vo~ 8. März 1976 (BGBl. I S. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Anderung des Waffenrechts vom 31. ·Mai 1978 (BGBL I 
S • 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBl . I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 11/84 vom 23.3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 
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Name und Anschrift 
des Antragstellers: 

Pyrotechnische Fabrik 
F. Felstel GmbH+ Co. KG 
6719 Göllheim/Pfalz 

Bezeichnung: Signalpatrone Rd 13/16,5 mm, 
Raketenpfeifgeschoß 

Zulassungszeichen: 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
1. Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2. Unfälle, die Bich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

3. Die kleinste Verpackungseinheit des Herstellers (Ursprungsver­
packung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung 
mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit und dem Vermerk 
"Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt!" 
und folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Die Patronen dürfen nur aus dafür vorgesehenen und zugelasse­
nen Signalgebern mit PTB-Zeichen verschossen werden. 
Signalgeber beim Schießen senkrecht nach oben über dem Kopf 
halten; niemals auf Menschen oder Tiere richten! 
Auf freies Schußfeld und ausreichenden Abstand zu brennbaren 
Objekten achten. 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe an Personen unter 18 Jahren verboten! 
Kühl und trocken lagern." 

4. Jedes nachgebaute Stück der Munition und die Ursprungsver­
packung ist mit dem Jahr der Herstellung und der Verbrauchs­
dauer zu beschriften. 

Berlin 45, den 23.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung einer pyrotechnischen Munition 

Auf Grund des § 23 des Waffengesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. März 1976 (BGBl. I s. 432), geändert durch das Ge­
setz zur Änderung des Waffenrechts vom 31. Mai 1978 (BGBL I 
S. 641) und das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 (BGBl. I S. 956) in Verbindung mit § 14 der Dritten 
Verordnung zu diesem Gesetz vom 20. Dezember 1980 (BGBl. I s. 2344) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 12/84 vom 23.3.1984 die nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Munition zur gewerbsmäßigen Her­
stellung zugelassen. 

Name und Anschrift 
des Antragstellers: 

Pyrotechnische Fabrik 
F. Felstel GmbH+ Co. KG 
6719 Göllheim/Pfalz 

Bezeichnung: Signalpatrone Rd 13/16,5 mm, 
Knallgeschoß 

Zulassungszeichen : 

Die Zulassung ist mit folgenden Auflagen verbunden: 
1. Die Verlagerung der Herstellung in eine andere als die in der 

Anlage 1 zu diesem Zulassungsbescheid angegebene Herstellungs­
stätte ist der Bundesanstalt unverzüglich vom Zulassungsinhaber 
anzuzeigen. 

2. Unfälle, die Bich beim Umgang mit der Munition und bei ihrer 
Verwendung ereignet haben sind der Bundesanstalt unverzüglich 
anzuzeigen. 

3. Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist jedes nach­
gebaute Stück der Munition mit dem Jahr der Herstellung und der 
Verbrauchsdauer zu beschriften. 

4. Die kleinste Verpackungseinheit des ·Herstellers (Ursprungs­
verpackung) ist zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeich­
nung mit dem Bruttogewicht dieser Verpackungseinheit und dem 
Vermerk 
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"Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt -
trocken lagern - vor Feuchtigkeit schützen" 

und der deutlich lesbaren Aufschrift 
"Abgabe nur gegen Erwerbsberechtigung" 

sowie folgendem Hinweis für die Verwendung zu versehen: 
"Die Patronen dürfen nur mit dafür vorgesehenen und zugelasse­
nen Signalgebern mit PTB-Zeichen verschossen werden. Signal­
geber beim Schießen senkrecht nach oben über dem Kopf halten; 
niemals auf Menschen oder Tiere richten! Auf freies Schußfeld 
und ausreichenden Abstand zu brennbaren Objekten achten. Nur im 

Freien verwenden! Abgabe an Personen unter 18 Jahren verboten." 
Die Ursprungsverpackung ist mit dem Jahr der Herstellung und 
der Verbrauchsdauer zu beschriften. 

Berlin 45, den 23.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines Zündmittels 

Auf Grund des S 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, s. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz vom 23. November 1977 (BGBL I, 
S. 2141), geändert durch § 5 der Dritten Verordnung zum Spreng­
stoffgesetz vom 23. Juni 1978 (BGBl. I, S. 783) und durch die Erste 
Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 
vom 3. Juli 1980 (BGBl. I, s. 820) wurde mit dem Zulassungsbescheid 
Nr. 1305 vom 15.3.1984 die nachstehend bezeichnete Sprengschnur zur 
Einfuhr, zum Vertrieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung 
zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und 
Anschrift des Herstellers: 

Name (Firma) und 1. 
Anschrift des Einführers: 

Detonex 12 

Soci€t€ Suisse des Explosifs 
CH - 3900 Gamsen, Brigue/Valais 

Schweiz 

Westspreng GmbH 
Sprengstoffe + Sprengtechnik 
Kalkwerkstr. 75-77 
5950 Finnentrop 1 - Fretter 

2. Dynamit Nobel AG 
Kölner Straße 
5210 Troisdorf 

Zulassungszeichen: 

Einschränkung 
des Verwendungsbereiches: 

Bestimmungen 
für die Verwendung: 

Berlin 45, den 15.3.1984 

BAM - SS - 009 

Nicht für Betriebspunkte mit 
Schlagwetter- oder Kohlenstaub­
explosionsgefahr. 

Nicht für Laderäume mit Wasser 
bei Zündung aus dem Bohrlochtiefsten. 

Der Präsident der 
Bundesanstalt für Materialprüfung 

Im Auftrag 
Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines Zündmittels 

Auf Grund des S 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des S 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz vom 23. November 1977 (BGBl. I, 
s. 2141), geändert durch S 5 der Dritten Verordnung zum Spreng­
stoffgesetz vom 23. Juni 1978 (BGBl. I, S. 783) und durch die Erste 
Verordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 
vom 3. Juli 1980 (BGBl. I, S. 820) wurde mit dem Zulassungsbescheid 
Nr. 1304 vom 15.3.1984 die nachstehend bezeichnete Sprengschnur zur 
Einfuhr, zum Vertrieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung 
zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und 
Anschrift des Herstellers: 

Name (Firma) und 
Anschrift des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Einschränkung des 
Verwendungsbereiches: 

Best Immungen 
für die Verwendung: 

Berlin 45, den 15.3 . 1984 

Detonex 5 

Soci€t€ Suisse des Explosifs 
CH - 3900 Gamsen, Brigue/Valais 

Schweiz 

Westspreng GmbH 
Sprengstoffe + Sprengtechnik 
Kalkwerkstr. 75-77 
5950 Finnentrop 1 - Fretter 

BAM - SS - 010 

Nicht für Betriebspunkte mit 
Schlagwetter- oder Kohlenstaub­
explosionsgefahr. 

Nicht für Laderäume mit Wasser 
bei Zündung aus dem Bohrlochtiefsten. 

Der Präsident der 
Bundesanstalt für Materialprüfung 

Im Auftrag 
Dir. u. Prof. Dr. Swart 



Bekanntmachung der Zulassung eines Zündmittels 

~uf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
rom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
lerordnung zum Sprengstoffgesetz vom 23. November 1977 (BGBl. I, 
;, 2141), geändert durch § 5 der Dritten Verordnung zum Spreng­
ltoffgesetz vom 23. Juni 1978 (BGBl. I, S. 783) und durch die Erste 
lerordnung zur Änderung der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 
1om 3. Juli 1980 (BGBl. I, S. 820) wurde mit dem Zulassungsbescheid 
~r. 1307 vom 15.3.1984 der nachstehend bezeichneten Sprengkapsel 
oit elektrischer Auslösung zum Vertrieb, zum Überlassen an andere 
1nd zur Verwendung zugelassen. 

!ezeichnung: 

~ame (Firma) und 
~nschrift des Herstellers: 

~ulassungszeichen: 

!inschränkung des 
lerwendungsbereiches: 

lest immungen 
für die Verwendung: 1. 

2. 

!erlin 45, den 15.3.1984 

Verschweißzünder La 470 

Dynamit Nobel AG 
Kölner Straße 
5210 Troisdorf 

BAM - SKE - Oll 

Nicht für unter Tage. 
Nicht zum Zünden von Sprengstoffen 
und Sprengschnüren. 

Bei der Verwendung ist besonders 
darauf zu achten, daß die Draht­
isolierung der Verschweißzünder 
nicht beschädigt wird. 
Die Verschweißzünder dürfen nur 
einzeln gezündet werden. 

Der Präsident der 
Bundesanstalt für Materialprüfung 

Im Auftrag 
Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung eines Nachtrages 
zur Zulassung eines explosionsfährliches Stoffes 

Es wird mit Bezug auf das als Rechtsgrundlage geltende Schreiben 
der Bundesanstalt für Materialprüfung vom 9.2.1971 (Tgb.-Nr. 
4-525/71 an die Firma 

Dynamit Nobel AG 

betr. die Fortgeltung der vor Inkraftreten des Sprengstoffgesetzes 
erteilten Zulassungen, die im Bundesanzeiger Nr. 78 vom 25.4.1972 
(Beilage Nr. 14/72) unter dem Zeichen GN 12 bekanntgemachte Zulas­
sung 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

wie folgt geändert: 

des Gesteinsprengstoffs 
Ammon-Gelit 3 

Dynamit Nobel AG 
5210 Troisdorf 

Der im Abschnitt "Bestimmungen für die Verwendung" festgelegte 
Patronenmindestdurchmesser von 25 mm ist zu streichen und zu 
ersetzen durch 

"Patronenmindestdurchmesser 38 mm". 
Ansonsten gilt die Zulassung mit Ausnahme des IV. Nachtrages 
vollinhaltlich weiter. 

Berlin 45, den 23.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBL I, S. 2737), und des § ·12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBL I, S. 744, berichtigt BGBL I, S. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10303 vom 3.4.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum 
Vertrieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Bengalholz, weiß 

VEB Zündwarenwerke Riesa 
Hamburger Str. 1 
DDR - 8400 Riesa 

Nico-Pyrotechnik 
Hanns-Jürgen Diederichs GmbH & Co . KG 
Bei der Feuerwerkerei 4 
2077 Trittau 

BAM - P I - 0511 

Die Zulassung ist mit fo l genden Auflagen verbunden: 
1. Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist die klein­

ste Verpackungseinheit mit dem nachstehend angegebenen Hinweis 
zu versehen: 
Nur über einer feuerfesten Unterlage abbrennen! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt! 

2. Der Vertrieb und das Überlassen an andere ist nur erlaubt, wenn 
die kleinste Verpackungseinheit durch eine feste Umschließung 
gegen unbeabsichtigtes Öffnen gesichert ist und die Reibflächen 
der kleinsten Verpackungseinheit abgedeckt sind. 

3. Die Auflage 2 ist dem Vertreiber bekanntzumachen. 

Berlin 45, den 3 . 4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, s. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBl. I, S. 744, berichtigt BGBl. I, S. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10320 vom 3.4.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum 
Vertrieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Silber-Teufelspfeifer 

China National Native Produce 
& Animal By-Products 
Import & Export Corporation 
Hunan Provincial Branch 
Kwangchow Office 
373, Hang Sha Dadao 
Kwangchow/VR China 

Keller Feuerwerk-Kunstgewerbe GmbH 
Hansastr. 43-49 
4630 Bochum 6 

BAM - P II - 1210 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Gegen­
stand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 
Gegenstand mit dem Zünder nach oben auf eine feuerfeste Unter­
lage stellen, seitwärts stehend an der Zündschnur entzünden und 
sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden! 

Berlin 45, den 3.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir . u. Prof . Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBl. I, S. 744, berichtigt BGBL I, S. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10323 vom 17.4.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zum Vertrieb, zum 
Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Zulassungszeichen: 

Spezialrakete 

Pyro-Chemie 
Hermann Weber & Co. GmbH 
Pyrotechnische Fabrik 
Bogestr. 54-56 
5208 Eitorf 

BAM - P II - 0331 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Gegen­
stand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 
Rakete mit dem Leitstab so in eine feststehende, geeignete Hal­
terung (z.B. Weinflasche, Rohr) stecken, daß die Rakete ungehin­
dert senkrecht aufsteigen kann. Schutzkappe abziehen, das äußer­
ste Ende der Zündschnur entzünden und sich rasch entfernen . 

Nur im Freien verwenden! 

Hierdurch wird die im Amts- und Mitteilungsblatt der BAM, Band 1, 
Nr. 3, S. 29, veröffentlichte Bekanntmachung zum Zulassungs­
zeichen BAM - P II - 0331 ungültig und durch die vorstehende 
Bekanntmachung ersetzt. 

Berlin 45, den 17.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialpriifung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 
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Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBl. I, S. 744, berichtigt BGBL I, S. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10321 vom 3.4.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum Ver­
trieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Pfeifsonne 

China National Native Produce 
& Animal By-Products 
Import & Export Gorparation 
Hunan Provincial Branch 
Kwangchow Office 
373, Hang Sha Dadao 
Kwangchow/VR China 

Keller Feuerwerk-Kunstgewerbe GmbH 
Hansastr. 43-49 
4630 Bochum 6 

BAH - P II - 1214 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Gegen­
stand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 
Sonne mit beiliegendem Nagel durch die Nabe leicht drehbar 
ca. 2 m über dem Erdboden an einem Pfahl befestigen. Zündschnur 
am äußersten Ende entzünden und sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden! 

Berlin 45, den 3.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBL I, S. 744, berichtigt BGBL I, S. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10324 vom 17.4.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zum Vertrieb, zum 

# Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Zulassungszeichen: 

Venus-Rakete 

Pyro-Chemie 
Hermann Weber & Co. GmbH 
Pyrotechnische Fabrik 
Bogestr. 54-56 
5208 Eitorf 

BAH - P II - 1215 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Gegen­
stand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 
Rakete mit dem Leitetab so in eine feststehende, geeignete Hal­
terung (z.B. Weinflasche, Rohr) stecken, daß die Rakete ungehin­
dert senkrecht aufsteigen kann. Schutzkappe abziehen, das 
äußerste Ende der Zündschnur entzünden und sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden! 

Berlin 45, den 17.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

RegDir. Dr. Treumann 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBl. I, S. 744, berichtigt BGBL I, S. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10322 vom 3.4.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum Ver­
trieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 
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Kleine Feu~rwerksbombe 

China National Native Produce 
& Animal By-Products 
Import & Export Gorparation 
Hunan Provincial Branch 
Kwangchow Office 
373, Hang Sha Dadao 
Kwangchow/VR China 

Name (Firma) und Anschrift 
des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Keller Feuerwerk-Kunstgewerbe GmbH 
Hansastr. 43-49 
4630 Bochum 6 

BAH - P II - 1217 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Gegen­
stand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 
Gegenstand so auf ebenen Boden stellen, daß die Füllung unge­
hindert nach oben ausgeworfen werden kann. Zündschnur seitwärts 
stehend am äußersten Ende entzünden und sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden! 

Berlin 45, den 3.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBl. I, s. 744,berichtigt BGBl. I, s. 937) wur­
de mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10326 vom 17.4.1984 der nachste­
hend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum Ver­
trieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Multicalor-Kreisel 

China National Native Produce 
& Animal By-Products 
Import & Export Gorporstion 
Kwangtung Branch 
No. 486, Liu Erh San Road 
Kwangchow 
VR China 

Pyro-Chemie 
Hermann Weber & Co. GmbH 
Pyrotechnische Fabrik 
Bogestr. 54-56 
5208 Eitorf 

BAH - P II - 1219 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
1. Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Gegen­

stand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 
Durchsichtiges Schutzpapier von der Zündstelle entfernen. 
Gegenstand mit der Gebrauchsanweisung nach unten auf eine glat­
te, feuerfeste Unterlage stellen, am äußersten Ende der Zünd­
schnur entzünden und sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden! 

Berlin 45, den 17.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

RegDir. Dr. Treumann 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBl. I, S. 744, berichtigt BGBl. I, S. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10327 vom 17.4.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum Ver­
trieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Luftheuler 

China National Native Produce 
& Animal By-Products 
Import & Export Gorporstion 
Kwangtung Branch 
No. 486, Liu Erh San Road 
Kwangchow 
VR China 

Pyro-Chemie 
Hermann Weber & Co. GmbH 
Pyrotechnische Fabrik 
Bogestr . 54-56 
5208 Eitorf 

BAH - P II - 1222 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Gegen­
stand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 



Gegenstand am äußersten Ende der Ztindschnur entzünden, bei Be­
ginn des Sprühens sofort senkrecht in die Luft werfen und sich 
rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden! 

rlin 45, den 17.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprtifung 
Im Auftrag 

RegDir. Dr. Treumann 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

of Grund des § 5 des Gesetzes tiber explosionsgefährliche Stoffe 
>m 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
erordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
om 21. Juni 1983 (BGBl. I, S. 744, berichtigt BGBl. I, S. 937) 
orde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10318 vom 6.3.1984 der nach­
tehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum Ver­
rieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

ezeichnung: 

ame (Firma) und Anschrift 
es Herstellers: 

ame (Firma) und Anschrift 
es Einftihrers: 

ulassungszeichen: 

Wunderkerze 

VEB Zündwarenwerke Riesa 
Hamburger Str. 1 
DDR - 8400 Riesa 

Pyrotechnische Fabrik 
F. Felstel GmbH + Co. KG 
6719 Göllheim 

BAM - P II - 1226 

ie Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist die klein­
ste Verpackungseinheit mit dem nachstehend angegebenen Hinweis 
zu versehen: 
Gegenstand mit dem Drahtende in die Erde stecken und am anderen 
Ende entzünden. 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt! 

erlin 45, den 6.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprtifung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung der Zulassung eines pyrotechnisches Gegenstandes 

Auf Grund des § 5 des Gesetzes über explosionsgefährliche Stoffe 
vom 13. September 1976 (BGBl. I, S. 2737), und des § 12 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. Juni 1983 (BGBl. I, S. 744, berichtigt BGBl. I, s. 937) 
wurde mit dem Zulassungsbescheid Nr. 10319 vom 6.3.1984 der nach­
stehend bezeichnete pyrotechnische Gegenstand zur Einfuhr, zum Ver­
trieb, zum Überlassen an andere und zur Verwendung zugelassen. 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Einführers: 

Zulassungszeichen: 

Wunderkerze 

VEB Zündwarenwerke Riesa 
Hamburger Str. 1 
DDR - 8400 Riesa 

Pyrotechnische Fabrik 
F. Felstel GmbH + Co. KG 
6719 Göllheim 

BAM - P II - 1228 

Die Zulassung ist mit folgender Auflage verbunden: 
Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist die klein­
ste Verpackungseinheit mit dem nachstehend angegebenen Hinweis 
zu versehen: 
Gegenstand mit dem Drahtende in die Erde stecken und am anderen 
Ende entzünden. 
Nur im Freien verwenden! 
Abgabe nur in ungeöffneter Originalpackung erlaubt! 

Berlin 45, den 6.3.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

Dir. u. Prof. Dr. Swart 

Bekanntmachung eines Nachtrages 
zur Zulassung eines pyrotechnischen Gegenstandes 

Die mit dem 
Zulassungsbescheid Nr. 
erteilte Zulassung des 

Bezeichnung: 

10046 vom 14.4.1977 
pyrotechnischen Gegenstandes 

Leuchtkugel-Rakete 

Name (Firma) und Anschr:lft 
des Herstellers: 

Zulassungszeichen: 

wird wie folgt geändert : 

Pyro-Chemie 
Hermann Weber & Co. GmbH 
Pyrotechnische Fabrik 
Bogestr. 54-56 
5208 Eitorf 

BAM - P II - 0362 

1. Die dem Zulassungsbescheid Nr. 10046 vom 14.4.1977 beigefügte 
Anlage 1 mit insgesamt 4 Seiten wird ungültig und durch die 
dem 1. Nachtrag zum Zulassungsbescheid Nr. 10046 beigefügte 
Anlage 1 mit insgesamt 6 Seiten ersetzt. 

2. Der im Zulassungsbescheid Nr. 10046 vom 14.4.1977 durch Auflage 
vorgeschriebene Hinweis für die Verwendung wird in: 
"Rakete mit dem Leitetab so in eine feststehende, geeignete Hal­
terung (z.B. Weinflasche, Rohr) stecken, daß die Rakete ungehin­
dert senkrecht aufsteigen kann. Schutzkappe abziehen, das 
äußerste Ende der Zündschnur entzünden und sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden!" 
geändert. 

Berlin 45, den 17.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

RegDir. Dr. Treumann 

Bekanntmachung eines Nachtrages 
zur Zulassung eines pyrotechnischen Gegenstandes 

Die mit dem 
Zulassungsbescheid Nr. 
erteilte Zulassung des 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Zulassungszeichen: 

wird wie folgt geändert: 

10183 von 8.8.1980 
pyrotechnischen Gegenstandes 

Diamant-Sonne 

Pyro-Chemie 
Hermann Weber & Co. GmbH 
Pyrotechnische Fabrik 
Bogestr. 54-56 
5208 Eitorf 

BAM - P II - 0666 

1. Die dem Zulassungsbescheid Nr. 10183 vom 8.8.1980 beigefügte 
Anlage 1 mit insgesamt 3 Seiten wird ungültig und durch die dem 
1. Nachtrag zum Zulassungsbescheid Nr. 10183 beigefügte Anlage 1 
mit insgesamt 3 Seiten ersetzt. 

2. Die im Zulassungsbescheid Nr. 10183 vom 8.8.1980 angegebene Auf­
lage Nr.2 wird in: 
2. Zusätzlich zu der vorgeschriebenen Kennzeichnung ist der Ge­

genstand mit dem nachstehend angegebenen Hinweis zu versehen: 
Sonne mit einem Nagel durch die Nabe leicht drehbar ca. 2 m 
hoch an einem Pfahl befestigen. Zündschnur am äußersten Ende 
entzünden und sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden! 
Nach dem Anzünden Sonne nicht mehr berühren oder anschieben! 

geändert. 

Berlin 45, den 17.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

RegDir. Dr. Treumann 

Bekanntmachung eines Nachtrages 
zur Zulassung eines pyrotechnischen Gegenstandes 

Die mit dem 
Zulassungsbescheid Nr. 
erteilte Zulassung des 

Bezeichnung: 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Zulassungszeichen: 

wird wie folgt geändert: 

10208 vom 17.9.1981 
pyrotechnischen Gegenstandes 

Rakete ''Tolle Lola .. 

Pyro-Chemie 
Hermann Weber & Co. GmbH 
Pyrotechnische Fabrik 
Bogestr. 54-56 
5208 Eitorf 

BAM - P II - 1150 

1. Die dem Zulassungsbescheid Nr. 10208 vom 17.9.1981 beigefügte 
Anlage 1 mit insgesamt 4 Seiten wird ungültig und durch die dem 
1. Nachtrag zum Zulassungsbescheid Nr. 10208 beigefügte Anlage 1 
mit insgesamt 6 Seiten ersetzt. 

2. Der im Zulassungsbescheid Nr. 10208 vom 17.9.1981 durch Auflage 
vorgeschriebene Hinweis für die Verwendung wird in: 
''Rakete mit dem Leitstab so in eine feststehende, geeignete Hal­
terung (z.B. Weinflasche, Rohr) stecken, daß die Rakete ungehin­
dert senkrecht aufsteigen kann. Schutzkappe abziehen, das 
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äußerste Ende der Zündschnur entzünden und sich rasch entfernen. 
Nur im Freien verwenden!" 
geändert. 

Berlin 45, den 17.4.1984 Der Präsident der 
Bundesanstalt für Materialprüfung 

Im Auftrag 
RegDir. Dr. Treumann 

Bekanntmachung eines Nachtrages 
zur Zulassung eines pyrotechnischen Gegenstandes 

Die mit dem 
Zulassungsbescheid Nr. 
erteilte Zulassung des 

Bezeichnung: 
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10304 vom 19.1.1984 
pyrotechnischen Gegenstandes 

Blink-Star-Rakete 

Name (Firma) und Anschrift 
des Herstellers: 

Zulassungszeichen: 

wird wie folgt geändert: 

Pyrotechnische Fabriken 
Hans Moog - H. Nicolaus 
Flügel 1 
5600 Wuppertal 21 

BAM - P II - 1198 

Die dem Zulassungsbescheid Nr. 10304 vom 19.1.1984 beigefügte 
Anlage 1 mit insgesamt 4 Seiten wird ungültig und durch die dem 
1. Nachtrag zum Zulassungsbescheid Nr. 10304 beigefügten 2 Anlagen 
mit insgesamt 5 Seiten ersetzt. 

Berlin 45, den 17.4.1984 
Der Präsident der 

Bundesanstalt für Materialprüfung 
Im Auftrag 

RegDir. Dr. Treumann 



Rechtliche Grundlagen der Bundesanstalt für Materialprüfung {BAM) 

Erlaß des Bundesministers für Wirtschaft über die Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM) vom 1. September 1964 
(Auszug aus: Bundesanzeiger Nr. 162 vom 2. 9. 1964, S. 1) 

§ 1 Zweck 

Die Bundesanstalt für Materialprüfung soll die Entwicklung derdeutschen Wirtschaft 
fördern, indem sie Bundesaufgaben nach den §§ 2 bis 6 und Aufgaben im Lande 
Berlin nach§ 7 erfüllt. 

§ 2 Aufgabe 

(1) Die Bundesanstalt hat die Aufgabe, Werkstoff- und Materialforschung 
entsprechend ihrer Zweckbestimmung zu betreiben und die Materialprüfung sowie 
die chemische Sicherheitstechnik stetig weiterzuentwickeln. 

(2) Ihre Forschung ist nicht an die Person gebunden. Jedes Ergebnis ihrer Arbeit soll 
auf der Erkenntnis aller von ihr gepflegten, fachlich beteiligten Wissensgebiete 
beruhen. 

(3) Die Ergebnisse ihrer und fremder wissenschaftlicher Arbeiten hat die 
Bundesanstalt zu sammeln, zu ordnen und der Allgemeinheitzugänglich und nutzbar 
zu machen. 

§ 4 Aufgaben Innerhalb der Verwaltung 

(1) Die Bundesanstalt berät die Bundesministerien. 

(2) Sie führt die Aufgaben durch, die ihr vom Bundesminister für Wirtschaft oder im 
Einvernehmen mit ihm von anderen Bundesministern übertragen werden. 

(3) Ersuchen von Verwaltungsbehörden und von Gerichten soll sie in den Grenzen 
ihrer Aufgaben entsprechen. 

§ 5 Aufträge 

Die Bundesanstalt übernimmt Aufträge aus der Wirtschaft oder von Einrichtungen 
der Verbraucher und der Verbraucherberatung, soweit sie die Voraussetzungen der 
§§ 2 und 3 erfüllen. Sie kann Aufträge ablehnen, deren Ausführung nach ihrer 
Auffassung keine wissenschaftlich wertvollen Erkenntnisse erwarten läßt oder deren 
Ergebnisse wedervolkswirtschaftlich noch fürdie Schaden- und Unfallverhütung von 
Belang sind. 

§ 6 Zusammenarbeit 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hält die Bundesanstalt Verbindung zum 
Bundesminister für Wirtschaft und wirkt mit in den technischen Ausschüssen der 

Bundesministerien, dem Deutschen Normenausschuß (DNA) ", der Internationalen 
Normenorganisation (ISO) und anderen nationalen , internationalen oder suprana­
tionalen Stellen, die für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung von Bedeutung sind. 

(2) Sie hält IernerVerbindung zu den wissenschaftlichen Hochschulen und Instituten, 
den staatlichen Materialprüfämtern und den Verbänden für Materialprüfung. 

§ 7 Aufgaben Im Land Berlln 

Für das Gebiet des Landes Berlin hat die Bundesanstalt die Aufgaben eines 
staatlichen Materialprüfungsamtes. 

§ 8 Gebühren 

Die Bundesanstalt erhebt für die Bearbeitung von Aufträgen Gebühren nach einer 
Gebührenordnung, welche der Zustimmung des Bundesministers für Wirtschaft 
bedarf. 

§ 9 Leitung und Vertretung 

(1) Die Bundesanstalt wird vom Präsidenten und im Falle seiner Verhinderung von 
dem Vizepräsidenten geleitet. Der Präsident bestimmt die Arbeitsprogramme. 

(2) Der Präsident- und im Falle seiner Verhinderung der Vizepräsident- vertritt die 
Bundesrepublik Deutschland gerichtlich und;lußergerichtlich in allen Angelegenhei­
ten , welche die Bundesanstalt betreffen. 

§ 12 lnkrafttreten 

Dieser Erlaß tritt am 1. September 1964 in Kraft; gleichzeitig treten der Erlaß vom 
20. August 1954 (Bundesanzeiger Nr. 165 vom 28. August 1954, BWM BI 1954 S. 367) 
und die zu seiner Änderung ergangenen Erlasse vom 10. Februar 1956 (Bundesanzei­
ger Nr. 36 vom 21. Februar 1956, BWM 811956 S. 114) und vom 6. November 1962 
(Bundesanzeiger Nr. 220 vom 20. November 1962, BWM 811962 S. 241) außer Kraft. 

Sonn, den 1. September 1964 
Z4- 44 0219-

Der Bundesminister für Wirtschaft Schmücker 

• Seit 1. 7. 1975 DIN Deutsches Institut für Normung e. V. 

Gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen vom 30. September 1957 
über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) vom 18. August 1969 
(Auszug aus: Bundesgesetzblatt 1969, Teil II, S. 1489) 

Artlkel1 

Dem in Genf am 13. Dezember 1957 von der Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichneten Europäischen Übereinkommen vom 30. September 1957 über die 
internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) einschließlich 
der Anlagen in ihrer am 29. Juli 1968 geänderten Fassung wird zugestimmt. Das 
Übereinkommen wird nachstehend, die Anlagen A und 8 werden in einem 
Anlagenband veröffentlicht. 

Artlke14 

(1) Zuständig für die Ausführung des Übereinkommens sind 

Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe vom 13. September 1976 
(Auszug aus: Bundesgesetzblatt 1976, Teil I, S. 2737) 

§ 44 Rechtsstellung der Bundesanstall fOr Matertalprüfung 

·(1) Die Bundesanstalt für Materialprüfung ist eine bundesunmittelbare , nicht 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts im Geschäftsbereich des Bundesmini­
sters für Wirtschaft; sie ist eine Bundesoberbehörde. 

§ 45 Aufgaben der Bundesanstalt für Materialprüfung 

Die Bundesanstalt für Materialprüfung ist zuständig für die Durchführung und 
Auswertung physikalischer und chemischer Prüfungen von Stoffen und Konstrukti­
onen sowie für die ihr durch dieses Gesetz zugewiesenen Aufgaben. 

3. die Bundesanstalt für Materialprüfung für die Zulassung der Bauart von 
Verpackungen und für die Genehmigung der Beförderung ohne Schutzbehälter; 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 18. August 1969 

Der Bundespräsident Hainemann 

Der Bundeskanzler Kiesinger 

Für den Bundesminister für Verkehr 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen Dollinger 

Der Bundesminister des Auswärtigen Brand! 

§ 53 lnkrafttreten } . 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1977 in Kraft. Die Vorschriften , die zum Erlaß .von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften ermächtiger1, tre!f>r1 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem lnkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Sprengstoffgesetz: vom 
25. August 1969 außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet . 

Sonn, den 13. September 1976 

Der Bundespräsident Scheel 

Der Bundeskanzler Schmidt 

Der Bundesminister des lnnern Maihofer 

Waffengesetz vom 19. September 1972, zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes vom 
14. Juli 1980 
(Auszug aus: Bundesgesetzblatt 1980, Teil I, S. 956) 

§ 23 Zulassung von pyrotechnischer Munition 

(1) Pyrotechnische Munition einschließlich der mit ihr fest verbundenen 
Antriebsvorrichtung darf nur eingeführt, sonst in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verbracht oder gewerbsmäßig hergestellt werden, wenn sie ihrer 
Beschaffenheit, Zusammensetzung und Bezeichnur~g nach von der Bundesanstalt 
für Materialprüfung zugelassen ist. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, 
1. soweit der Schutz von Leben, Gesundheit oder Sachgütern des Benutzers oder 

Dritter bei bestimmungsgemäßer Verwer~dung nicht gewährleistet ist, 
2. wenn die Munitior1 den Anforderungen ar1 die Zusammensetzung, Beschaffenheit , 

Maße, den höchstzulässigen normalen oder überhöhten Gebrauchsgasdruck und 
die Bezeichnung (§ 26 Abs. 1) nicht entspricht, 

3. soweit die Mur~ition in ihrer Wirkungsweise, Brauchbarkeit und Beständigkeit dem 
jeweiligen Stand der Technik nicht entspricht. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf pyrotechr~ische Munition, die für die 
Bundeswehr, den Bundesgrenzschutz , die Bundeszollverwaltur~g oder die Polizeien 
der Länder hergestellt und ihnen überlassen wird . 

(4) Die Bundesanstalt für Materialprüfung kann im Einzelfall Ausnahmen von dem 
Erfordernis der Zulassung nach Absatz 1 bewilligen , wenn öffentliche Interessen 
r1icht entgegenstehen , insbesondere wenn die in Absatz 1 bezeichneten 
Gegenstände zur Ausfuhr oder zum sonstigen Verbringen aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes bestimmt sind. 

(5) § 21 Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden . 

Bonn, den 14. Juli 1980 

Der Bundespräsident Carstens 

Der Bundeskanzler Schmidt 

Der Bundesminister des lnnern Baum 111 



Bundesanstalt BAM für Materialprüfung 
Berlin 

Feuerwerk im Jahre 1716 
Quelle: Franz Sales Meyer und Eugen Bisehoff 
"Die Festdekoration in Wort und Bild", 
Leipzig , Verlag von E. A. Seemann, 1897 
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Fig . . :1.·, Feuerwerk. Nürnberg 1 7W. 
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